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Danziger
Wirfsdiaffszeifung

21. Jahrgang 
Danzig, 1. November 1941

H erau sg e b e r: Wirtschaftskammer und Industrie- und Handelskammer Danzig-Westpreußen

W eltwirtschaft
Kürzlich ist aus verschiedenen Anlässen die Frage des Ordnungsprinzips 

in der Weltwirtschaft der Lösung nähergeführt worden. In K ö n i g s b e r g  
sprach Reichswirtschaftsminister F u n k  anläßlich der Eröffnung der Östmesse 
über den Ergänzungsraum, den die europäische Wirtschaft jetzt durch den 
Sowjetfeldzug im Osten gewonnen habe, wobei er auch das Thema einer Streu­
ung der Arbeitskräfte aufrollte. Der Minister erwähnte, daß einer Auflockerung 
der Industrieballungen im Westen auch eine Auflockerung der dort vorhan­
denen Menschenmassen und ihre Abwanderung in den Osten folgen müsse. Die 
Rohstoffgebiete des Ostens würden ohnehin eine „magnetische Anziehungs­
kraft“ auf die verarbeitende Industrie ausüben; es sei zu erwarten, daß gerade 
in den östlichen Reichsgauen die Industrialisierung, die bislang problematisch 
war, sich z w a n g s l ä u f i g  entwickeln und damit die Forderung nach einer 
harmonischen Angleichung des industriellen Potentials an den agrarischen 
Sektor erfüllen werde. Äußerungen D a n z i g e r  Wirtschaftspolitiker heben 
bereits heute die bemerkenswerte Tatsache hervor, daß — was den Reichsgau 
Danzig-Westpreußen anbetrifft — die Industrialisierung weit weniger ein 
Problem sei als vielmehr die Ansetzung ausreichender Arbeitskräfte. Der 
Reichswirtschaftsminister hat, wie oben erwähnt, auf den Ausgleich des euro­
päischen Arbeitsmarktes durch eine s i n n v o l l e  Arbeitspolitik hingewiesen, 
die nicht auf Zwangsmaßnahmen hinauslaufe, sondern den völkischen Besonder­
heiten und individuellen Wünschen entgegenkommen soll.

Elemente des Ordnungsprinzips
Bezeichnet man die Arbeitslenkung und die Industriewanderung als Ele­

mente des neuen Ordnungsprinzips, so kann man mit gleicher Berechtigung 
die Achse Berlin—Rom als das Rückgrat dieser wirtschaftlichen Neuordnung 
ansehen. Diese Tatsache kam anläßlich des Besuches des Reichswirtschafts­
ministers Funk in Rom am 23. Oktober zum Ausdruck. In Verbindung damit 
stellt das Mailänder Wirtschaftsblatt „ II solde“ fest, daß 1. die europäische 
Wirtschaft entsprechend der Zielsetzung ihres Widerstandes bis zum Siege und 
ihres Wiederaufbaues nach dem Kriege „organisiert“ werden müsse, 2. alle 
produktiven Möglichkeiten dem oft blinden ausschließlichen Streben nach un­
mittelbaren Gewinnen zu entziehen seien mit dem Versuch, in möglichst weit­
gehender und zuträglicher Weise das doppelte Ziel zu verwirklichen: Jedem, das 
heißt Ländern und Einzelpersonen, die 'größten Arbeitsmengen sowie Europa 
die weitgehende Selbstversorgung auf dem Gebiete der Ernährung und Industrie 
zu sichern, 3. die Ausdehnung der Funktionen der Achse vom ursprünglich 
politischen und militärischen auf das wirtschaftliche Gebiet zu erreichen, da 
die wirtschaftliche Neuordnung Europas das E n d z i e l  der gewaltigen An­
strengungen sei, die die Achsenmächte vollbrachten und auch heute noch voll­
bringen, um- Europa eine seiner Vergangenheit würdige Zukunft zu sichern.

Der Reichswirtschaftsminister dagegen betonte in seiner Begrüßungsan­
sprache an die italienischen Gastgeber, daß die italienische und die deutsche 
Wirtschaft als eine Einheit betrachtet werden müsse. Auch hier kommt deut­
lich zum Ausdruck, wie sehr die Neuordnung des europäischen Kontinents sich 
auf eine zwar in manchen Hinsichten zweckgebundene, im allgemeinen aber 
ideelle Solidarität der Völker stützt, die weit mehr bedeutet, als es die früheren 
Welthandelsverpflichtungen des liberalistischen Systems erreichen konnten. 
Flierzu ist noch eine andere Stimme laut geworden, die unsere künftigen Ab-

531



sichten deutet. In Braunschweig hat der Präsident des Danziger Ostsee­
institutes und Leiter des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung in 
Berlin, Professor Dr. Wagemann, kürzlich die Formulierung gebraucht: „W ir 
brauchen eine neue Weltwirtschaft“ . Fast zu gleicher Zeit betonte Reichswirt­
schaftsminister Funk in Rom, daß ein Wiederaufbau der zwischenstaatlichen 
Wirtschaftsbeziehungen nach diesem Kriege n u r  u n t e r  v ö l l i g e r  A b k e h r  
v o n  den l i b e r a l i s t i s c h e n  H a n d e l s -  u n d  W i r t s c h a f t s m e t h o ­
den d u r c h g e f ü h r t  w e r d e n  könne.  D a m i t  s i nd  d ie  F r o n t e n  
g e k l ä r t .

Ein Rückblick
auf die Zeit seit 1933 zeigt die einzelnen Etappen dieser Frontenbildung. In 
Deutschland war es der „Neue Plan“ , verbunden mit der Devisenbewirtschaf­
tung (in Italien die Getreideschlacht), die für Deutschland veranlaßten, daß 
Einfuhr und Ausführ in ein richtiges Verhältnis zueinander gestellt wurden 
(andererseits in Italien die Ernährungsfrage gemeistert werden konnte). M it 
dem Entstehen des Vierjahresplanes im Reich, dem auf der landwirtschaft­
lichen Seite die Erzeugungsschlacht beigegeben wurde, machte die Selbstversor­
gung des deutschen Volkes weitere Fortschritte. Die starke Anspannung der 
deutschen Wirtschaft auf der Seite der Kriegsproduktion ließ zwar den Ver­
brauchsgütersektor nicht mehr im Vordergründe des Interesses stehen, doch 
lehrten zwei Jahre Krieg und notwendige Kriegseinschränkung, daß der zivile 
Bedarf, wenn auch mit „Atempausen“ , immer noch gedeckt werden konnte. 
Die freiwillig übernommene Autarkie, die so oft im Auslande diskriminiert 
worden ist, hat gewiß rüstungsbedingte Gründe gehabt, sie stellt sich heute 
aber — europäisch betrachtet — als Beginn und Voraussetzung eines neuen 
Wirtschaftsdenkens und -handelns heraus, das bei einer Anwendung auf den 
g e sam t en  Kontinent und unter Berücksichtigung der neugewonnenen Roh­
stoffgebiete im Osten geeignet ist, Europa vor a l l e n  Übergriffen w irt­
schaftspolitischer A rt aus Übersee zu sichern und darüber hinaus solide Grund­
lagen des Lebens zu schaffen. Die europäische Selbstversorgung, wie sie in dem 
Mailänder Wirtschaftsblatt „ II solde“ angedeutet worden ist, bedeutet aber — 
ebensowenig wie die deutsche Autarkie — den Verzicht auf weltwirtschaft­
liches Handeln, wenngleich sie auch eine A rt Defensivstellung ist. Anderer­
seits kann selbst in Anbetracht dieser V o r s i c h t s m a ß n a h m e n  kein Zweifel 
mehr daran bestehen, daß die Achsenmächte den Krieg bereits wirtschaftlich 
gewonnen haben insofern, als nicht nur die britische Blockadewaffe unwirksam 
geworden ist; weit mehr wird die systematische Intensivierung des heute Europa 
zur Verfügung stehenden Großwirtschaftsraumes in ein oder zwei Jahren be­
reits fühlbare Entlastungen schaffen, die sich allgemein auf eine E r h ö h u n g  
des L e b e n s s t a n d a r d s  der  V ö l k e r  g ü n s t i g  auswirken werden.

Keine Gleichschaltung
Es verlohnt sich, an dieser Stelle noch einmal auf einen Ausspruch 

Dr. Funks in Rom hinzuweisen, in welchem der Behauptung entgegengetreten 
wurde, als bedürfe Deutschland einer „Gleichschaltung“ anderer Länder, um 
den neuen Ordnungsprinzipien, die hier angedeutet wurden, Geltung zu ver­
schaffen. Es ist im Auslande auch nicht unbeachtet geblieben, daß der Minister 
erklärte, Deutschland werde nach dem Kriege das zum Ausgleich der Salden 
erforderliche G o l d  haben.

Die praktischen Entwicklungsmöglichkeiten, die dem neuen Ordnungs­
prinzip der wirtschaftlichen Achse zur Verfügung stehen, sind recht eindeutig 
geworden; sie statistisch nachzuweisen, mag einer anderen Angelegenheit Vor­
behalten bleiben. Daß sie Realitäten von höchstem Rang sind, darüber soll sich 
niemand, auch im neutralen Auslande, täuschen. Vom Mittelmeer bis zur Ost­
see und von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer spannt sich heute der Bogen 
der Aktivität zur Sicherung der Lebensbasis Europas. Indem die Achse im 
Osten zur Offensive übergegangen ist, hat sie gleichzeitig den Blockadeversuch 
entkräftet und damit die offensive Wirtschaftspolitik der Angelsachsen zum 
Stillstand gebracht. Im Osten formiert sich ein neues K r ä f t e f e l d  der W irt­
schaft, das — man denke an die Ukraine — auf lange Sicht den europäischen 
Lebensraum entscheidend beeinflussen wird. Zu diesem Kräftefeld gehören 
aber auch in wesentlicher Position die Reichsgaue Danzig.- Westpreußen, 
Wartheland und die Provinzen Oberschlesien und Ostpreußen. Danzig-West­
preußen mit seinem Hafen, der zu den größten des Ostseeraumes gehört und 
ein Hinterland aufzuweisen hat, das den gesamten Ostraum umspannt, wird bei 
der Aufrichtung der Wirtschaftsordnung und der neuen Weltwirtschaft nicht 
unbeteiligt bleiben; die Leistungen der Hafengemeinschaft Danzig-Gotenhafen 
vor und auch schon während dieses Krieges sind wohl der beste Beweis dafür.

E. S.
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ź e i i ł r a g e n
N o r d o s t e u r o v a  nimmt in der Großraumbilanz einen beachtlichen .Platz 

^  ein. Gelegentlich der Eröffnung der Königsberger Herbst­
messe hat der Reichswirtschaftsminister die vielseitigen Austauschmöglichkeiten 
angedeutet, die sich für die Zukunft zwischen dem befreiten baltischen Raum 
und den übrigen europäischen Ländern heute bereits abzeichnen. Wenn auch 
das einjährige Vernichtungswerk der Bolschewistenherrschaft seine unverkenn­
baren Spuren hinterlassen hat, so kann für die Zukunft doch noch weitgehend 
an die wirtschaftlichen Leistungen dieses Raumes und an seine Handels­
beziehungen nach Mitteleuropa angeknüpft werden, wie sie vor der Ver­
sklavung innerhalb des „Sowjetparadieses“ bestanden haben. Insbesondere bietet 
dabei der ausgesprochen agrarische Charakter Nordosteuropas die Grundlage für 
ebenso lohnende Intensivierungsmöglichkeiten, wie das nationalsozialistische 
Deutschland sie mit bereits eindeutigem Erfolg auch im Südosten des Kontinents 
geregt und tatkräftig gefördert hat. Es verlohnt sich, unter diesen Verhältnissen 
einmal einen kurzen Rückblick auf die früheren, normalen Wirtschafts­
beziehungen jener baltischen Länder nach außen hin anzustellen — und das 
bedeutet in erster Linie die Frage nach dem Austau schver kehr mit Deutschland, 
das ja auch für die künftigen weitergehenden Verflechtungen seine zentrale 
Mittlerrolle behalten wird. Außenhandelsstatistisch betrachtet, war die Lage der 
drei Randstaaten Litauen, Lettland und Estland im letzten Normaljahr 1938 
bemerkenswert gut ausgeglichen, dagegen diejenige Finnlands im Zusammenhang 
mit der damaligen schlechten Holzkonjunktur, im Gegensatz dazu leicht passiv.

Außenhandel 1938 der nordosteuropäischen Länder
(in Millionen Landeswährung)

Einfuhr Ausfuhr Saldo
Litauen (L it) 223,7 233,2 + 9,5
Lettland (Lat) 227 227 0
Estland (Kr.) 107,2 103,9 — 3,3
Finnland (FM) 8612 8431 — 181

Eine entscheidende Rolle für die einzelnen Außenhandelsbilanzen spielte 
dabei das enge Austauschverhältnis zu Deutschland, dessen Anteil als Abnehmer 
der jeweiligen agrarischen Landeserzeugnisse wie als Lieferant der benötigten 
industriellen Produktionsgüter damals bereits gut balanciert war.

Anteil Deutschlands (einschl. Ostmark) 1938)
Einfuhr Ausfuhr 

(in vH.)
Litauen 25,0 27,0
Lettland 39,3 33,7
Estland 31,3 31,5
Finnland 20,7 14,8

Dabei stellten die Randstaaten nach der Situation von 1938 ausgesprochene 
agrarische Überschußgebiete dar. So standen im Vordergründe des litauischen 
Exports Butter, Schweine, sonstige Fleischprodukte, Eier und Geflügel, Getreide, 
Flachs, Holz, während unter den Einfuhrposten außer Textilien besonders 
Maschinen eine bedeutende Rolle spielten, neben denen noch Eisen und Stahl, 
Kohlen sowie Kunstdünger größere Werte erreichten. Entsprechend lag für 
Lettland das Schwergewicht auf der Erzeugung von Holz, Getreide und Flachs, 
wozu noch die Erträge der Fischerei als erwähnenswert hinzukamen. Ziemlich 
das gleiche Bild ergab sich unter normalen Verhältnissen auch in Estland, nur 
daß statt des Getreides hier stärker Kartoffeln für die Ausfuhr in Frage kamen. 
Schon eine solche flüchtige Umschau vermittelt eine Ahnung davon, daß diese 
vom bolschewistischen Joch befreiten Gebiete nicht zu unterschätzende Aktiv­
posten in der lebenswichtigen europäischen Versorgungsbilanz zu werden ver­
sprechen, zumal die, bereits erprobte Förderung und Intensivierung von deutscher 
Seite die Ertragsfähigkeit dieses Agrarraumes noch beträchtlich verbessern 
dürfte. Damit kündigt sich aber auch ein wesentlich gehobener Lebensstandard 
für diese Prpduktionsgebiete selbst an. Über die Bedeutung unseres finnischen 
Verbündeten für die europäische Rohstoffbilanz ist in den letzten Monaten 
ausführlich genug berichtet worden (vergl. auch Heft 19 vom 1.10. 41), so daß 
hierzu kaum Neues zu sagen ist. Besonders die Holzausfuhr bietet neuerdings 
dem Lande große Möglichkeiten, und im Gegensatz zu früheren Konjunktur­
schwankungen sichert der allenthalben zunehmende Zellstoffbedarf eine gleich­
mäßige Absatzlage. So gleichen sich auch hier die Interessen aus.
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O e ffe n tJ ic h e  A u f t r ä g e
sind nicht immer leicht unterzubringen. Der 
große Umfang der öffentlichen Aufträge hat 
dazu geführt, daß die Behörden neue Lie­

feranten suchen und Unternehmer, die bisher nur für Privatkunden arbeiteten, 
sich jetzt um öffentliche Aufträge bemühen. In der Vermittlung solcher Auf­
träge haben nun manche berufsfremden Gelegenheitsvermittler ein lohnendes 
Geschäft gewittert. Das Oberlandesgericht Köln hatte im vergangenen Jahr 
zu einem solchen Fall Stellung zu nehmen. Es kommt in dem jetzt veröffent­
lichten Urteil zu einer völligen Ablehnung dieser Gelegenheitsvermittler. Es 
stellt sich auf den Standpunkt, daß die Tätigkeit eines berufsfremden Ge­
legenheitsvermittlers, der sich aus reiner Gewinnsucht in die Vergebung von 
öffentlichen Aufträgen einschiebt, volkswirtschaftlich überflüssig und geeignet 
ist, öffentliche Bauvorhaben zu verteuern, ohne der Allgemeinheit ent­
sprechenden Nutzen zu bringen. Das Gericht stellt sich auf den Standpunkt, 
daß weder leistungsfähige Firmen noch kundige Behörden einer solchen Ver­
mittlung bedürfen. Um den Kontakt zwischen beiden herzustellen, sind im 
ganzen Reich die Bezirksausgleichstelien für öffentliche Aufträge geschaffen 
worden. Ihnen stehen überdies die Gruppen der gewerblichen Wirtschaft zur 
weiteren Beratung und Vermittlung zur Verfügung. Das Urteil ist nicht ohne 
Kritik  geblieben. In der Zeitschrift der „Akademie für Deutsches Recht“ wird 
jetzt mit der Begründung dagegen Stellung genommen, daß sich die Tätigkeit 
des Vermittlers in diesem Falle entgegen der Annahme des Gerichts als nutz­
bringend erwiesen habe. Die in Frage stehende Firma war mit ihrem Angebot 
auf Grund des Gutachtens eines Innunsgsverbandes zunächst abgewiesen 
worden. Nach Einschaltung eines Vermittlers wurde sie aber dennoch mit dem 
Aufträge betraut und erledigte-ihn zur Zufriedenheit der behördlichen Auftrag­
geberin. Die Tätigkeit des Vermittlers sei also nutzbringend gewesen. —• Bei 
diesem Urteil und der K ritik  ist über diese beiden Standpunkte hinaus im Auge 
zu behalten, daß nur der Sanderfall des Gelegenheitsvermittlers zur Ent­
scheidung stand, und daß der berufliche, ehrliche Makler zwischen den Parteien 
in der Nützlichkeit seiner Tätigkeit nicht in Frage gestellt werden soll.

I n  d e r  B i n n e n -  ist der Frachtenstop eingeführt worden. In einer ge-
S C h i f f d h r t  meinsam vom Reichskommissar für die Preisbildung

und vom Verkehrsminister erlassenen Verordnung wird 
die Frachtenbildung in der Binnenschiffahrt neu geregelt. Die Binnenwasser­
frachten, die bei der besonderen Lage der deutschen Binnenschiffahrt bisher 
von dem Preiserhöhungsverbot ausgenommen waren, werden danach jetzt ganz 
allgemein dem Preisstop unterstellt. Überhöhte Frachten sind auf einen ange­
messenen Betrag herabzusetzen. Stichtag für das Frachtenerhöhungsverbot ist 
der 1. September 1941. Auch die in der Binnenschiffahrt vielfach üblichen 
Zuschläge für Niedrigwasser, Hochwasser und Eisgang sowie Sperrigkeits- 
zuschläge und alle sonstigen Zuschläge sind zu diesem Zeitpunkt gestopt, 
Darüber hinaus müssen die Entgelte in der Binnenschiffahrt nach den Grund­
sätzen einer verpflichteten Volkswirtschaft gebildet werden. Durch die neue 
Verordnung, die die bereits bestehenden Verwaltungsanordnungen zur Aufsicht 
über die Frachtenbildung und zur Frächtenüberwachung ' ablöst und auf eine 
einheitliche Grundlage stellt, wird nunmehr die Binnenschiffahrt mit ihren 
Frachten organisch in das bestehende Preissystem eingebaut. Auf die besonderen 
Bedingungen der Schiffahrt wird dabei hinreichend Rücksicht genommen. So 
bestimmt die Verordnung noch im einzelnen, daß für sämtliche Anträge auf 
Fraqhtfestsetzung die. Frachtenausschüsse zuständig sind. Die Beschlüsse der 
Frachtenausschüsse müssen durch den Reichskommissar für die Preisbildung 
oder die von ihm beauftragten Stellen bestätigt werden. Um eine wirksame 
Frachtenkontrolle zu ermöglichen, wird auch die Verordnung über den Nachweis 
von Preisen vom 23. November 1940 auf die Leistungen der Binnenschiffahrt 
ausgedehnt. Die näheren Anweisungen hierzu werden von der Reichsverkehrs­
gruppe Binnenschiffahrt mit Zustimmung des Reichskommissars für die Preis­
bildung erlassen. Im übrigen regelt ein gemeinsamer Runderlaß des Reichs­
kommissars für die Preisbildung und des Reichsverkehrsministers die wesent­
lichen Verfahrensvorschriften zur Durchführung der Verordnung, die im Reichs­
gesetzblatt vom 10. Oktober 1941 veröffentlicht ist und am 15. Oktober 1941 
in Kraft tritt.

D e r  d e u t s c h -  soll aktiviert werden. Anläßlich der jetzt in Stockholm statt- 
^ n h i A r & r l i v r h e *  gefundenen Verhandlungen des deutsch-schwedischen Regie- 
r j  j  l rungsausschusses ist die Absicht zum Ausdruck gebracht worden,
H a n d e l  den Handelsverkehr angesichts der bisherigen günstigen Ent­
wicklung im nächsten Jahr noch weiter auszudehnen. Die Voraussetzungen 
hierfür sind trotz der Schwierigkeiten, die der schwedische Außenhandel seit
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Kriegsbeginn zu überwinden hatte, durchaus günstig. Der Außenhandel spielt 
für die skandinavischen Staaten und insbesondere für Schweden eine entschei­
dende Rolle. Fiel in Deutschland inj Jahre 1938 auf den Kopf der Bevölkerung 
ein Außenhandelsbetrag von 138 RM, so waren es in Schweden 416,— RM. 
Ohne gut funktionierenden Außenhandel ist die schwedische Wirtschaft lahm­
gelegt. Durch die Sperrung des Westausganges der Ostsee und den Ausfall der 
alten Märkte mußte sich Schweden neue Märkte auf dem Kontinent suchen. Es 
hat diese dank der deutschen Unterstützung überraschend schnell gefunden. 
1940 überstieg die Ausfuhr monatlich schon wieder 100 M ilk Kr. Zwar ist das 
gegenüber dem Friedensjahr 1938 immer noch ein Minus von etwa einem Drittel, 
aber die Entwicklung weist deutlich nach oben. Insbesondere hat sich der 
deutsch-schwedische Handel verstärkt. In der Ausfuhr macht der deutsche An­
teil schon mehr als die Hälfte und in der Einfuhr rund 40 v. H. aus. Vor allem 
nimmt Deutschland, um einen zu starken Rückschlag der schwedischen Holzver­
arbeitung zu verhindern, laufend größere Mengen Holz und Zellulose auf. Der 
deutsch-schwedische Warenverkehr wird dadurch erleichtert, daß der Ausgleich 
des Verrechnungskontos immer wieder herbeigeführt werden konnte. Das 
deutsch-schwedische Clearing hat sich seit seinem Entstehen vor nunmehr 
7 Jahren als vorbildlich erwiesen. Unter seiner Herrschaft ist der Handel nicht 
geschrumpft, sondern hat sich ausgedehnt. Für Ende Oktober sind in Berlin neue 
Regierungsbesprechungen vorgesehen, die die Kontingente für das Jahr 1942 neu 
festsetzen und das Funktionieren des Clearings sicherstellen sollen. Bis zum 
Jahresschluß werden die deutschen Lieferungen von Massengütern, so insbe­
sondere von Kohle, in dem Maße erhöht werden, wie dieses für die Erhaltung 
der Produktionskraft der schwedischen Wirtschaft erforderlich ist.

W e iß iu th e n ie n  i-st durch die Einsetzung der Zivilverwaltung interessant
geworden. Weder in landwirtschaftlicher noch in indu­

strieller Hinsicht ist das Gebiet unter russischer und polnischer Herrschaft 
genügend entwickelt worden. Obwohl 16 °/o der landwirtschaftlichen Nutz­
fläche auf Wiesen entfällt, hat sich eine intensive Viehzucht als Basis einer 
landwirtschaftlichen Veredlungsproduktion hauptsächlich infolge des Fehlens 
eines kaufkräftigen Binnenmarktes und der ungünstigen Absatzverhältnisse bei 
verkehrsmäßig nur schwacher Erschließung des Landes nicht entwickelt. Bis 
1927 war das Vorherrschen der handwerklichen Betriebsform im Kleingewerbe 
und in der Heimindustrie für die Wirtschaftsstruktur dieser Sowjetrepublik 
kennzeichnend. Seitdem hat im Zuge der Durchführung der Fünfjahrespläne 
auch die staatliche Großindustrie an Boden gewonnen, die jedoch 1934 (neuere 
Angaben liegen nicht vor) lediglich 195 000 Arbeitskräfte beschäftigte, das sind 
knapp 4 °/o der Gesamtbevölkerung und nur 15 % der städtischen Bevölkerung.. 
In erster Linie handelt es sich um die industrielle Verarbeitung forst- und 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse wie Holz, Holzmasse für die Papierherstellung, 
Getreide und Flachs. Die Sowjetregierung hat neben Spiritusbrennereien, Zünd­
holz- und Glasfabriken noch Werke zur Erzeugung landwirtschaftlicher Ma­
schinen, Metallverarbeitungsfabriken, Großbetriebe der chemischen Industrie 
und Kraftwerke errichtet, die zwar der Produktionsstruktur des Landes einen 
etwas vielseitigen Charakter verliehen, im übrigen aber an der industriellen 
Rückständigkeit dieser Gebiete nichts geändert haben. Die Torfvorkommen 
werden auf 2 Milliarden Tonnen Gewicht geschätzt, sind jedoch noch kaum 
erschlossen, aber für den industriellen Ausbau außerordentlich wichtig.

Durch die Eingliederung der ehemals polnischen Gebiete vergrößerte sich 
das Flächenareal der weißruthenischen Sowjetrepublik um weitere 100 000 qkm 
(vor 1939 =  127 000 qkm), während die Bevölkerung um rund 5 000 000 anwuchs 
(vor 1939 =  5,6 Mül.)", wovon 90 °/o in der Landwirtschaft beschäftigt waren. 
Der Hauptreichtum des ehemals polnischen Gebietes sind seine Wälder, die 
23.5 % der Gesamtfläche einnehmen. M it einer jährlichen Zuwachsrate vop 
6—7 M ill. cbm könnten diese Wälder die Basis für eine leistungsfähige Holz- 
bearbeitungs-, holzchemische und Papierindustrie abgeben. Białystok ist das 
Zentrum der westweißrutheniscben Textilindustrie, die in den letzten Jahren 
etwa 6—7 M ill. Meter Gewebe pro Jahr erzeugte. Zur Zeit der Freien Stadt 
Danzig war die Bialystoker Textilware hier sehr bekannt und auch geschätzt. 
Nach Białystok ist das bei Baranowicze liegende Lida die zweitgrößte Industrie­
stadt des Landes, die Sitz der westweißrutheniscben Gummiindustrie ist und 
täglich etwa 4000 Paar Gummi- und Überschuhe herstellte. Die metallverarbei­
tende Industrie und Maschinenindustrie stand auf niedrigster Entwicklungsstufe. 
Auf dem Verkehrsgebiet kommt dem weißruthenischen Gebiet eine große 
Bedeutung zu, da a l l e  Wasserstraßen, die die Ostsee mit dem Schwarzen Meer 
verbinden oder verbinden könnten, in ihm gelegen sind. Der Düna-Dnjepr-Kanal, 
den die zaristische Regierung erbaute, ist heute stark versandet. Seine Wieder­
herstellung und sein Ausbau wären technisch verhältnismäßig leicht zu schaffen.
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D e r  O s ts e e ra u m  e n td e c k t d e n  T o r i

Infolge der durch den Krieg erschwerten Brennstoff Be­
schaffung hat der Torf in allen europäischen Ländern, be­
sonders in den kohlearmen, in den letzten Jahren stark an 
Bedeutung gewonnen. Aber nicht allein seine Verwendbarkeit 
für Brennzwecke, die neu entdeckt wurde, sondern auch seine 
vielseitige Verwertbarkeit für eine ganze Reihe anderer 
Zwecke hat ihn als Rohstoff immer mehr in den Vordergrund 
gestellt.

Im Kamin und im Generator
Deutschlands wichtigste Torfvorkommen liegen in der 

Nordwestecke des Reiches, und 80 °/o der nordwestdeutschen 
Torfindustrie entfallen allein auf den Gau Weser-Ems, aber 
auch zwischen Weser und Elbe, in Schleswig-Holstein, Ost­
preußen, Baden, Württemberg und im Alpenvorland, nament­
lich auch in der Ostmark, wird Torf in zahlreichen Hoch­
mooren gegraben. Die gesamten Torfvorräte Deutschlands 
werden auf 10 Mrd. t  geschätzt. Die Verwertung des soge­
nannten Schwarztorfs, aus dem die tiefer liegenden älteren 
Torfschichten bestehen, zu Brennzwecken, geht auf eine lange 
Vergangenheit zurück. Holländische Landwirte und deutsche 
Bauern im Emsland haben sich von jeher ihren Brennstoff - 
bedarf aus dem nahen Moore geholt. Aber auch die auf­
kommende Industrie hat dem Torf schon bald ihr Interesse 
zugewandt. Die oldenburgische Klinkerindustrie verfeuert 
Torf unter ihren Kesseln. In Elektrizitätswerken in der Nach­
barschaft der Fundstätten dient Torf zur Erzeugung von elek­
trischem Strom. Ferner findet er Verwendung in Glashütten 
und neuerdings auch in Form von Torfkoks als Stahlhärte­
mittel in der zum Klöcknerkonzern gehörenden Georgs-Ma­
rienhütte. Kurz nach dem Weltkrieg hat man bereits be­
gonnen, Torfkoks für die Erzeugung von Generatorgas in 
Dienst zu nehmen, wofür er wegen seiner leichten Entzünd­
barkeit und geringen Schlackenbildung besondere Eignung be­
sitzt. Neuerdings wird auch der Brennstoff selbst in Genera­
toren zum Antrieb von Lastkraftwagen verwandt. Da Holz 
heute als Rohstoff für die Zellwollerzeugung dringend be­
nötigt wird, sind auch hier Zukunftsmöglichkeiten vorhanden.

Dünger, Streu und Spinnstoff
Soll der Schwarztorf helfen, Holz einzusparen, so soll der 

hellere Weißtorf der oberen Schichten vor allem unsere 
Strohreserve entlasten. Der Absatz von Torf in der Land­
wirtschaft hing in früheren Jahren maßgeblich von der Stroh­
ernte ab, denn nur bei knappem Strohanfall war der Bauer 
geneigt, die gewohnte Strohstreu durch Torfstreu zu ersetzen. 
Die Torfstreu liefert ein weiches und warmes Lager, das 
flüssige Ausscheidungen gut auf saugt.. Auch in Fällen von 
Maul- und Klauenseuche hat sich die Torfstreu bewährt. 
Weil das Stroh gleichfalls in der Zellstofferzeugung Eingang 
gefunden hat, wird der Torf als Stall- und Lagerstreu in 
Zukunft noch stärker nachrücken müssen. Noch wichtiger 
als für Einstreu für den Viehstall ist der Torf in Gestalt des 
Torfmulls für die Bodenverbesserung. Torf bewirkt eine wert­
volle Humusanreicherung, er macht den Boden bindiger und 
wasserhaltiger. Schwerer Boden wird von ihm aufgelockert, 
bei leichtem Boden wird die wasserhaltende Kraft verbessert. 
Zermahlener Torfmull läßt sich unter Zusatz gewisser 
Düngersalze zu einem Volldünger verarbeiten, der dem Stall­
mist an Güte nicht nachsteht und der vor allem beim Anbau 
von Gemüse, Obst, Wein und Tabak sowie bei anderen 
Spezialkulturen schätzenswerte Dienste leistet. Unsere Wehr­
macht benutzt ebenfalls Torfstreu und Torfmull für verschie­
dene kriegswichtige Zwecke. Torfmehl wiederum wird zur 
Verpackung und Frischerhaltung von Früchten, namentlich von 
Tomaten, verwandt, auch dient es wegen seiner guten Isolier­
fähigkeit als Füllmittel in Eiskellern, Brutkammern und Warm­
räumen. In neuester Zeit hat der Torf auch in der Papier-: 
herstellung und sogar in der Spinnstoffwirtschaft Fuß gefaßt. 
Torffaser aus dem in den Mooren vorhandenen Wollgras gilt 
heute als begehrter Neustoff (Pferdedecken, Teppiche, Läufer, 
Fußmatten, Watte, Mischgarne, Isolierstricke usw.). Die 
nicht versponnene Faser wird als Polstermaterial benutzt, sie 
dient zur Filz- und Friesherstellung, desgleichen als Ver­
dichtungsmittel.
Pläne und Leistungen

Torfländer sind neben Deutschland die Skandinavischen 
Staaten, Schweden, Norwegen, Finnland, desgleichen Däne­
mark und die Niederlande (Dente und Groningen) und ganz

besonders Rußland. In Norwegen schätzt man die zur Ver­
fügung stehende Moorfläche auf 30 Mül. Dekar. Die bis­
herige Jahreserzeugung von 1,5 M ill. cbm soll noch im lau­
fenden Jahr auf mindestens 2 M ill. cbm gebracht werden. 
In Schweden sind 14 »/o der Gebietsfläche mit Torfmooren 
bedeckt. Die vorhandenen Moore würden ausreichen, den 
Brennstoffbedarf des Landes für etwa 700 Jahre zu befrie­
digen. Doch bleibt zu bedenken, daß eine Erzeugung von, 
100 M ill. t  Torfbriketts die, Errichtung von 200 neuen, 
Brikettfabriken nötig machen würde mit einem Kostenauf­
wand von 800 M ill. Kronen. Es ist eine viel diskutierte 
Frage der schwedischen Wirtschaftspolitik, wie weit man 
in eine solche Ausdehnung der Torferzeugung hineinsteigen 
soll. Vorläufig plant man eine Erzeugungsverdoppelung und 
hofft, den diesjährigen Anfall von 400 000 t  auf 1 M ill. t  
zu steigern, um auf diese Weise Brennholz und Kohlenein­
fuhr zu sparen. Auch in der Landwirtschaft Schwedens 
findet der Torf steigende Verwendung, vor allem bei der 
Durchführung det neuen Aufforstungspläne. Für die Aus­
beutung der Torflager in Frankreich ist unlängst eine Zen­
tralstelle in Paris geschaffen worden, die zunächst daran 
arbeitet, die für eine erweiterte Torfgewinnung notwendigen 
geologischen und statistischen Unterlagen zu beschaffen. 
Frankreich verfügt über große, noch wenig abgebaute Torf­
lager, insbesondere an der Somme und im Süden des Landes. 
Insgesamt sind rd. 500 000 ha Torffläche vorhanden mit 
einem geschätzten Torfbestand von 2 Mrd. t. Wegen seiner 
Kohlenarmut hat der Torf für Italien besondere Bedeutung. 
Die bisher abgebauten Fundstätten liegen am Südabhang der 
Alpen und der nördlichen Poebene. Im europäischen Südost­
raum verfügt Ungarn über ausgedehnte Torflager. Über den 
ohne Frage ganz außerordentlich hohen Torfreichtum Ruß­
lands sind zur Zeit noch nicht einmal ungefähre Schätzungen 
möglich. Als Hausbrand hat der Torf in Rußland immer 
eine große Rolle gespielt, weil bei dem schlecht ausge­
bauten Verkehrsnetz die Kohle aus dem Donez-Becken nicht 
allen Bedarfsgebieten zugeführt werden konnte. In den letzten 
Jahrzehnten sind in Rußland große Fortschritte in der Torf­
wirtschaft gemacht worden, Zahlreiche Überlandzentralen 
von zum Teil sehr großen Ausmaßen werden nur mit Torf 
betrieben.

Sichtlich hat der Krieg also in allen Ländern das Inte­
resse an einer wirtschaftseigenen Torfbasis wesentlich ver­
stärkt. Während des Weltkrieges ist die Torferzeugung 
Deutschlands ungefähr auf 500 000 t  verzehnfacht worden. 
Auch in diesem Kriege werden die größten Anstrengungen 
gemacht, die Torfgewinnung zu erhöhen. Die dem Torf in­
zwischen aufgeschlossenen neuen Verwendungsmöglichkeiten 
lassen eine wesentliche Produktionsausdehnung nur umso 
erwünschter erscheinen.

\

Neue Fahre zwischen Hamburg und Kopenhagen
Über technische Einzelheiten bei der neuen Eisenbahn­

linie von Nyköbing, Falster nach Rödby und über die Über­
fahrt von Rödby nach Fehmarn sind Verhandlungen geführt 
worden. Hierbei wurde der Typ der Fähre festgesetzt. Die 
dänischen Staatsbahnen wünschen den gleichen Fährentyp 
einzusetzen, wie bei der bisherigen Große-Belt-Fähre. Die 
Fähre soll 40 Eisenbahnwagen aufnehmen können. Man rech­
net damit, daß der Schnellzug überführt werden kann. Es 
besteht die Meinung, daß die Deutschen den Verkehr des 
Schnellzuges auf der deutschen Seite und die Dänen auf der 
dänischen Seite der Ostsee übernehmen sollen.

Beide Länder, Dänemark und Deutschland, bauen eine 
dreifuhrige Motorfähre, und gleichzeitig soll eine Nebenfähre 
eingesetzt werden, so daß die Fähre, die jetzt auf der Strecke 
Warnemünde—Gjedser eingesetzt ist, als Reservefähre dienen 
kann. Der Bau der Fähre, der etwa 4 M ill. Dkr. kosten 
wird, und auch des Schnellzuges sind in den Arbeitsplan der 
dänischen Regierung aufgenommen worden.

Verbesserung der Saßnitz-Trellborg-Route
Der Generaldirektor der schwedischen Eisenbahn C. Dahl­

beck, äußerte bei seiner Rückkehr aus Deutschland, daß er 
eingehende Besprechungen über die Entwicklung der Trell- 
borg—Saßnitz—Route in Deutschland geführt hat. Er be­
tonte, daß deutscherseits großes Interesse an einer bedeut­
samen Verbesserung der Überfahrt gezeigt wird.

536



Die Ostseeschiffahrt
Die Befrachtungstätigkeit besonders in der Kohlenschiff - 

fahrt auf Dänemark war in letzter Zeit sehr lebhaft. Gegen­
wärtig ist aber ein Stillstand zu verzeichnen. Vorwiegend 
dänische Schiffe sind in die Kohle- und ,Koksbefrachtung 
einbezogen worden. Auch die Erzladungen ab Schweden nach 
Deutschland zeigen eine gewisse Lebhaftigkeit. Salpeter­
fahrten von Norwegen nach Dänemark sind sowohl für 
kleinere als auch größere Dampfer^ stark gefragt. Die Frach­
tennotierungen sind unverändert mit etwas fester Tendenz.

Neue finnische Devisenbestimmungen
Die finnische Regierung hat auf dem Gesetzwege neue 

Devisenbestimmungen getroffen. Hiernach ist jede Verwen­
dung von Devisen, Wertpapieren und Guthaben, sowie Jeg­
liche Überweisungen ins Ausland künftig von einer Genehmi­
gung der Bank von Finnland abhängig. Diese Transaktionen 
können nur entsprechend den von der Bank festgesetzten 
Bedingungen und Begrenzungen stattfinden.

Lebenshaltung in Finnland um 42 °/o gestiegen
Aus einer Wirtschaftsübersicht des laufenden Jahres geht 

hervor, daß die Beschäftigung der verschiedenen Industrie- 
zweige entsprechende Schwierigkeiten infolge des Mangels an 
Rohstoffen mit sich brachte. Der Produktionswertindex ist 
im zweiten Quartal dieses Jahres von 212 (im vergangenen 
Jahr) auf 172 zurückgegangen. Die Produktionsziffern für 
die Metall- und Maschinenindustrie und für die Textil­
industrie sind in den letzten Monaten auffallend stark ge­
fallen. Die Nachfrage nach Fertigerzeugnissen ist sehr groß; 
der Warenmangel macht sich aber äußerst stark bemerkbar.

Die E x p o r t i n d u s t r i e  zeigte für das zweite Quar­
tal dieses Jahres ein etwas größeres Produktionsvolumen 
als für den entsprechenden Zeitraum des Jahres 1939. Der 
Sägeschnitt von Holzwaren wird auf etwa 150 000 Standard 
geschätzt, gegenüber 100 000 pro Quartal des vergangenen 
Jahres. Der Rückgang in der Produktion der finnischen 
Papierindustrie war weiterhin stark, konnte sich allerdings 
gegenüber dem vergangenen Jahr etwas erholen.

Die P r e i s e  sind im zweiten Quartal 1941 weiterhin 
gestiegen. Für Exportwaren war die Steigerung der Fob- 
Preise verhältnismäßig gering, etwa 10 °/o, oder 50 °/o gegen- 
über dem Niveau der entsprechenden Zeit des Jahres 1939,. 
Dagegen waren die Cif-Preise für Importwaren außerordent­
lich hoch. Die neuen Steigerungen für das zweite Quartal 
werden im Durchschnitt auf 15 °/o geschätzt und entsprechen 
einer Steigerung von ca. 130 o/o gegenüber dem entsprechenden 
Zeitraum des Jahres 1939. .

Die Lebenshaltungskosten haben im Vergleich zum Juni 
des vergangenen Jahres eine Steigerung von 42 o/o erfahren.

Finnische Wirtschafts Verhandlungen mit der 
Slowakei und mit Ungarn

Anfang Oktober werden zwischen der Slowakei und 
Finnland Verhandlungen über den Warenaustausch zwischen 
beiden Ländern stattfinden. Nach Abschluß dieser Ver­
handlungen wird sich die finnische Delegation von Preßburg 
nach Ungarn begeben, um dort ebenfalls neue Richtlinien für 
den finnisch-ungarischen Warenaustausch festzulegen.

Hohes finnisches Außenhandelspassivum
Die finnischen Importe im ersten Halbjahr 1941 erreich­

ten 4 240 M ill. Fm. (im Vorjahr 1172 M ill. Fm.), wah­
rend sich der Ausfuhrwert auf nur 1 899 M ill. Fm. (im Vor; 
jahr 753 M ill. Fm.) belief, so daß die Handelsbilanz mit 
2 341 M ill. Fm. (im Vorjahr 1019 M ill. Fm.) passiv ist.

Im zweiten Vierteljahr 1941 betrug die Wareneinfuhr 
2 892 M ill. Fm. (im Vorjahr 1285 M ill. Fm.). Da die Cif- 
Preise im zweiten Vierteljahr im Vergleich mit 1940 um 
40 o/o gestiegen sind, ist der Umfang der Einfuhr im zweiten 
Vierteljahr 1941 um 60 o/o höher als zur gleichen Vorjahrszeit. 
In der Hauptsache wurden Eisen, Stahl, Mineralische Brenn­
stoffe Düngemittel, Chemikalien und Maschinen importiert. 
Der Ausfuhrwert im zweiten Vierteljahr betrug 1347 Mill. 
Fm. (454 M ill. Fm. im Vorjahr), was unter Berücksichti­
gung der Preissteigerung einem Rückgang um 60 °/o entspricht.

J l o r w e ^ e n
Norwegische Reederei gegründet

In Tromsö wurde unter dem Namen „Skibs-A/S Tromsö 
Früktrederi“  eine neue Schiffahrtsgesellschaft gegründet. Das 
Aktienkapital beträgt 4000 000 Nkr.

Norwegens Außenhandel
Der gegenwärtige Handelsvertrag läuft mit U n g a r n  bis 

zum 31. 7. 1942. Norwegen liefert an Ungarn Fische und 
Fischereierzeugnisse, sowie Holzschliff. Ungarn exportiert 
nach Norwegen Lebensmittel, Gemüse, Konserven, Gewürze, 
Geflügel, Textilrohstoffe und Textilerzeugnisse.

Gemäß Vereinbarung, die bis zum 31. 12. 1941 gilt, liefert 
Norwegen an B e l g i e n  Holzmasse, Zellstoff, Papier und 
Erzeugnisse der Holzveredelungsindustrie. Belgien führt nach 
Norwegen Eisen und Stahl, Maschinen und Werkzeuge, sowie 
Spezialerzeugnisse der hochwertigen belgischen Fertigwaren­
industrie aus.

Das Warenaustausohabkommen mit H o l l a n d  besteht 
zunächst bis zum 31. 12. 1942. Norwegen erhält aus den 
Niederlanden Gemüse, Erbsen, sowie Erzeugnisse der Elektro­
industrie. Norwegen liefert Erzeugnisse seiner Holzverede­
lungsindustrie und andere Produkte.

Norwegen liefert an I t a l i e n  Fische und Fischerei­
erzeugnisse, ferner Kunstseidenzellulose. Italien führt nach 
Norwegen aus: Südfrüchte, Reis, Textilrohstoffe und Textil­
erzeugnisse, Hanfgarn, Weine und Spirituosen.

Der Warenverkehr zwischen Norwegen und der Schwe i z  
erfolgt im Rahmen eines bestimmten Vertrages nach freier 
Wahl. M it den B a l k a n s t a a t e n  sind Verhandlungen 
vorgesehen. Ende September finden solche zunächst mit 
Rumänien statt.

D e u t s c h l a n d  liefert in erster Linie Kohle und 
Koks und Zucker, sowie Fertigerzeugnisse seiner verschie- 
denen Industriezweige. Norwegen führt nach Deutschland 
Fische und Heringe, Holzveredelungsprodukte und Chemi- 
kalien sowie Mineralien aus.

Die Handelsverträge Norwegens
Der Handelsvertrag zwischen N o r w e g e n  und Schwe­

den ist erweitert worden. Norwegen liefert hauptsächlich 
Düngemittel, Fisch- und Fischereierzeugnisse, Schwefel, 
Schwefelkies und andere Erze, sowie Zink. Schweden expor­
tiert nach Norwegen Eisen und Stahl, Maschinen und 
Lebensmittel.

Anfang September d. J. wurden die Vereinbarungen über 
den Warenaustausch zwischen Dänemark und Norwegen 
ergänzt. Dänemark exportiert nach Norwegen in erster Linie 
Zucker, Fleisch und andere Lebensmittel. Norwegen führt 
nach Dänemark aus: Kunstdünger, Papiermasse, Papier, ver­
schiedene Chemikalien und Mineralien.

Finnland exportiert nach Norwegen vorwiegend Holz und 
Holzerzeugnisse, auch fertige Holzhäuser. Norwegen liefert 
nach Finnland Düngemittel und Schwefel.

Transitnotizen

Warenaustausch Slowakei / nordische Staaten
Die nordischen Staaten entwickeln sich zu einem be­

deutenden Handelspartner der Slowakei. Schweden und Nor­
wegen haben mit der Slowakei noch kein Handelsabkommen 
geschlossen. Es sind aber Verhandlungen in Aussicht gestellt. 
Die Handelsbeziehungen mit D ä n e m a r k  werden durch ein 
Abkommen vom August d. Js. geregelt. Der Warenaustausch 
erfolgt auf der Grundlage der Privatkompensation und der 
Zahlungsverkehr über Clearing. Das Abkommen setzt ein 
Warenkontingent von 10 M ill. Dkr. voraus. Außerdem ist ein 
Globalkontingent von 600 000 sl. Kr. vorgesehen. Die Slo­
wakei liefert hauptsächlich Hanf, Wachstuch, Holzkohle und 
Bleierz. Die Slowakei erhält aus Dänemark hauptsächlich 
Schweinedärme, Fischkonserven und verschiedene Arznei­
mittel, insbesondere Insulin. M it S c h w e d e n  unterhält die 
Slowakei einen Handel in freier Valuta, der sich gut ent­
wickelt hat. Der Handel mit F i n n l a n d  wird durch ein 
Abkommen geregelt, und der kürzliche Besuch des finnischen 
Handelsministers in Preßburg hat wahrscheinlich zu einer 
Vertiefung der Handelsbeziehungen geführt. Im Jahre 1941 
war der Gegenwert des Warenaustausches auf beiden Seiten 
etwa 800 000 sl. Kr. In der nächsten Zeit wird sich wieder 
ein größerer Kompensationshandel zwischen den beiden Län­
dern entwickeln. Finnland soll Holzplatten aus slowakischem 
Eichen- und Buchenholz im Werte von etwa 1 M ill. sl. Kr. 
liefern.

Der Warenaustausch mit den nordischen Staaten ist von 
500 t  auf durchschnittlich 1000 t  monatlich gestiegen.  ̂Man 
rechnet mit einer Ausweitung des Warenaustausches zwischen 
der Slowakei und den nordischen Staaten.

537



Faktoren der Rentabilität der Kuttertischerei in der Ostsee
Von Dr. K a r l  A l t n ö d e r ,  Reichsanstalt für Fischerei, Referat für Fischereibetriebslehre

Die bedeutendste Betriebsart in der Ostsee ist die 
Schleppnetzfischerei mit Motorkuttern auf Hering, Sprott, 
Dorsch und Plattfische. Diese Fischerei wurde im Laufe der 
Jahre durch Vergrößerung der Fahrzeuge und durch den 
Einbau von Motoren mit steigenden Leistungen immer weiter 
ausgebaut, wie vom Verfasser für einen Zeitraum von 
10 Jahren in einer A rbe it1) über die Entwicklung des gedeck­
ten Motorkutterbetriebes in der Ostsee in den Jahren 1928 
bis 1938 dargelegt wurde. Auch heute ist diese Entwicklung 
noch nicht abgeschlossen, sondern man versucht, durch den 
Bau größerer Boote und durch Erhöhung der Motoren­
stärken die Wirtschaftlichkeit weiter zu steigern. Durch 
beide Momente kann diese zweifellos beeinflußt werden, 
aber es wäre verfehlt, in ihnen allein die verantwortlichen 
Faktoren zu sehen. Vielmehr kommen hierfür eine Reihe 
anderer in Frage, und da die bisherigen Rentabilitätsunter­
suchungen über die Kutterbetriebe in der Schleppnetz­
fischerei2) die A rt dieser Faktoren im einzelnen bereits 
erkennen lassen, wird hier versucht, diese und ihre Be­
deutung darzustellen.

Der Ausgangspunkt dieser Betrachtungen ist der b e ­
f i s c h t e  Bes t and ,  dessen Zustand nicht gleichmäßig ist, 
sondern, durch Fluktuationen oder sonstige Erscheinungen 
beeinflußt, Veränderungen unterworfen ist, die sich verschie­
den auf die Wirtschaftlichkeit auswirken können.

Als erstes ist hier die mengenmäßi ge  Dichte des 
Bestandes einer Nutzfischart zu erwähnen. Je optimaler und 
konstanter diese ist, desto intensiver kann die Befischung ge­
staltet werden, und die erzielten Ertragswerte sind in diesem 
Falle für eine Reihe von Jahren günstig. Bestände dieser 
A rt sind jedoch keine Dauererscheinung, sondern unterliegen 
oft weitgehenden Schwankungen, die, wie anschließende Bei­
spiele zeigen, in der Höhe der jährlichen Anlandeziffern 
ihren Ausdruck finden:

J a h r

1928
1929
1930
1931
1932
1933
1934
1935
1936
1937
1938

Sprott
.5 N"O n ss11 w &)©
S o & 8 Ssg

10,4 342,2
7,0 249,2

13,3 369,8
29,0 305,6
30,0 246,8
36,6 319,1
47,3 492,2
62,2 720,1
69,9 913,7
15,5 365,1
5,5 206,4

Scholle

43.0 1169,5
20.3 651,1
21.9 828,8
18.9 659,2
14.3 371,4
11.1 325,2 
6,5 221,1
4.9 198,5

10,0 351,3
23.4 711,3
6,8 316,1

Dorsch

42.2 796,7
30.4 652,6
32,8 778,7
28.0 601,3
34.2 481,3
41.1 561,5
44.5 597,6
54.6 811,6 
71,0 1088,4

103,2 1294,3 
112,4 1621,2

Hering
n N

* — ̂
bo©e o<D O S8
< ^ iS2
58,0 1163,1
51,6 1053,7
41,8 972,2
34,0 783,6
55,8 834,2
53,2 740,7
65,6 845,8

102,6 1428,3
76,2 1329,1

119,4 1757,1
99,5 1838,3

Die Sprottfischerei erreichte im Jahre 1936 mit 69 900 dz 
im Werte von 913 700 RM einen .Höhepunkt. Der Rück­
gang in den folgenden Jahren, besonders aber im Jahre 1938, 
führte gegenüber 1936 zu einem Wertausfall von über 
700 000 RM, dabei ist aber zu beachten, daß der Jahres­
durchschnittswert für Sprotten von 0,13 auf 0,37 RM je kg 
gestiegen ist. Ein. guter Sprottbestand würde heute für deni 
Fischer bei denselben Fangziffern wie 1936 und dem jetzigen 
Preis von 0,28 RM je kg einen Erlös von 1955 968 RM 
bedeuten, das ist über das Doppelte des Wertes von 1936.

Die Schollenfischerei, deren Ertrag im Jahre 1928 
43 011 dz im Werte von 1169 500 RM betrug, zeigte eine 
von Jahr zu Jahr fortschreitende Abnahme, und im Jahre 
1935 wurden nur mehr 4861 dz im Werte von 198 500 RM 
gefangen. Der wertmäßige Rückgang belief sich demnach auf 
971000 RM. Die durch den guten Schollenjahrgang 1934 be­
sonders im Jahre 1937 erfolgte Zunahme der Anlandungen 
erbrachte gegenüber dem Fangjahr 1935 einen Mehrerlös von 
512 800 RM.

Solche Ertragsrückgänge bei der einen oder anderen 
Fischart können jedoch durch die Steigerung der Be­
fischungsintensität auf einen anderen Nutzfisch Ausgeglichen 
werden. So wurden die ungünstigen Erträge an Sprotten und

Schollen zum Teil durch Verstärkung der Fischerei auf 
Dorsch und Hering ausgeglichen, wie die Zahlen in obiger 
Zusammenstellung erkennen lassen.

Der Bestand der einzelnen Arten weist an unserer lang­
gestreckten Ostseeküste keine homogene Verteilung auf, son­
dern ist r e g i o n a l  unterschiedlich. Veranschaulicht wird 
dies durch die' nachfolgenden Zahlen für das Jahr 1938, die 
den prozentualen Anteil der Anlandegebiete am Gesamtfang 
einiger Nutzfischarten darstellen:

Westl. Rügen und Hinter- Danzig. Bucht
Fischart Ostsee Pommersche pommern und Kurische

Bucht Nehrung

Dorsch 23,3 % 12,7 o/» 48,5 »/o 15,6 °/o
Hering 47,7 °/o 35,7 «/o 3,2 o/o 13,4 °/o
Flunder 8,6 °/o 38,2 «/o 39,8 % 13,4 o/o

Für den Dorsch ist das Hauptfanggebiet die Küste von 
Hinterpommern. Vom deutschen Jahresgesamtfang mit 
112 415 dz treffen auf dieses Gebiet 54 511 dz. Die Haupt- 
anlandungen an Hering entfallen auf die westliche Ostsee, 
Rügen und Pommersche Bucht. Die Flunder lieferte die 
besten Erträge in Rügen, Vor- und Hinterpommern. Durch 
dieses regionale Auftreten der Fischarten weisen die Anlan­
dungen in den einzelnen Küstenplätzen jeweils eine anders­
artige Beschaffenheit auf. So ist denn auch für die Saß- 
nitzer Fischerei mit 63 o/o der gesamten Anlandungen der 
wichtigste Nutzfisch der Hering, während in Kolberg der 
Dorsch 77 °/o ausmacht. Solche regionalen Unterschiede in 
der Artenzusammensetzung der Anlandungen können zu weit­
gehenden Abweichungen in den Jahreseinnahmen der Be­
triebe der verschiedenen Küstenorte führen, die dadurch noch 
vergrößert werden, daß der Bestand der für den betreffenden 
Anlandehafen charakteristischen Nutzfischart sich verschlech­
tert oder verbessert. Ein Rückgang der Dorscherträge für die 
Kolberger Fischer würde z. B. eine beträchtliche Senkung 
ihrer Einnahme bedeuten, da eine dementsprechende Aus­
weitung der Plattfisch- oder Heringsfischerei in der dortigen 
Gegend zur Zeit nicht möglich ist.

Diese eben geschilderte regionale Verbreitung der Fisch­
arten in der Ostsee bleibt jedoch nicht dauernd erhalten, 
sondern kann sich innerhalb eines längeren Zeitraumes erheb­
lich verschieben. Man braucht sich nur die Zahlen für einige 
Fischarten zu vergegenwärtigen und erkennt daraus, welche 
Bedeutung solche Veränderungen für die Rentabilität der 
Betriebe haben. In früheren Jahren galt als Zentrum der 
Sprottfischerei die westliche Ostsee. Während im Jahre 1913 
in Schleswig-Holstein und Lübeck 25 248 dz Sprotten ange­
landet wurden, waren es in Hinterpommern und in der Dan- 
ziger Bucht nur 561 dz. Im Laufe der Jahre hat sich der 
Schwerpunkt des Sprottfanges nach Osten verlagert, und 
im Jahre 1936 betrug in Hinterpommern und in der Danziger 
Bucht die angelandete Menge 62 312 dz im Gegensatz zu 
4815 dz in der westlichen Ostsee. Ähnlich war es auch bei 
der Scholle. In Schleswig-Holstein und Lübeck wurden im 
Jahre 1913 9873 dz und 1928 680 dz angelandet, in Vor- 
und Hinterpommern dagegen 310 bzw. 40 494 dz. Für die 
westliche Ostsee wirkte sich dieser Rückgang der Erträge 
in den vergangenen Jahren in einer zunehmenden Verschlech­
terung der wirtschaftlichen Lage der dortigen Fischer aus 
und zwang diese, z. T. andere Häfen, die bessere Fangmög­
lichkeiten boten, aufzusuchen.

Grundlegend für den Wertertrag der Schleppnetz­
fischerei wurde eingangs die Bestandsdichte angesehen. Dieser 
Faktor an sich ist jedoch nicht allein das ausschlaggebende 
Moment, sondern es kommt vor allem dabei auch auf die 
q u a l i t a t i v e  Zusammensetzung an. Je größer die Tiere 
in einem guten Bestand sind, desto günstiger wird das Ver­
hältnis der gut bezahlten Marktsorten in den Anlandungen 
werden und eine Steigerung des Erlöses zur Folge haben. 
Beim Bestehen der Heringsschwärme aus vorwiegend sehr 
kleinen Tieren der Sorte IV  werden dem Fischer in der 
mittleren Ostsee für 100 Zentner 550 RM ausgezahlt. Für 
die gleiche Menge der nächsthöheren Sorte würde er 850 RM, 
somit einen Mehrbetrag von 300 RM erhalten. Um hier ein 
praktisches Beispiel zu geben, wird das Fangergebnis an 
Heringen eines Tuckzeesenpaares für die Monate Mai und 
Dezember im Jahre 1940 in Saßnitz angeführt:
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M en g e in kg W e rt in R M
Sorte: I I I  I I I  IV  zus. I I I  I I I  IV  zus.
M a i —  779 -  21886 22665 —  210 2407 2617
D ez. 4057 2768 6560 326 13711 1420 747 1115 36 3318

Mengenmäßig lag im Mai das Fangergebnis um 8954 kg 
höher, wertmäßig dagegen um 701 RM niedriger, da der 
Fang im Dezember aus qualitativ Wertvolleren Sorten, vor­
wiegend der Marktsorte I, bestand.

Eine besonders nachteilige wirtschaftliche Einbuße kann 
die vorzeitige Befischung eines raschwüchsigen Fischbestan­
des nach sich ziehen. Ich erwähne hier die Scholle. Als im, 
Jahre 1936 der gute Schollenjahrgang 1934 erstmalig befischt 
wurde, war in den Anlandungen in Saßnitz für die Markt­
sorten das Prozentverhältnis Sorte Ia  1,8 »/», Sorte I 15,7 °/o, 
Sorte I I  82,5 °/o. Durch das Heranwachsen der kleinen 
Schollen ging im nächsten Jahr der W ert für die Sorte II  
auf 62,9 o/o zurück und für die Sorten I a und I erhöhte er 
sich auf 3,7 bzw. 43,4 °/o. Wie diese Verschiebung des Pro­
zentverhältnisses der Sorten in den Anlandungen den W ert­
eftrag beeinflußte, wird durch nachstehende Zahlenangäben
erläutert:

Sorte kg
1936

RM
1937

kg RM
Ia 3 498 2 624 7 299 5 474
I 31055 18 322 65 894 38 877
II 162 733 63 466 124 093 48 396

Zusammen: 197 286 84 412 197 286 92 747

In dieser Zusammenstellung sind für 1936 die Fang­
ergebnisse für die einzelnen Sorten nach Menge und Wert 
angegeben. Unter Annahme der gleichen Gesamtfangziffer 
für 1937, die in Wirklichkeit 427 379 kg betrug, wurde diese 
nach dem für dieses Jahr ermittelten oben angegebenen 
prozentualen Sortenverhältnis aufgeteilt und für die Menge 
der einzelnen Sorten unter Zugrundelegung der derzeitigen 
Preise der Erlös errechnet. Dieser liegt um 8335 RM höher 
als im Vorjahr. Hieraus ergibt sich nicht nur die günstigere 
Auswirkung der besseren Marktsorten auf die Einnahmen, 
sondern auch die Notwendigkeit, die kleinmaßigen Tiere zu 
schonen und mit dem Fang erst zu beginnen, wenn sie heran­
gewachsen und zu einem vorteilhafteren Marktpreis abzu­
setzen sind. Insbesondere gilt dies, vor allem auch unter Er­
wägung biologischer Gründe, für die Plattfische. Die Be­
fischung jugendlicher Bestände kann man jedoch nicht immer 
ausschalten und als unwirtschaftlich ablehnen. Ich denke 
hier z. B. an den Hering.

Eine gewisse Erhöhung der Einnahmen kann beim Be­
stehen der Anlandungen aus vorwiegend kleinen Fischen 
durch Aussortierung der größeren oder besser bezahlten 
anderen Fischarten, z. B. Aussortierung von Sprotten aus 
Heringsfängen, erreicht werden.

Die Erörterung über den Begriff „Bestand“ läßt erkennen, 
daß man hier mit einer Reihe von Faktoren rechnen muß, 
die von bedeutendem Einfluß auf den Verdienst des Fischers 
sind. W irkt sich einer dieser Faktoren nachteilig aus, be­
steht meistenteils die Möglichkeit eines Ausgleiches. Ich 
verweise auf die Umstellung auf eine andere Fangmethode, 
Auf suchen ertragreicherer Fangplätze, sorgfältige Durchfüh­
rung der Schonmaßnahmen usw. Zu dem zuletzt auf geführten 
Punkt ist zu bemerken, . daß die Schonbestimmungen die 
Wirtschaftlichkeit der Betriebe beeinträchtigen können. Eine 
solche Schädigung muß jedoch in Kauf genommen werden, 
da sie nur vorübergehend ist und durch die Auswirkungen 
der Schonmaßnahmen mehr als aufgehoben wird.

Ein weiterer Faktor, der im Rahmen dieser Betrach­
tungen zu erwähnen ist, ist die F a n g z e i t .  Diese erstreckt 
sich für die einzelnen Fischarten nicht gleichmäßig über das 
ganze Jahr, sondern die Spitzenerträge entfallen auf -be­
stimmte Monate. Für die Wirtschaftlichkeit der Betriebe 
kann dies.von wesentlichem Einfluß sein, wenn der Fang 
nur auf eine bestimmte Fischart eingestellt ist. Liegt z. B. 
die Hauptfangzeit des betreffenden Nutzfisches, wie Hering 
oder Sprott, in den Wintermonaten und wird diese durch 
Eis, stürmische Witterung, Stillegung des Betriebes infolge 
Reparaturen usw. eingeschränkt, dann wird die Einnahme 
vermindert. Das kann jedoch z. T. wieder ausgeglichen wer­
den, wenn die Möglichkeit besteht, in der übrigen Zeit des 
Jahres günstige Erträge an anderen Fischarten zu erzielen. 
Der Sicherheitsfaktor für die Wirtschaftlichkeit ist daher um 
so größer, je mehr Fischarten mit voneinander getrennt 
liegenden Hauptfangzeiten in einem Gebiet vorhanden sind. 
Damit ist aber nicht gesagt, daß der Nutzeffekt in diesem 
Falle unbedingt höher sein muß. Der gleiche, sogar ein 
größerer kann sicG aus dem Fang einer einzigen Fischart 
in nur wenigen Monaten ergeben, sofern diese unter besonders 
günstigen Bedingungen auftritt.

Für die Rentabilität entscheidend ist auch der F i s c h  - 
p r e i s .  Bei seiner Festlegung sind zwei Gegensätze zu über- 
brücken: Der Produzent und der Konsument. Der erste will 
für seine mühevolle Arbeit einen entsprechenden Verdienst 
erzielen, andererseits soll aber der Verbraucher den Fisch 
möglichst billig kaufen können. Es ist zweifellos nicht immer 
einfach, diese beiden Gegensätze ohne gewisse Härten in 
Übereinstimmung zu bringen. Grundsätzlich sollte man jedoch 
bei der Preisregulierung für den Erzeuger den Standpunkt

F a n g  in der Ostsee

Fischkutter in der
Deinziger Bucht

Foto Archiv



Unverdrossen obliegt der Ostsee-Fischer seinem 
schwierigen Handwerk

einnehmen, daß ihm unter fast normalen Betriebsbedin­
gungen ein Mindesteinkommen garantiert wird, für dessen 
fföhe die Einkommenverhältnisse der mittleren Betriebe als 
Maßstab zu wählen sind. Ein jährliches Mindestbruttoein­
kommen von 10—12 000 RM dürfte dabei für einen Schlepp­
netzbetrieb mit einem 50-PS-Motor nicht zu hoch gegriffen 
sein, wenn man erwägt, daß hiervon etwa 50 °/o für Gasöl, 
Schmieröl, Netze und Tauwerk sowie den Anteil für den 
Partfischer abzuziehen sind. Der Rest verteilt sich auf die 
Reparatur- und Amortisationskosten, Versicherungsbeiträge, 
auf die Ausgaben des persönlichen Lebensunterhaltes des 
Fischers usw. Besondere Rücklagen für Neuanschaffung von 
Motor und Boot usw. sind hierin nicht mit einbegriffen. 
Solche ergeben sich, da die angeführte Summe ein Mindest­
einkommen darstellt* aus dem jährlichen Mehrertrag, welcher 
normalerweise und vor allem in Jahren, in denen besonders 
optimal gelagerte Fangmöglichkeiten bestehen, zu erwarten 
ist. Wenn man das Preisproblem von dieser Warte aus be­
trachtet, wird man zweifellos gesunde und lebensfähige Be­
triebe schaffen.

Wie die verschiedenen Preislagen sich auf die Einnah­
men der Fischer auswirken können, wird anschließend an 
einigen Beispielen erläutert. Im März 1941 landeten in War­
nemünde die Tuckzeesenfischer je Reise neben anderen 
Fischen an Hering Sorte I I I  818 kg und an Hering Sorte IV  
503 kg. Bei einem Preis von 0,18 RM bzw. 0,12 RM je kg. 
beträgt der Erlös 207,60 RM. Unter Zugrundelegung der an 
der Küste von Schleswig-Holstein gültigen Preise von 0,30 
bzw. 0,22 RM je kg würden hierfür 356,06 RM, das sind 
148,46 RM je Reise mehr, erzielt. Um den gleichen Ver­
dienst wie in Warnemünde zu erlösen, genügt in Schleswig- 
Holstein die Anlandung von 491 kg Hering Sorte I I I  und 
274 kg Hering Sorte IV, das sind mengenmäßig 40 bzw. 
46 o/o weniger. Solche anders gelagerten Preise können bei 
gleichartigen Fangverhältnissen in den preislich unterschiede­
nen Gebieten zu weitgehend abweichenden Einkommenver­
hältnissen führen. Aus diesem Grunde ist es verständlich, 
wenn die Fischer der in den Preisen schlechter gestellten 
Gebiete nach einer Heraufsetzung streben. In Hinterpom­
mern landete z. B. im Jahre 1939 ein Fischer mit einem 
Kutter von 70 PS 45 576 kg Dorsche an und bekam dafür 
bei einem Preis von 0,18 RM je kg 8204,— RM ausgezahlt. 
Nach der durch die Anordnung 132 der Hauptvereinigung 
der Deutschen Fischwirtschaft vom 8. 5. 1941 erfolgten 
Preisregelung für Ostseekutterdorsch gilt als Erzeugerhöchst­
preis für Dorsch ausg. o. K. 0,28 RM je kg. Rechnet man 
die oben genannte Fangziffer nach diesem Preis um, ergibt 
sich eine Einnahme von 12 761,— RM, das sind 4557,— RM 
mehr. Es braucht nicht besonders erwähnt zu werden, daß
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durch diese Heraufsetzung des Dorschpreises die W irt­
schaftlichkeit der Betriebe in den davon betroffenen Ge­
bieten sich erfreulich bessern wird. Gerade das angeführte 
Beispiel läßt erkennen, in welchem Umfang der Faktor 
Fischpreis sie beeinflussen kann. Eine weitere Förderung der 
Preise ist vielleicht noch dadurch möglich, daß man für die 
Ostseefische ■ die Q u a l i t ä t s f r a g e  mehr und mehr in 
den Vordergrund rückt. Vor allem ist diese in normalen 
Zeiten hierfür von ausschlaggebender Bedeutung, und zu ihrer 
Lösung wird die kältetechnische Seite der Frischhaltung der 
Seefische berücksichtigt werden müssen.

Weitere Faktoren, von denen die Rentabilität der 
Fischereibetriebe abhängig ist sind: F a h r z e u g ,  M o t o r  
und F a n g g e r ä t e .  Der technischen Forschung, insbe­
sondere dem Referat für Motorenkunde und Technik in der 
Reichsanstalt für Fischerei, ist hier ein ganz besonderes Be­
tätigungsfeld zugeteilt, wie im einzelnen von F i s c h e r 3) 
in einem Artikel dargelegt wurde. Der Übelstand im Kutter­
bau in der Ostsee wurde durch die Vorschriften zur Typi­
sierung und Normung von Fischkuttern beseitigt. Durch diese 
wird die Herstellung der Boote vereinfacht und durch Serien­
bau verbilligt. Durch ausreichende Bemessung aller wich­
tigen Teile wird die Sicherheit der Fahrzeuge erhöht und ein 
richtiges Verhältnis zwischen Maschine und Fahrzeug fest­
gelegt. Weitere Versuche gehen dahin, die zweckmäßigste 
Form des Schiffskörpers zu ermitteln, um bei möglichst 
geringer Antriebsleistung den höchsten Nutzeffekt beim 
Schleppen zu erreichen. Das Ergebnis der angeführten Maß­
nahmen wird eine Senkung der Anschaffungs- und Betriebs­
kosten, somit eine Erhöhung der Einnahmen bedeuten.

Von besonderem Einfluß auf die Ertragssteigerung wird 
vor allem in den Kreisen der Praxis der M o t o r  angesehen. 
M o t o r e n a r t  und M o t o r e n s t ä r k e ,  sind die beiden 
Momente, die hier zu beachten sind. Die ersten Maschinen, 
welche in die Fischerei eingeführt wurden, waren Benzin­
oder Benzolmotoren. Die weitere Entwicklung führte zum 
Glühkopfmotor, der heute durch den Dieselmotor überholt 
ist. Nach dem Stande vom 1. 11. 1928 waren in der Ostsee 
695 Glühkopf- und 33 Dieselmotoren vorhanden. Am 1.11. 
1938 war die Zahl der ersten auf 416 zurückgegangen und die 
der Dieselmotoren auf 376 gestiegen. Der Dieselmotor hat 
gegenüber dem Glühkopfmotor eine Reihe von Vorteilen. 
Unter anderem bedeutet der' sparsamere Brennstoffverbrauch, 
der nach Angaben von R o m b e r g ' )  2/3 bis Va des Glüh­
kopfmotors beträgt, eine Verringerung der Betriebskosten, die 
durch entsprechende Verbilligung des Gasöls weiter herab­
gesetzt werden könnten.

Als zweiter Punkt wurde die M o t o r e n s t ä r k e  er­
wähnt. Wie in der eingangs erwähnten Arbe it3) dargelegt 
wurde, nahm in den letzten Jahren der Einbau stärkerer 
Motoren in die gedeckten Kutterfahrzeuge der Ostsee im 
besonderen Maße zu, wie aus anschließender Übersicht zu 
erkennen ist:
Stand vom: unter 50 50—69 70—99 100 u. mehr PS zusammen 
1.11.1928 724 6 1 — 731
1.11.1938 539 149 91 12 791

Danach hatten am 1. 9. 1928 99,0 »/o der Kutter Motoren 
unter 50 PS und bis zum 1. 9. 1938 war der Prozentsatz! 
auf 68,2 o/o herabgesunken. Die Ausrüstung der Kutter mit 
leistungsfähigeren Motoren war in erster Linie auf den zu­
nehmenden Ausbau der Herings- und Sprottfischerei zurück­
zuführen, da nach Ansicht der Fischer für diese Betriebsart 
zur Steigerung des Fangertrages stärkere Motoren erforder­
lich sind. Diese Abhängigkeit des Fangertrages von der 
Motorenleistung ist jedoch ein Thema, welches für die 
Entwicklung der Kutterflotte von größter Bedeutung ist und 
einer kritischen Überprüfung bedarf. Auf eine nähere Be­
handlung wird deshalb hier verzichtet. Diese bleibt einer 
eingehenden Darstellung Vorbehalten.

Für die Steigerung der Wirtschaftlichkeit sind weiterhin 
die F a n g g e r ä t e ,  in diesem Falle das Schleppnetz, in 
Betracht zu ziehen. Auf diesem Gebiet herrschen zweifellos 
mancherlei Mängel. Ich verweise nur auf eine Veröffent­
lichung von G r o ß k o p f 1), in der u. a. das „Scharfgehen“ 
der Scherbretter behandelt wird. Da nach seiner Ansicht 
hierzu keine fischereitechnische Notwendigkeit besteht, würde 
eine Beseitigung dieses Nachteils durch geeignete Form von 
Scherbrettern vor allem einen energiewirtschaftlichen Vor­
teil, d. h. geringeren Verbrauch von Treibstoff, bedeuten. 
Auch alle anderen Arbeiten über die Ermittlung des Kraft­
bedarfes des ganzen Geschirrs und seiner Teile gehören 
hierher. Ebenso fallen hierunter die Versuche über die fang­
technische Wirkung der Schleppgeräte, die vom gleichen 
Verfasser in einer Abhandlung 6) über das Tuckzeesengeschirr 
gezeigt wird. Alle Untersuchungen dieser A rt sind im Hin-



blick auf die Rentabilität der Betriebe von nicht zu unter­
schätzender Bedeutung, da sie schließlich darauf hinaus­
gehen, die Leistung des Motors und den Kraftbedarf des 
Schleppgeschirrs in ein wirtschaftlich günstiges und energie­
sparendes Verhältnis zueinander zu bringen. Ergebnisse nach 
dieser Richtung werden Einsparungen an Betriebsausgaben mit 
sich bringen.

Ein Faktor, von welchem weitgehend der jährliche Um­
satz abhängig ist, ist die Zahl der F i s c h  t age.  In der 
folgenden Übersicht wurden die Betriebe der Schleppnetz-
fischerei nach der jährlichen Gesamtsumme der Fischtage
im Jahre 1939 geordnet.

Zahl d. Fischtage Warnemünde Saßnitz Kolberg
unter 50 2 — 6
unter 100 2 i  . 6
unter 150 5 i 21
unter 200 5 h —
über 200 — 3

Zahl der Kutter 14 16 33

Die höchste jährliche Zahl der Fischtage weist Saßnitz 
auf, dann folgen Warnemünde und zuletzt Kolberg. Diese 
örtlichen Abweichungen sind vorwiegend durch die mehr oder 
minder stark den Witterungseinflüssen unterworfene Lage 
der Fangplätze begründet. Je windgeschützter und näher der 
Küste diese liegen, desto öfter kann dem Fang nachgegangen 
werden. Auch innerhalb des gleichen Änlandehafens schwankt 
die Zahl der Fischtage erheblich. Die Ursachen hierfür sind 
mannigfaltiger A rt und für die vorliegenden Erörterungen 
unwichtig. Vielmehr kommt es darauf an, auf die Bedeutung 
einer Ausweitung der Gesamtziffer der jährlichen Fangtage 
für den Bruttoerlös am gleichen Ort hinzuweisen. Als Bei­
spiel werden zwei Kutter aus Kolberg mit 70-PS-Motoren 
gewählt. Hiervon fischte der eine 87 Tage mit 8759,— RM, 
der andere 130 mit 13 657 RM Jahresumsatz. Fälle ähnlicher 
A rt ließen sich für alle Orte anführen. Wie sich eine Zu­
nahme der Zahl der Fischtage auf den Jahresumsatz einzelner 
Betriebe auswirken kann, veranschaulichen einige Berech­
nungen für den Küstenort in Hinterpommern, deren Ergeb­
nisse anschließend aufgezeichnet sind:

entscheidet. Für eine Reihe von Faktoren, die in dieser 
Veröffentlichung behandelt werden, tr if f t  dies zu. Man 
braucht hier nur auf den zuletzt genannten Faktor Fischtage 
zurückzugreifen. Ihre Ausweitung ist einzig und allein von 
der persönlichen Initiative des Fischers abhängig, wenn nicht, 
wie z. B. in. den Vorkriegsjahren, markttechnische Gesichts­
punkte eine Kontingentierung erfordern. Der „Schlechtwetter­
fischer“ ist ein Begriff, der meistens mit einem gesunden 
Fischereibetrieb zusammenhängt. Diese A rt der Fischer ver-' 
fügt über ein gewisses Maß an wirtschaftlichem Denken und 
versteht, die sich ihnen bietenden günstigen Möglichkeiten zu 
ihrem Vorteil auszunutzen. Es ist m. E. eine der Hauptauf­
gaben der Berufsausbildung, den Fischern Verständnis für die 
wirtschaftliche Seite ihres Gewerbes beizubringen, damit sie 
imstande sind, dieses auch nach solchen Gesichtspunkten zu 
lenken. Hierzu gehört auch eine geordnete Buchführung über 
die Einnahmen und Ausgaben, auf Grund der der Fischer 
nachprüfen kann, nach welcher Seite er seinen Betrieb aus­
bauen oder einschränken muß, um sein Einkommen noch 
günstiger zu gestalten.

Diese Darlegungen lassen die Vielseitigkeit der Faktoren, 
welche die Wirtschaftlichkeit der Betriebe der Schleppnetz­
fischerei beeinflussen, erkennen. Als solche wurden genannt: 
Dichte des Bestandes, regionale Verteilung der Fischarten, 
Zusammensetzung der Anlandungen nach Marktsorten, Fang­
zeit, Fischpreis, Fahrzeuge, Motorenart, Motorenstärke, Fang­
gerät, Fischtage und der Fischer. Ein weiterer ist die Ver­
wertung, ohne hierauf näher einzugehen. Lediglich wird 
darauf hingewiesen, daß die Anlandung der Abfälle beim 
Ausschlachten der Dorsche und der Leber, von dieser wurden 
z. B. in einem der vergangenen Jahre in einem hinterpom- 
merschen Küstenort 114 243 kg angebracht, eine wesent­
liche Bereicherung der Einnahmen darstellt. Zweifellos kann 
man durch Förderung eines einzelnen Faktors, z. B. Preis 
oder Motor, den Verdienst des Fischers steigern, aber das 
Höchstmaß wird erreicht, wenn die Summe der aufgezeigten 
Faktoren unter dem günstigten Wirkungsgrad sich gegenseitig 
ergänzt. Diese Voraussetzung ist jedoch in den meisten Fällen 
nicht gegeben, aber im Interesse der Schaffung und Erhal­
tung wirtschaftlich gesunder Fischereibet'riebe ist es not­
wendig, sie nach Möglichkeit weitgehend zu erfüllen.

Z a h l 
P S .- d e r  
Z a h l F isch ­

tag e

Jäh rl. E rlö s  
B ru tto - je  

erlö s  F isch tag  
R M  R M

S te ig e ru n g  des jä h rlic h e n  B ru tto u m satzes  
in  R M  d u rc h  E rh ö h u n g  um

10 20 30  40  50 F ischtg .'

20 108 8 450 78 780 1560 2 340 3120 3 900
70 130 13 657 105 1050 2100 3150 4 200 5 250

120 90 16 519 184 1840 3 680 5 520 7 360 9 200

(Der vorstehende Artikel wurde mit frdl. Genehmigung den 
„Monatsheften für Fischerei“ entnommen.)
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70 PS ergeben sich hierfür 3150,— RM und für einen mit 
120 PS 5520 RM mehr. Besonders für die Fahrzeuge mit 
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Damit wird ein neuer Gesichtspunkt in die Betrach­
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G R O S S E  L I  C  H T  L E  I  S T U  N  G  B E I  G E R I N G E M  S T R O M V E R B R A U C H !

B e s s e r e s  L i c h t  -  u n d  s p a r s a m e r  d a \ u  — 
d u r c h  d i e  r i c h t i g e n  O S R A M -H -L A M P E N !

W ählen Sie heute stets wirtschaftliche Glühlampen, denn 
Elektrizität wird meist aus kriegswichtiger Kohle ge­
wonnen. Osram zeigt den Weg, die zur Verfügung 
stehende Elektrizitätsmenge richtig auszunutzen. Osram- 
D-Lampen höherer Wattstärken bieten den Vorteil großer 
Lichtleistung bei geringem Stromverbrauch. Die Os- 
ram-D-Lampe 6o Watt/220 V o lt gibt z. B. gegen­

über einer Osram-Lampe 25 Watt/220 Volt mehr als drei­
mal soviel Licht (830 gegenüber 260 Lumen). Dafür 
sorgt ihr Herz, die Osram-Doppelwendel. Sorgen Sie 
deshalb stets für die richtige Osram-D-Lampe, je nach 
dem Beleuchtungszweck Es kommt aber auf den Namen 
Osram an. Glühlampen, die diesen Namen nicht tragen, 
sind auch nicht von Osram hergestellt.

O S R A M  - f f j -  L A  M  P E N  i n n e n m a t t i e r t  

A U S  E U R O P A S  G R Ö S S T E M  G L Ü H L A M P E N W E R K
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Aus dem Bxombeigei Bezirk

Fischwirtschaft im wissenschaftlichen Medium
V on Josef W ilc ze k

Die Hege des Fisches als Nahrungsgut des Volkes 
spielte schon immer eine so erhebliche Rolle, daß vor Jahr­
hunderten dort, wo nicht genügend Wildfischgewässer den 
Bedarf ‘sicherstellten, Fischteiche angelegt wurden, die, wie 
etwa in Schlesien, Größen bis zu 2000 Morgen aufweisen 
und auch heute noch bestehen, weil mit ihrer Anlage gleich­
zeitig Moorkultivierung und Hochwasserregülierung, wenigstens 
Hochwasserminderung, vorgenommen wurden. Da das deutsche 
Volk in den letzten hundert Jahren sich durch verstärkten 
Fleischverzehr weitgehend dem Fischgenuß entfremdete, fiel 
die starke Verpestung vor’ allem unserer Bäche, Flüsse und 
Ströme durch Fabrikabwässer und in ihrer Folge das Fisch­
sterben der Allgemeinheit weiter kaum auf; erst die Nah­
rungsnot im Weltkriege ließ uns die schlimmen Folgen der 
sorglosen Abwasserbehandlung in ihrem ganzen Umfange 
erkennen, und die Zeit nach dem Weltkriege, vor allem 
aber das Streben des Nationalsozialismus nach möglichst 
weitgehender Selbständigkeit in der Ernährung des deutschen 
Volkes brachten wieder die Höherbewertung des Fisch­
genusses und den Kampf gegen alles, was der Versorgung 
mit Fischen schaden kann.

Das Institut für Flußfischerei
Diesem Kampfe ist im Regierungsbezirke Bromberg mit 

der Reichsanstalt für Fischerei, Institut für Flußfischerei, 
in Schulitz eine besondere Vorpostenstellung gegeben. M it 
dem Institut in Schulitz, den Zuchtteichen in Bromberg- 
Prinzenthal und dem Fischereigehöft Versuchssee Mochel- 
see, erfüllt es die Aufgabe der Schädlingsbekämpfung für den 
Fisch und seine Nahrung (also vor allem den Kampf gegen 
die Abwässerverunreinigung, die das organische Leben in den 
Gewässern zerstört und damit den Fischen die wichtige 
Planchtonnahrung nimmt), die Aufgabe der Nachwuchs­
förderung durch Beobachtung der Aufzuchtbedingungen und 
der Geräteforschung und der Nahrungspflege durch Dünge­
versuche im Mochelsee. Der Wirkungsbereich des Instituts 
ist z. Zt. natürlich sehr stark auf die Belange der deutschen 
Ostgebiete abgestellt; da wir aber nur noch ein Institut 
mit gleichen Aufgaben, das Institut für Donaufischerei in 
Wien-Kaisermühlen, haben, steht es selbstverständlich nicht 
nur mit seinen Erkenntnissen, sondern auch mit seiner Un­
tersuchungsarbeit dem ganzen Reichsgebiet zur Verfügung.

17 000 Hektar Fischgewässer
Für die praktische Fischerei stehen im Regierungs­

bezirk rund 17000 Hektar Fischgewässer zur Verfügung, die 
sich in Fluß- und Seefischerei und zwei Teichwirtschaften 
(Slesin, Kreis Bromberg und Schönwerder, Kreis Wirsitz) 
aufteilen. In der Flußfischerei dominiert natürlich die 
Weichselfischerei mit 7060 Hektar (2850 ha im Kreise 
Thorn, 2450 ha Kreis Kulm und 1760 ha Kreis Schweiz), 
die einen großen Teil ihres Reichtums an Hechten, Plötzen, 
Bressen, Barben, in den hochwassergespeisten Kämpen birgt. 
Der Lachs, den man auf seiner Wanderung noch an der 
Lachstreppe in Brahemünde antrifft, ist oberhalb Brahe- 
münde in der Weichsel kaum noch zu finden. Die See­
fischerei umfaßt 7026 ha, davon 1420,95 ha im Kreise1 
Schwetz, 1823,95 ha im Kreise Tuchei, 1350,97 ha im Kreise 
Zempelburg, 1344,99 ha im Kreise Wirsitz und 1138,80 ha im 
Kreise Bromberg, 385,20 ha im Kreise Kulm und 562 ha im 
Kreise Thorn.

Die Seen lassen sich einteilen in Karpfen- und Schleien­
seen mit weicher Flora und anmooriger oder schlammiger 
Teichsohle, in denen auch Aal und Wels zuhause sind, und 
in die klaren, sandgründigen Hecht- und Zandergewässer. Der 
Krebs ist in fast allen Seegebieten, besonders aber noch im 
Kreise Schwetz, anzutreffen. Praktisch wird heute noch 
wenigstens zwischen Fried- und Raubfischgewässern kaum 
ein Unterschied gemacht, da sich der . Karpfen auch im 
Sandbodenteich gut entwickelt, wenn er nicht zu stark vom 
Raubfisch gestört wird.

Verpachtet werden die Fischereigerechtsame nach 
Fischereibezirken, also nach zusammenhängenden Areälen, 
damit nicht dem „Jäger“ Gelegenheit gegeben wird, einfach 
abzufangen, was vom Heger und Pfleger mit dem Abfluß 
abwandert. Insgesamt verzeichnet der Regierungsbezirk 229 
Fischereibezirke, davon 46 in der Weichsel.

Das Abfischen und der Neubesatz
Dem Pächter ist nicht nur das Abfischen, sondern auch 

die Nachwuchspflege, der Neubesatz, zur Pflicht gemacht. 
Wenn die Abfischerträge in diesem Jahre nicht die Ergeb­
nisse hatten, die früher nicht nur zur Versorgung des eigenen 
Bezirkes, sondern auch zur reichlichen und regelmäßigen 
Belieferung von Litzmannstadt und Warschau ausreichten, 
so hat das einmal seinen Grund darin, daß die neuangesetzten 
Pächter die Fanggründe, die ihren Vorgängern geläufig 
waren, erst kennen lernen müssen; zum anderen fehlt es, 
nicht aus Material-, sondern aus Geldmangel an den kost­
spieligen Grundnetzen für die zum Teil bis 80 m tiefen 
Gewässer. Genossenschaftliche Zusammenschlüsse und Kre­
dite des Landesfischereiverbandes an seine Mitglieder schaf­
fen hier, wo es geht, Abhilfe. Auch die Einführung des 
Direktverkaufes an den Verbraucher, die dem Fischer jetzt 
mehr als das Doppelte seines früheren Erlöses sichert, ist 
geeignet, dem Fischer die Ausgestaltung seines Betriebes zu 
erleichtern.

Eine Brutanstalt in Bromberg
Die beiden Hauptprobleme in der Fischerei bilden die 

Frage des Neubesatzes und der Arbeitskräfte. Die Schwierig­
keiten, die mit der Beschaffung von Fischbrut und Besatz­
fischen verbunden sind, haben die Regierung zu Brombefg 
dazu veranlaßt, in Bromberg-Prinzenthal eine Fischbrut­
anstalt einzurichten, für die in diesen Tagen Maränen (Ok­
tober-November) und Forellen (Dezember) abgestrichen 
werden; auch Hechte (Frühjahr) sollen bereits für das kom­
mende Jahr aussetzungsreif zur Verfügung gestellt werden, 
und wegen des Besatzes mit Aalen steht die Verwaltung mit 
Importfirmen in Verbindung. Karpfen und Schleien hofft 
man statt in bisher nur 1 v. H. der vorhandenen Wildge­
wässer in wenigstens 5 v. H. ansetzen zu können. Der Mangel 
an Arbeitskräften macht sich weniger beim Abfischen als 
bei der Sauberhaltung der Seen bemerkbar, die vollkommen 
zu verunkrauten drohen, wenn nicht für Abhilfe gesorgt 
wird. Die „Wasserpest“ , normal vorhanden, ist ein Sauer­
stoffspender und gern gesehen; kann sie aber nicht kurz 
gehalten werden, dann verunkrautet sie die Gewässer, wird 
zum Sauerstoffräuber, macht die Fische kiemenkrank und 
verursacht das Fischsterben. Diese Gefahr muß — sei es 
auch durch Inanspruchnahme der Nachbarschaftshilfe — 
gebannt werden, wollen wir nicht durchaus vermeidbare, für 
unsere Tage untragbare Verluste in der Ernährungswirtschaft 
auf uns nehmen.

Pläne für die Zukunft
Ob sich neben der geplanten Steigerung der Karpfensee- 

fläche auch eine Vermehrung der Teichwirtschaften wird 
erreichen lassen, ist eine Frage der Zukunft; man ventiliert 
sie, und die vorhandenen Kanal- und Wildfließwasser-Systeme, 
sowie der Netzebruch sollten hinreichende Möglichkeiten 
zur Neuanlage von Teichwirtschaften geben. Verkehrs- und 
Absatz-Probleme stehen ihr nicht im Wege, zu beantworten 
ist natürlich die Bodenfrage.

Die Rentabilität der Fischereiwirtschaft steht bei rich­
tiger Ausnutzung der gegebenen Verhältnisse außer Frage. 
Um sie restlos zu sichern, hat man sich das Ziel gestellt, 
spätestens nach siegreicher Beendigung des Krieges den 
Fischer durch Schaffung der Fischernahrung (in Angleichung 
an die Bauernnahrung im Erbhofrecht) seßhaft zu machen. 
250 ha (1000 Morgen) soll die Mindestfläche einer W ild- 
wasserverpachtung sein, und eine entsprechende Landwirt­
schaft bis etwa 10 ha soll dem Fischer die Möglichkeit 
geben, sich selbst zu ernähren und sich auch das Futter für 
seinen Fischbestand auf eigenem Grund und Boden zu be­
sorgen. Diese Pläne zeigen, daß auch in der Kriegszeit in 
allen Wirtschaftsfragen der Mensch im Vordergrund allen 
nationalsozialistischen Denkens steht, wenn auch die augen­
blickliche Lage, in der der Mensch zuerst im Kriegseinsatz 
gebraucht wird, manchmal den Anschein erwecken mag, 
als hätte man das Wohl des einzelnen vergessen. Man hat 
es nur zurückgestellt, und das ist in Kriegszeiten ja schließ­
lich der Sinn des menschlichen Einsatzes,

Hi
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Stänöige Beilage 
bet

Dan3iget tDirtfchafts3ritung

frfdieint halbmonatlich

D ie  Neuordnung des industriellen Rechnungswesens
3 u t SSortragsfolfle übet üoftenteüinuiui, sJketsbUbunci unb ©eroinnbetetönung

®on SRubolf S ü B e ,  ftello. ©efbäftsfübrer ber Snbuft rie=Abteilung ber SiBirtibaftsfammer Dan3ig=5JBeftpreußen.

Die Anroeifung über bie D urbfübrung ber Äriegspreisoor» 
fünften in ben eingcglieberten Ostgebieten notn 6 . Sunt 1941 
(Oftanroeifung) oerpflibtet bie SBetriebe bes SReibsgaues Dan3ig» 
SiBeftpreußen, greife unb ßeiftungen nab ben ©runbfäßen ber 
iriegsoerpflibteten SEBirtfbaft ju  bilben. • Danach bat ieber
SfBirtfbaftsfübrer bie Pflicht, 3U prüfen, ob bie SPreisftellung
feines SBetriebes ben SBorfbriften entfpribt, bie bie '§§ 22 ff. ber 
Äriegsroirtfbaftsnerorbnung enthalten.

Das roirfungsoollfte H ilfsm itte l fü r bie spreisbeobabtung 
unb fü r bie SPreisbilbung ift ein georbnetes SRedjnungsroefen. ©s 
genügt nidjt, ben SBetriebsablauf unb ben SB etriebs erfolg in ge» 
roiffen 3eitabftänben burb bie SBubbaltung m it H ilfe bes 
3 abresabfbluffes feftsuftellen, fonbern es erroeift f ii)  fü r bie
3roede ber Spreisbeobabtung als unerläßlib, bas SRebnungs»
roefen 3U nerfeinern.

Durch ben ©rlaß bes SReibsroirtibaftsminifters oom 12. 11. 
1936, ift ber O rganifa tion1 ber geroerbliben SHJirtfdjaft ber Auf» 
trag erteilt, bureb SBubfübrungs» unb itoftenrebnungsribtlinien 
eine SReform bes SRebnungsroefens fidjersuftellen. Diefer ©rlaß 
tourbe ergänst burb ben ©rlaß bes SReibsroirtibaftsminifters 
pom 16. 1. 1939 betreffenb „Allgemeine ffirunbfäße ber Höften» 
rejbnung“ . Die burb  biefe beiben ©rlaffe als notroenbig be= 
3eid>nete SReform bes SRebnungsroefens bient in erfter ßinie bei 
görberung ber SDSirtfbaftlibfeit ber SBetriebe. ©s genügt feines» 
roegs eine allgemeine tebnifbe SRationalifierung, um bie SÜBirt» 
fba ftlid jfe it ber beutfben Sffiirtfdfaftsunternebmungen 3U förbern, 
fonbern bie Anforberungen an eine gröbere SDJirtfbaftlibfeit 
müffen ficb aub auf bie SBerroaltungstätigfeit ber SBetriebe unb 
bamit auf bas SRebnungsroefen erftreden. A u b  bie StBirtfdjaft» 
liebfeit ift feinesroegs Selbföroed, fonbern fie bient ber ßeiftungs» 
fteigerung, bie bas 3 iel bat, bie ro irtfba ftlibe  ©efamtleiftung 
bes heutigen SBoites aus beftimmten roebrpolitifben ©rroägungen 
fo 3U entroideln, baß beabtlibe SPtebrleiftungen ficbergeftellt roer» 
ben. Der SBieriabrespIan unb nerfbiebene anbere Sülaßnabmen 
ber SReibsregicrung 3ur SBernielfabung ber ßeiftung feßen ootaus, 
baß iebe ro irtfba ftlibe  ßeiftung überprüft roirb, ob fie fiel) 
fteigern läßt.

Der SReibsgau Dan3ig»Sffieftpreußen mar Bis 3um ©rlaß,-ber 
Oftanroeifung 'besüglib ber SPreisbilbung im Often nicht in bie 
©rtpägungen einbe3ogen, bureb geeignete SUtittel bie SPreisbeob» 
a^tung bureb3üfübren. Die ©rlaffe bes SReibsroirtibaftsminifters 
über bie SBubfübrungs» unb Hoftenrebnungsribtlinien unb über 
bie allgemeinen ©runbfäße ber Hoftemrebnung bebeuten für bie 
ajlebräabl ber SBetriebe bes SReibsgaues SReulanb. Sißenn auch hier 
unb ba ein3elne SBetriebe non ficb aus bas SBebürfnis batten, m it 
ben Anforberungen an ein mobernes, ben 3eitoerbäItniffen atige» 
paßtes SRebnungsroefen Schritt 3ü batten, [o befbränite ü b  boeb 
bie SDtebrsabl ber SBetriebe auf bie SIBeiterbenußung ber bisher 
eingefabrenen ©eleife, um ben gefeßliben SBeftimmungen bes 
Hanbelsgefebbucbes SRebnung su tragen.

2Ber greife nach ben SBeftimmungen ber Hriegsroirifbafts» 
oerorbnung bilben cnill, bie nicht nur ooltstDirtfcbaftlicb gerecht» 
fertig t finb, fonbern ben ©runbfäßen ber fticgsncrpflicbieten 
SBoIIsroirtfbaft entfpreeben müffen, ift ge3tpungen, ficb ftänbig

SRebenfbaft über bie spreife ber bergefteltten 2Baren absulegen. 
Die Höbe ber spreife roirb entfebeibenb beeinflußt burb bie Höbe 
ber Höften, bie bur'b bie SZBarenberftellung nerurfabt roerben. 
D am it ergibt ü b  eilt beabtliber ©tnfluß ber Höften auf bie 
spreisftellung unb es läßt f ib  ohne Übertreibung folgern, baß bie 
ßeiftung eines SBetriebes burb  bie Höbe ber Höften beftimmt roirb.

SBei ber SBebeutung ber Höften fü r bie SPreisgeftaltung ift 
es außerorbentlib roibtig, baß bie Höften genau erfaßt unb 
sroedbienlib gegliebert roerben, um eine entfprebenbe Ausroertung 
3U ermöglichen. ©ine ben neu3eitliben Anforderungen entfprebenbe 
Äoftenrebnung muß f ib 1 gliebern in Äoftenarten, itoftenftellen unb 
Äoftenträgern. Das hefte H ilfsm itte l sur Durbfübrung ber 
ßoftenarten» unb Äoftenftellenrebnung ift ber SBetriebsabreb= 
nungsbogen, beffen Slnroettbung bie ©eroäbr bietet, baß bie an» 
fallenben Äoften einroanbfrei erfaßt unb oerroertet roerben. Damit 
finb bie befonberen aiufgaben ber Äoftenrebnung geienmeibnet, 
bie f ib  auf bie Roftenermittlung, bie Äoftenüberroabung unb ben 
Äöftennergleib besieben.

Hm bieSnbuftriebetriebe bes SReibsgaues Dan3ig»SiBeitpreußen 
m it ben neuseitlibenSJInforberungen an bas inbuftrielleSRebnungs» 
roefen nertraut su maben, rourbe non ber 3nbuitrie=SJlbteilung bei 
9Birtfbaftstammer DanjigsSBSeftpreußen 3ufammen m it ber Deut» 
fben ©efellfbaft fü r SBetricbscoirtibaft am 20. unb 21. Dttober 

-in  Dan*ig=3oppot unb am 21. unb 22. Oftober in  SBromberg 
eine SBortragsfolge über itoftenrebnung, spreisbilbung unb ©e= 
roinnberebnung burbgefübrt. D ie große Detlrtcbmerjabl ließ 
erfennen, baß bie inbuftriellen SBetriebe bes SReibsgaues Danzig» 
SPeftpreußen fü r neue Anregungen aufgefbloffen unb bereit finb, 
bas SRebnungsroefen ber SBetriebe auf neue ©runblagen su ftellen. 
Der SBortragsneranftaltung roar bas 3 ie l geftedt, 3unäbft in 
großen 3ügen über bie SReuotbmmg bes SRedjnungsroefens itla r»  
beit 3U nerfbaffen. Diefes 3 ie l bürfte erreibt fein unb es roirb 
barauf anfommen, baß bie SBeftrebungen, bas SRebnungsroefen 3U 
reformieren, m it allem ©rnft fortgefeßt roerben, um altm äbtib 
aub ben SBorfprung bes A ltre ibs  auf bem ©ebiete bes SRebnungs» 
roefens einsubolen.

Diefen ©ebanfengängen gab Herr spräfibent D r. SfRobt, ber 
ßeiter ber 3 nbuftrie»ABteiIung ber SIBirtfbaftsfammer Dan3ig» 
SIBeftpreußen, bei ber ffiröffnung ber SBortragsneranftaltung tn 
3oppot, am 21. .Oftober, in berebten SÜBorteit Ausbrud, bie burb  
begeifterte Äunbgebungen ber nerfammelten 3 ubörer unterftriben 
rourben.

©s ift bas SBerbienft ber SBortragenben, bie f ib  fü r bie Auf» 
flärungsarbeit sur SBerfügung ftellten, bie neuen Aufgaben bes 
inbuftriellen SRebnunösroefens befonbers grünblib unb anfbau lib  
bebanbelt 3U haben, golgenbe Stoffgebiete roaren ©egenftanb ber 
umfangreichen SBortragsfolge:

1. Die SReuorbnung bes SRebnungsroefens, ifontenplan 
unb Äoftenrebnung.

Dipl.»Kaufmann D r. SiReufers, SReibsroirtfbafts» 
minifterium SBerlin;

2. Äoftenarten unb Äoftenftellenrebnung, ©rfaffung unb S8 e= 
rebnung ber iloften.

Dipl.=Äaufmann SRorben, SBerlin;
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3. Die Koftenträgerredjnung als £eiitungsredjnung.
4. Bnroenbungsbereidj unb betriebsroirtfdjaftlidje ©runbgebanfen 

ber £S£>.
Dipl.«Kaufmann D r. K a rl 3eigcr, 
SBirtfdjaftsiahoerftänbiger Bet bem Beidjsfommifiar fü r 
bie Breisbilbung unb Sauptabteilungsleiter bet bem 
©eneralinfpeftor fü r bie Beidjsbauptftabt;

5. Bnfaß unb Beroertung ber Eingelfoften in ber £SÖ»KaI« 
Julation.

DipI.=Kaufmann Eugen Defdjner,
SBebrroirtfhaftsprüfer Beim O. K. SB., Berlin ;

6 . Kalfulatorifd je 2Bagnis3ufhIäge, tallulatorifcfjer Unternehmer« 
lohn unb 'fa tfu latorifhe Bbfhreibungen auf Einlagen.

' . 7. D ie Erm ittlung bes betriebsnotroenbigen Kapita ls unb bes 
fatfulatorifdjen ©eroinns nah £SÖ .

DipI.=Kaufmann D r. gIeege=BItboff, o- Brofeffor ber 
Betriebsroirtfdjaftslebre an ber $an'bels«£ohihule Kö» 
nigsberg, Königsberg (B r);

8 . D ie ©rflärung nah § 22 Kriegsroirifhaftsnerorbnung.
. DipI.=Kaufmann D r. BSießner,
Beferent bei bem. Beihsfommiffar fü r bie Breisbilbung, 
Berlin.

Die Bortragsoeranftaltung mar ein polier Erfolg, ber gu ber 
öoffnung beredjtigt, baß fieff meitere Erfolge auf bem ©ebiete 
ber Betriebsroirtfdjaft fidjerftellen Iafferr, um bie fieiftungsfäbig» 
feit ber 3nbufttiebetriebe bes Beicbsgaues Datt3ig«2Beftpre;ußen 
planmäßig ju  fteigern. Die im Berlaufe ber Beranftaltung gege«

benen £iteraturb'inroeife finb geeignet, bie auf ber Xagung ge» 
roonnenen Bnregungen 3U ergangen unb gu erroeitern. B is  Stau» 
barbmerf empfiehlt ficb bie Befdjaffung bes im Berlage ©. 2t. 
©lödner erfebienenen BSerfes „Buchführung unb Koftenredjnung", 
bas herausgegeben mürbe oon D r. Sobannes gifdjer, Btinifterial» 
rat im Beihsroirtidjaftsminifterium, O tto Seß, B tin ifteria lrat unb 
B'bteilungsleiter bei bem Beidjäiommiffar fü r bie Breisbilbung 

■,.unb Dr.«3ng. ©eorg Seebauer, £eiter bes Beidjsfuratoriums 
.für SBiriid jaftiid jie it unb £eiter bes Beihsausfdjufies fü r Be» 
trieb sroirtf c£) af t.

gimuan&ftcte Ausfüllung ber gormuldre jur Abga&e 
ber ©rffäruitg gemäß § 22 £2 83 5 0 .

3n  ber Bnleitung gur Busfüllung ber Bergleihsüberfiht bat 
ber Serr Beihsfommiffar fü r bie Breisbilbung fü r eingetne 
3 iffern angeorbnet, baß bie Eingaben begrünbet ober ttadjge» 
toiefen merben müfien, 3. B . 3 iffe r V II ,  2,3,8. £eiber bat ficb 
ergeben, baß in einer Beiße oon Süllen bie Dorgefdjtiebenen Be« 
grünbungen unb Badjroeife fehlten. Die Breisüberroadjungsftellen 
finb ni<bt in ber £age, in iebem S a li feblenbe Begrünbungen 
unb Bahroeife nahguforbern. 3 n  einem Erlab 00m 24.9.1941 
—  B fB r. A —  12 — 4543/41 —  an bie Beidjsgruppe Snbuftrie 
bat ber §e rr Beihsfom m iffar fü r bie Breisbilbung besbalb an« 
georbnet, bab bie Breisüberroahungsftelle in Süllen feblenber 
Begrünbung bie uorgefebenen Bbfeßungen nom ©eroinn ftreiibt.

3 n  ihrem eigenen 3ntereffe merben besbalb bie Sirmen noh 
einmal nadjbrüdlid jft' barauf bingemiefen, bab bie porgefdjrie« 
benen Begrünbungen unb Badjroeife erbracht merben müffen.

poftoethe ljt
®te SOeißitaditspott

Die Deutfdje Beiibspoft forgt auch in biefem 3abr bafür, 
bab bie 2Beibnadjtsfenbungen reibtgeitig auf bem ©abentifh 
liegen. S ie t r i f f t  idjon ießt alle Borfebrungen unb Bnorbnungen, 

. bamit unter ben befonberen Berbültniffen ber Kriegsgeit ber 
'IBeibnncbispädereibienit Jicb ohne roefentlidje Störungen unb Ber« 
gögerungen abroidelt. Diefe Btaßnabmen finb, obgleich bie Ber« 
febrsmittel ber Deutfdjen Beiibspoft burd) ben Kriegsbienft ftarf 
Beanfprucbt finb, umfaffenb unb geigen —  mie bie Einrichtung 
Befonberer Dienftftellen, bas Bereitftellen ausreidjenber Sabrgeuge 
unb Eifenbabnbeförberungsmittel, oor allem ber ftarfe B  «fonal» 
einfaß — , baß nichts unterbleibt, um bie glatte Bbroidlung bes 
SBeibnadjtsbienftes lieber 3U [teilen. Betont aber muh merben, baß 
ber Erfolg aller Bemühungen in Srage geftellt roüre, roenn bie 
alliäbrliibe Etmabitung jur frübseiiigen Einlicferung ber 2Beib« 
naebtsfenbungen befonbers in biefem 3 abre nidjt forgfältigft be» 
achtet mürbe. Die Einhaltung biefes ©ebots erleichtert bie Boft 
bem Einlieferer u. a. babureb, bab 00m 12. Degember an Bafete 
auch außerhalb ber regelmäßigen Scbalterftunben ohne befonbere 
Einlieferungsgebübr (20 Bpf.) angenommmen merben, fomeit es 
bie örtlichen Berbältniffe geftatten. Blaffeneinlieferungen non 
großen ober fdjroeren Drudfahen unb Bädcben m it Kalenbern 
müffen in ber 3 e it nom 15. Degember (bis 3. 3anuar) gänglicb 

'  unterbleiben, ©roßnerfenber müffen bie Bafete unbebingt bis jum 
15. Degember einliefern, ba bie fpätere Bufgabe ben gefamteu 
Bafetbienft fdjäbigen mürbe. Bber auch an ben Einlieferer eingelner 
Senbungen richtet fidj biefe Bufforberung. Darum  mit allen Bor« 
Bereitungen bei 3eiten beginnen, bamit bie Senbungen — haltbar 
nerpadt, m it genauer B n fd jrift unb bem Doppel im 3nnern — 
nicht erft in Ießter Btinute gur Boft gebracht gu merben brauchen.

SRcuc spoitaertseidjeit i»cs ©cncrolaoutietttimcnts
Die Deutfdje Boft Often gibt am 26. Oftober 1941, bem

2. Sabrestag bes ©eneralgounernements, Sreimarfen gu 2, 6 , 8 , 
10, 12, 16, 20, 24, 30, 32, 40 unb 48 ©rofdjen heraus. Das 
Blarfenbilb ift non Brofeffor Dachauer, 2Bien, nad) einem 
£ id jtb ilb  bes Beiihsbilbberichteritatters, Brofeffors ö e in rih  Soff» 
mann, angefertigt. D ie SBarfen finb in ber Staatsbruderei Sßien 
in Baftertiefbrud bergeftellt morben. D ie in £inientiefbrud her« 
geftellten höheren ¿Berte merben erft fpäter berausgegeben merben. 
Die Sarben finb ben entfpredjenben BSerten ber Sübrermarfen 
ber Deutfdjen Beiibspoft angeglichen.

bafetbienft mit bem ©eneialaounernement
Born 1. Bonember 1941 an merben groifdjen bem ©eneral« 

gounernement — m it Busnabme bes D iftr ifts  ©aligien — unb 
bem übrigen Beidjsgebiet (einfhließliih ©Ifaß, £otbringen, £uiem= 
Burg unb B roteftorat Böhmen unb Biäbren), foroie innerhalb 
bes ©eneralgouoernements ohne ben D if tr if t  ©aligien fü r ben 
allgemeinen Berfebr oerfiegelte SBertpafete bis 20 kg  m it unbe» 
febränfter SBertangabe fomie bringenbe Bafete gugelaffen. Es

gelten m it einigen Busnabmen bie ijinerbeutid)en Berfenbungs» 
ooridjriften.

Sernfpre^bienft mit bem ©eneralgoupetnement
Born 20. Oftober 1941 ab roirb ber öffentli^e gern« 

fpred)bieuft gmiidjen bem Beich einfchließlicb Elfaß, £otbringen, 
£uremburg, B rote ftora t Böhmen unb Blähten einerfeits unb 
bem ©ebiet um flemberg anbererfeits aufgenömmen. B is  3ur 
Befanntgabe ber gum gernfprechbienft gugelaffenen Orte mirb bis 
auf meiteres bas Bm t Krafau erforberlicbenfalls Busfunft barüber 
erteilen, ob bie Berbinbung m it bem oertangten O rt bergeftellt 
merben fann ober nid)t. Über bie ©efprädjsgebübren geben bie 
Bermittlungsftellen Busfunft. -

^Softbienft mit SeffataBieit unb bet SRotb&ufotPina^
Bad) ben non ben Bumänen rüderoberten ehemals ruffifdjen 

©ebieten non Beffarabien unb ber Botbbufomina finb fortan 
unter ben fü r Bumänien geltenben Berfenbungsbebingungen guge« 
laffen:

gemöbnlicbe unb eingefebriebene Briefe;
gemöbnliche unb eingefhriebene Boftfarten;
Befudjsfarten unb Drudfaiben, ieboeb ohne bie in Drud« 

fachen nah bem Buslanb geftatteten Bngaben unb 
3 ufäße;

SBarenproben ohne irgenbmelcbr Bngaben;
©efebäfispapiere;
Bädcben;
Boftpafete ohne B3ertangabe;
Boftanmeifungen.

Die B n fhriften  ber Boftfenbungen unb bie Scbriftftüde 
felbft bürfen nur in beutfdjer, italienifher, frangöfifeber ober rurnä« 
nifcher Sprache abgefaßt fein. 3 n  englifdber Sprahe abgefaßte 
gradjtbricfc unb £abefd)eine finb guläffig.

B lle  Boftfenbungen unterliegen in Bumänien ber 3«nfur.
Dienftfenbungen oon Bebörben unb Diplomatenfenbungen 

unterliegen feinerlei Befchränfungen.
BJertbriefe unb äBertpalete finb oon ber Beförberung aus« 

gefhloffen.
Die rumänifdje Boft haftet nicht fü r bie Boftfenbungen.

Watete unb ^Jädtäcn na$ bem S e jitf SBialuftol
3m  Bahnten ber Deutfdjen Dienftpoft (beutfehe Bebörben, 

Bermaltungsorgane, B  a rteib ienft ft eil ert unb ber bei ihnen be« 
fdjäftigten reicbsbeutfdjen Kräfte) finb groifdjen bem Begirf 
B ia lp fto f unb bem übrigen Beidjsgebiet (einfdjt. Elfaß, £otbrin» 
gen, Kuremburg, B roteftorat Böhmen unb Blähten, ©eneral» 
gouoernement) ießt auch gemöbnlicbe Bafete (einfehl- unoerfiegelte 
BSertpafete) bis 5 kg ohne Bahnahme unb Bällchen gugelaffen, 
über bie äußere Kenngeidjnung ber Senbungen, bie bem grei» 
mahungsgmang unterliegen, bie ©ebübren ufro., erteilen bie 
Boftämter Busfunft.
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Unterabteilung Groß-, Ein- und Ausfuhrhandel
fiatetfeniuitg beim ¡Seittttjaitbel

Die ¡Reidjsftelle für. Kleibuitg unb oerroanbte (gebiete bat 
eine ¡Anorbnung über bie Sagerfenfung im Deitilbanbel ertaffen. 
AJtit ¡Rüdficbt auf bie beionbere ¡¡Bidjtigfeit biefer ¡Anorbnung 
roieberbolen mir fie an biefer Stelle im Originaltext:

„U m  eine orbnungsmäßige ¡Besorgung bes ¡Berbraucßes mit 
Spinnftoffroaren ficberjuftellen, orbne ic& hiermit an, baß iebe 
3brer SRitgliebsfirmen ihre Sagerbeftänbe oom 30. 3 uni 1941 
(insgefamt/ mengenmäßig) bis fpäteftens 31. Dezember 1941 um 
ein D ritte l 3U oerringern bat. 3d j beauftrage Sie, nach SBorlage 
ber Sagerbeftanbsaufnabme oont 31. Dejember 1941 bei ieber 
3brer ARitgliebsfirmen. nad)3uprüfen, ob fie biefer ¡Anorbnung 
naebgefommen ift unb m ir biejenigen Firmen äu benennen, bie bet 
¡Anorbnung nicht golge geleiftet haben. 34)' bebalte m ir oor, 
biefe girmen ju  beftrafen unb burdj 3eitlid>e ober bauernbe 
Sperrung bes .¡Punftfontos oom roeiteren SBarenbeäug au53U» 
fchließen!"

2Bir bitten, biefe ¡Anorbnung genaueftens ju  beachten.

5Bei#äftigung p o in tie r ©efoIgj^afisinUgltebcr
Der ¡Reicfjsarbeifstninifter bat m it ¡¡Birfung oom 5.10.41 

eine ¡Anorbnung über bie arbeitsrecbtliihe ¡Bebanblung ber pol» 
nifeben ©efolgfdjaftsmitglieber eriaffen. Diele ¡Anorbnung ift im 
Deutfihen ¡Reidjsan3eiper ¡Rr. 235/41 erfdjienen unb im ¡Ber» 
orbnungsbtatt bes ¡Reicbsftattbalters in Danäig'Sißeftprejißenütr. 66 
oom 16. 10. 41 abgebrudt. ¡¡Bir empfehlen benienigen girmen, 
bie polnifdje ©efolgfchaftsmitglieber befdjäftigen, fich ben ¡¡Bort» 
laut biefer ¡Anorbnung oon ber ¡Bertriebsftelle bes SBerorbnungs» 
blattes in Danjig, ¡Reugarten, ju  befdjaffen.

3titeiiung5pflid)t ber oertreteneit girma
3 n ber heutigen 3 eit taucht häufiger als fonft bie grage 

auf, ob bie oertretene g irm a bem ffanbelsoertreter gegenüber 
oerpflichfet ift, ihm bie SPiöglicäjieit 3ur ¡Arbeit unb bamit jum 
¡Brooifionsoerbienft 3u geben, ob alfo auf ber anberen Seite ber 
¿anbelsoertreter einen tlagbaren ¡Anfprucb auf ¡Befdjäftigung hat- 
Das ©efeß feibft tennt einen folchen ¡Anfprud) nicht, unb auch 
¡Redjtstebre unb ¡Rechffpredjung erfennen ihn nicht ohne meiteres an. 
Der ©ntrourf eines Sanbelsoertretergefeßes, ben bie ¡Afabemie 
fü r beutfdjes Stecht ausgearbeitet hat, ber aber natürlid) nocS 
nicht ©efeh ift, oerfudjt auch biefe grage ju  (»Jen, inbem er in 
§ 13 beftimmt, baß bie oertretene g irm a bem Sanbelsoerireter 
eine angemeffene ¡Bergütung 3U sahlen hat, roenn fie ihn „febuib» 
haft oerbinbert, ¡Prooifion in bem oereinbarten ober nad> ben 
limftänben ju  erroartenben Umfang 3U oerbienen“ , ober menn 
fie ihn „fd ju lbbaft nicht benachrichtigt, baß- fie ©efchäfte ooraus» 
ficbflich nur in mefentiid) geringerem Umfange abfdRießen tarnt 
als oereinbart ober nach ben Umftänben 3U ermatten ift“ .

SJtit einem folchen g a ll hatte fich bas 'Amtsgericht ¡Balingen 
3u befaffen. ©s hanbelte fid) batum, baß ein Sanbelsoertreter 
gegen eine oon ihm oertretene girm a ¡Anfprüche geltenb rnadjte, 
roeil biefe ihn im 3ahre 1939 nicht fo beliefert hatte roie im 
3ahre 1938. Die oerflagfe girm a hatte bemgegenüber geltenb 
gemacht, baß fie infolge oerminberter ©arn3uteiTungen unb oer» 
mehrter fjeeresaufträge einfach nicht in ber Sage gemefen fei, ben 
Besirf bes öanbelsoertreters fo 3U bebenten mie im  Boriabre. 
Der Sanbelsoertreter hingegen erroiberte, baß er bann minbeftens 
anteilsmäßig hätte bebadjt merben müffen. Das ¡Amtsgericht Sa* 
lingen hat biefer Klage ftattgegeben unb bie g irm a sur 3ah= 
lung eines geroiffen ¡Betrages oerurteilt.

3n ben ©ntfcbeibungsgrünbeii führt bas ¡Amtsgericht aus, 
baß bie oertretene g irm a burd) ben ¡Abfchluß eines Sanbels» 
oertretungsoertrages bie ¡Berpflid)tung übernommen habe, „nach 
Kräften fü r ¡Arbeit unb SBerbienfte bes Skmbelsoertreters 311 
forgen“ , meit bas fdjon in bem Dreueoerhältnis liege, bas 
Sanbelsoertreter unb oertretene g irm a oerbiabet. Das ©ericht 
tommt babei nach einem ausführlidjen ©utachten ber 3 nbuftrie= 
unb fjanbelsfammer ¡¡Reutlingen 3U bem ©rgebnis, baß bie oer» 
tretene g irm a nach Berüdfichtigurcg aller Umftänbe burchaus in 
ber Sage gemefen märe, bem Sanbelsoertreter minbeftens 50 o. £>. 
ber Lieferungen bes SBorjabres suäuteilen. Dementfprechenb hat 

< bas ©ericht bie betreffende g irm a oerurteilt, bem tganbetsuer» 
tretet bie hierauf entfallenbe, ihm entgangene ¡Prooifion susabien..

^Stetsattorbtutiiö für 6aus= unb Äiidjeittictäte
¡Beim ¡Reichsftattbatter in Dan3ig=2Beftpreußen, ¡Preisbil» 

Sungsftelie, fanben fürslid) Befpredjungen über eine neue ¡Anorb» 
itung über bie Sanbelsauffchläge fü r $aus» unb Küchengeräte, 
¡¡Baren aus ©las, ¡Borsellan, Don, Keramif ufro. ftatt. Der ¡¡Bort» 
laut ber ¡Anorbnung m it ben Kalfulationsfäßen, bie in iiber» 
einftimmung m it ben beteiligten Kreifen feftgelegt finb, liegt bem 
¡Reidjstommiffar für bie ¡Preisbilbung sur ffintfeheibung bereits 
oor. Söir meifen unfere ARitgliebsfirmen barauf hin, baß in Kürjc 
mit ber ¡Beröffentlichung biefer ¡Anorbnung 30 rechnen ift.

3Bb $ R  3oitttitsjent
SBerfdjiebene ¡Anfragen oeranlaffen uns, nochmals barauf 

hin3umeifen, baß bie SÜPb 5iR=KontroIInummern bes 4. Quartals 
©üttig te it bis 3um 31. 3anuar 1942 haben.

äBir erhalten aud) jeßt nodj laufjnb ¡Anfragen barüber, 
mann m it 3uteilungen fü r bas 4. Q uarta l 3U regnen ift. Die 
3 utcilungen finb, roie eigentlich beiannt fein bürfte, bereits im 
¡Auguft bs. 3s. fü r bas 4. Q uarta l erfolgt. ¡¡¡Dir hatten feinerseit 
bie 3 uteilung abfichtlich auf einen fo frühen Dermin ooroerlegt, 
um unferen girmen bie ARöglichfeit 3U geben, ¡¡Bare auf ber 
Seip3tger SJleffe einsutaufen.

¡Auch in biefem 3ufammenhang erinnern m ir roieber barao, 
baß einige girmen noch bie übliche ©ebühr oon 1,— ¡R9J! 
an bie ¡Berteilungsftetle fü r bas SSUKontingent, Dan3ig,
Sänger ARarft 30, 3U sahlen haben.

'Aus bem ©utachten ber gnbuftrie-- unb öanbelsfamm er ¡Reut» 
lingen finb folgenbe Säße bemerlensmert:
-  „D ie  Kammer ftellt bemgegenüber feft, baß es fidj bei 

bem ¡Berhältnis 3roifchen oertretener girm a unb Sanbelsoer» 
tretet nicht nur um ein iuriftifdjes Süertragsperhältnis tjanbelt, 
bas folange nach ben ©runbfäßen ehrbarer Kaufleute aufsu 
faffen unb aus3ulegen ift, als beibe ¡Bertragspartner ju  einer 
anberen ¡Auslegung leinen ¡Anlaß bieten. Die ¡Betlagte hat bis» 
her, foroeit aus ben ¡Alten erficßtlid), nicht geltenb gemacht, baß 
biefes Dreueoerhältnis. butd) ben Kläger fo geftört roorben 
märe, baß fie hieraus bas ¡Redjt hätte ableiten tonnen, ben 
Kläger in ber lünftigen ¡Belieferung feines S8 e3ir ls  ungünftiger 
3U behanbeln, als ihre fonftige Kunbfdjaft b3to. ihre fonftigen 
SBertreter. 3nforoeit geht bie Snbuftrie» unb öanbelstammer 
baoon aus, baß bas smifdjen ben ¡Parteien suftanbe gelom» 
mene ¡Bertrags» unb Dreueoerhältnis bie ¡Betlagte an fid> hätte, 
oeranlaffen müffen, im ¡Rahmen ihrer ¡Probutiionsmöglidjleiten 
aud) im 3ahre 1939, minbeftens aber bis 3um Kriegsaus» 
bru^, ben ¡Besirt bes Klägers annähernb fo m it ¡¡Bare suoer» 
forgen, mie es bie ih r obliegenbe oolfsroirtfdjaftlichc SBerpflich» 
tung ihrer anberen Kunbfdjaft gegenüber gebot.“

2ltt uitfcrc ¡ütitpUebcr!
Die nadjftebenb genannten gadjuntergruppen unferer gach» 

gruppe haben uns ¡Runbfdjreiben sur ¡Berfügung geftellt, in benen 
folgenbe gadjfragen . behanbelt merben:
gadjuntergruppc ©ante

¡Rr. 2 4 , 1 4 2  o o m  14. O f t o b e r  1 9 4 1  
¡Betr.: 1. Überroadjung ber an teitilinbuftriefrembe Stellen 

gegebenen Sammeltoatingente, ©inführrmg eines 
■ Spinnftofffontingenffdjeins.

ga^untergruppe 3tahrungs= unb ©enußmittel
¡Rr. 3 2 / 2 0 4  o o m  6 . O f t o b e r ,  1 9 4 1  

¡Betr.: 1. Konferoenoerteilung an bie 3ioilbeoölferung 
1941/42

2. ¡Prooifion auf normegifdjen Stodfifd)
3. Speifehülfenfrüdjte für bie 3ioilbeoölferung
4. ARonatliche '/Reibung ber oereinnahmten 

ARarinabenprooifion.
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91t. 3 2 / 2 0 5  n o m  14. O f t o b e r  1 9 4 1  
S e tr . : l .  Abgabe non ©ohnenfaffee «n bie Sioilbenöb 

terung
2. S a l3betingsnerteitung
3 . Serfteltung B o t t  Aoljmurft
4. Aeisprooifion
5. ginmeis auf Beachtliche Seröffentlichungen.

D a es nicht möglich ift, iebem SDlitglieb unferer ©e3irfsgruppe 
eine AB fdjrift bet Aunbfcbreiben jujuftelten, merben unferen W ti- 
gliebern biefe Aunbfchreiben

non bet ©esfrtsuntergruppe Danjtg
in ber ©efchaftsftelle Dansig, Sunbegaffe 10,
3immer 4/5 (©efuchs3eit nnn 9— 12 Uhr), 

non ber ©e3irtsuntergruppe ©IBing
in ben ©efchaftsraumen bes Setters, T?rib getmann, 
©IBing, Scilig=©eift«Str. 40, 

uon ber ©esirtsuntergruppe ©romberg
in ben ©efchaftsraumen bes Seilers, ge rm  i la r l  
Sdjimmelmann, ©romberg, gertnann=©oring»Sir. 16, 

uon ber ©e3irtsuntergruppe ©romberg, 3 meigfteIIe Dborn, 
in ben ©efchaftsraumen bes Serbinbungsmannes, 
germ  iro n s  ire in ing , Dhorn, germ am v©oring*Str. 14, 

3ur © infidjt Borgelegt.

Unterabteilung Ambulantes Gewerbe  ̂  ̂ gernruf: 233 02

2Baitbersen>cdse?töeitte 1942
Die Aushändigung ber ©Sanbergemerbefcheiije fü r bas 3abr 

1942 lann nur bann Tedjtäeitig erfolgen, wenn bie Anträge 
ijierfür friftgemäß geftellt merben. ©3er baBer feinen Antrag auf 
Ausftellung eines ©3anbergemerbefcheines fü r bas 3af>r 1942 notB 
nicht geftellt Bat, muß bies fofort bei ber fü r iBn suftänbigert 
©oliacibienftftelle nachbolen.

OrtsfteUe ßlbina
Sür bie OrtsfteUe ©Ibing ber ,©3irt[<haftsgruppe Ambu» 

lantes ©emetbe tourbe als tommiffarifcber' Ortsftellenmart gerr 
Sßalter S r a u n ,  ©IBing, Aoßroiefenftr. 4, ernannt.

M cjtu p p e  I: Oßtuetbe nad) jSdiaufteUetatt
äüutttfion für Sfftie&baUemitljabet
'Uaftbfeuevpattoncn

©intaufs* Bsto. ©e3ug*f<heine fü r 9tanb3ünbermunition merben 
nicht mehr erteilt. D ie ©efdjaffung biefer Ä tunition Bat frei im 
©ahmen ber Siefermöglidjteiten ber ©orlieferanten 3U erfolgen. 
Stabtmunition

Sontrollnummetäuteilungen für bie Sefdjaffung oon Stahl» 
munition erfolgen in iebem Ofall nur auf Antrag. Die Ausgabe 
ber Äontrellnummern erfolgt quartalsmäßig. Diejenigen Betriebe, 
bie bisher laufend Äontrollnummersuteilungen erhalten Baben, 
brauchen leine neuen Einträge eimureichen. Bisher nicht einge». 
fchaltete Sdjießhallenbefißer Baben noch bie ©töglidjteit, nach« 
fraglich bei ber „SBirtfcbaftsfammet Datiäig=2Beftpreußen, U .Abt. 
Ambulantes ©emetbe“, Donjig, ©rcitgaffe 113, Einträge sufiellen. 
Sleimunitton

Um ben ©ebarf an ©untttugeln, Spißtugeln ufm., su beeten, 
fteht ein Sonberfontingent sur ©erfügung. ©esugfebeine merben 
jedoch nur an folche Sdiießballeninhaber ausgegeben, melihe bie 
anfallenden ©leiabfälle gefammelt und bei ben hierfür oor» 
gefehenen amtlichen Ablieferungsftellen sur Ablieferung gebracht 
Baben. Die göhe ber 3ugeteilten ©lenge mittels Sesugfchein, 
richtet fich in iebem S a li pro3entuaI nach ber göhe ber abge» 
lieferten ©leiabfälle. Die Ablieferungsbefcheimgung ift baber mit 
bem Antrag ein3ufenben.

Snmiemeit auch fü r bas 3af>r 1942 entfprechenbe 3utei= 
lungen oorgenommen merben fönnen, hängt uon ber ©rmirtung 
ber hierfür in Betracht iommenben Äontingente ab. A u f ¡eben 
Sa li mirb auch bie 3uteitung fü r bie Saifon 1942 nur auf ber 
Safis ber abgelieferten ©leiabfälle erfolgen.

$«£f)gtttppß ll: amtmlantct üJarcnDanöel

2Bcii)nacf)tsbauiHf)aiii>cI 1941
9cad) einer ©etanntmadjung bes SHeidjsftatthalters, Sorft» 

unb SoUmirtfchaftsamt, ift ber ganbel m it ©3eibnad)tsbäumen 
3um ©3eihnad)tsfe[t 1941 genehmigungspflichtig, ©s ift hierbei 
gleichgültig, meiner A r t  unb ©röße bie ©Seihnadjtsbäume finb, 
bie sum ©erlauf tommen follen. 3 eber, ber ©3eihnad)tsbäume 
3um ©erlauf bringen m ill, ganj gleich, ob ambulanter ©emerbe* 
treibender, ©ifnselhänbler, ©lumengefchäft, ©ärtnerei ufm., hat 
bei ber

„ASirtfcbaftsgruppe Ambulantes ©emetbe, 
Scäitlsfacbgtuppc Ambulanter AJatenhanbcl“,
Daiuig, ©tettgaffe 113,

einen Antrag 3U [teilen. Anträge, bie nach hem 10. Aonembet 
1941 eingeben, fönnen nicht mehr berüdfidjtigt merben.

91ach ©enehmigung bes Antrages mirb ein ©tarttausroeis 
ausgeftellt, ber allein sum ©in» unb ©erlauf non ©Seifmachts» 
bäumen berechtigt. ©3er ohne einen SJtarttausmeis ®3eibnacbts= 
bäume eintauft ober sum ©erlauf bringt, uerftößt gegen bie 
Anordnung 9tr. 3 ber Aeichsftelle fü r I90 I3 Bett. Regelung bes 
Ablaßes non ©Seibnacbtsbäumen nom 29.9.1939 [omie ber 
näheren Attroeifungen h.ier3U 00m 29. 9. 39 unb 21.8.40, im 3 11” 
fammenhattg. m it ber Anordnung 9tr. 17 ber Aeichsftelle für 
S 0I3' 00m 20.8.40 (Deutfcher SofcAnseig.er 9tr. 100 nom 24. 
8.1940) unb macht fich ftrafbar.

$ad)0tuppc III:
amPuIantet £eUi‘usmittßll)anOd

öousftaUiariett uni» Sejuasausroeife
Der Ae i^sfta tthalter in Dan3ig=2Beftpreußen, Sanbesemäh» 

rungsamt, bringt fü r bas ©ebiet bei: ¿anfeftabt Danäig, ber 
S tabt Oftfeebab ßoppot unb ber S tab t ffiotenhafen, Saushalt» 
tarten unb ©esugsausroeife äum ©intauf oon Srifdjen, ©emüfe, 
Obft, Sübfrüchten unb beftirnmten Sonber3uteilungen, sur ©in» 
führung.

Die näheren Seftimmungen merben in den Dagesjeitungen 
ueröffentlidft unb tonnen auch ieberjeit bei ben Dienftftellen ber 
äBirtfdjaftsgruppe Ambulantes ©emerbe eingefehen merben.

Die Abgabe ber ©Soren auf biefe Sesugsausmeife ift m it 
einer ffinfmertung bsm. Abtrennung ber aufgerufenen Abidjnitte 
oerbunben. *

' ÜBenn audj bem Ambulanten ßebensmittelhanbel, ber fein 
©emerbe in ©Sinh unb ©Setter ausüben muß, hierburch Sdjroie» 
rigteiten ermachfen, fo müffen biefelben im 3 ntereffe einer ge* 
rechten ©Sarenuertcilung übermunben merben.

a n tig e n  Delicti Kaufen unö oecKaufen!

Surol
W e in -E s s ig .
C e k a -E s s ig
K o m e t-E s s ig
E ss ig g em ü se
Gemüse-Salate

Kühne-Senlwüize
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Unterabteilung Einzelhandel ®t f d) 8 f t *f tent:  Danj ig,  
ipunbegaffe 10 Fernruf: 21241

$acUgtuppe SZal)tuugs= unO ©enuimuttet
ßrlcifttcrunfl bes Scbensmitteleiniaufs für berufs* 

tätige fronen. —  Kaufbeid&eimfluncjen
Unter Seäugnabme auf bk  in 9Zr. 9 unferes Dturcbfcbrciben» 

bienftes oeröffentlidjte Slnorbnung 3ur ©rleidjterung bcs £ebens= 
mitieleinfaufs fü r berufstätige grauen oom 14. 2luguh 1941 
juirb feitens bes Dberbürgermeifters ber Sanfeftabt Dansig — 
©rnäbrungsamt, 2164. B — am 22. September 1941 nochmals 
ausbrüdlidj barauf bingerokfen, bab:

1. ber ffiintauf oon SBaten auf ©runb ber ÄaufbefReinigung 
nur in ber 3e it oon 16.00 bis 18.30 Uhr erfolgen barf.

2. Die 2IbboIung am- Dage 3uoor biftellter SBaren ebenfalls 
nur in ber 3e it oon 16.00 bis 18.30 erfolgen barf.

3. ¿uroiberban-blungen gegen biefe 2Inorbnung auf ©runb ber 
Serorbnung betr. Seroirtfcbaftung lan-broirtfcbaftlicber © t3eug» 
niffe oom 27. ütugüft 1939 unter gleichseitiger ©imiebung 
ber itaufbefcbeinigung be tra ft roerben.
Der Oberbürgermeifter bat fid) ferner oeranlabt gefeben, 

uns folgenbes Schreiben oom 29. September b. 3 . 3ur Unter» 
ri^ tu n g  unferer SDZitglieber 3U3ufenben:

„© s roerben m ir auberorbenttich häufig Älagen barüber 
oorgetragen, bab bie ÜInnabme oon ÜInmelbungen ber» 
ienigen Solfsgenoffen, bie Äaufbefdjeinigungen befiben, oon 
ben ftleinoerteilern oenoeigert roirb. 3 4  roeife barauf bin, 
bab biefe ÜInmelbungen unter allen Ümftänben entgegen3U=- 
nebmen finb. 3 n  ben m ir sutünftig betanntroerbenben ffällen 
toecbc idb bie Schuftigen 3ur 9tedjenfchaft 3ieben unb ge» 
gebenenfails roegen Serftobes gegen bie Iriegsxnirtfdraftliäjcn 
23eftimmungen in S trafe nehmen."
2Bir Bitten untere SZitglieber, bie 3ugunften ber Berufs» 

tätigen grauen getroffene Regelung 3ur Sermeibung oon Sßeife» 
rungen unbebingt ju  beachten.

Setfauf oon lofcit Kolonialwaren in SRildbflefc&äften
Das 9tei(bsernäbrungsminifterium bat in  einem Schreiben 

an ben Stegkrungspräfibenten in Sreslau oom 15. 7. 1941 
(II B 8 —  2022) aüsgefübrt:

„SOZit Stüdficht auf ben burd) bie Äriegsoerbältniffe 
beroorgerufenen ÜDZangel an Sadmaterial unb auf bie burd) 
bie ©inführung ber Sebensmittelfarten ben 9JZiId)iletnoer» 
teilern entftanbenen Schrokrigteiten bin id) im ©inoerftänbnis 
m it bem $errn 9ZeidUroirtfd)aftsminifter unb bem Serrn 
SZeicbsminifter bes 3nnern bamit cinoerftanben, bab ben 
2tiiI<hfleinoerteiIern, bie eine befonbere ©enebmigung nach bem 
©in3elbanbelsfd)ubgeieb 3um gübren oon beftimmten ge»

. padten Äolonialroaren erhalten haben, fü r bie Dauer bes 
Krieges geftattet roirb', biefe 2Baren lofe ober in felbftber» 
gehellten Serpadungen 3U oertaufen. Um iebodj eine babureb 
mögliche nachteilige Seeinfluffung ber SÖZilcb 3U oermeiben, 
haben bie SÖZilcbtleinoerteiler entfprecbenb Sorficbtsmab» 
nahmen, 3. S . bas Serfdjloffenbalten ber äJtilcbgefähe u. ä. 
3U treffen."

Settaufsjeit in ben Söliltüocrfaufsftcncn an ®onn= 
unb geicrtaöcn im fRcflicrungsbcjir! 
Sötaricnwcrbcr

£aut 2tnorbnung bes SZegierungspräfibenten in SZarien» 
roerber oom 19.. September 1941 ift folgenbes beftimmt:

1. 3 n  ber - 3 eit oom 1. Oftober Bis 31. SJtär} eines ¡eben 
Sabres finb bie tütilcböertaufshellen an Sonn» unb geier» 
tagen oon 8— 10 Uhr offen 3U halten.

3 n  ber 3e it oom 1. 2tprit bis 30. September eines 
¡eben Sabres finb bie Serfaufsftellen oon 7— 9 Uhr offen 
3U batten, golgen sroei Sonn* unb - geiertage cyifeinanber, 
bleiben bie Serfaufsftellen am erften Sage gefebioffen.

2. Sisber geltenbe entgegenftebenbe Seftimmungen roerben burd) 
biefe Ütnorbnung aufgehoben.

3. D ie Ülnorbnung t r i t t  m it bem 1. Ottober 1941 in Kraft.

23cn>itti<üaftutt8 oon ©etPürjett —  Körncricnf
Die Sauptoereinigung ber beutfeben ©artenbauroirtfebaft teilt 

mit, bab oielfadj bie 2tnfid>t beftebt, bab eine fioderung in ber 
Seroirtfdjaftung oon Äörnetfenf eingetreten fei unb bem3ufoIge 
ftörnerfenf frei oerfauft roerben barf. Dies roäre nicht ber galt,

fonbern Äörnerfenf ift gemäb ülnorbnung 13/41 ber ijaupt» 
oereinigung roie bisher be3ugid)eiupflicbtig. 2Ber frei oertauft, 
b. b- ohne Sesugfcbein abgibt, macht fid) ftrafbar.

3u<ferptei?e tm befreiten ©eitet bcs 5Rei<fisflaues 
DaitjigsSBcftprcufectt

Der Sorfibenbe bes 3nderroirtf(baftsnerbanbes Danjig»2Beft* 
preufeen unb Oftpreuben in Dan3ig bat uns unter bem 27. Sep» 
tember 1941 mitgeteilt, bab oon ihm im ©inpernebmen m it ber 
23reisbilbungsftelte, Dansig, am 28. 3Jiai_ 1941, folgenbe greife 
fü r Sorten3uder in ben befreiten ffiebieten bes Dteiibsgaucs 
Dan3ig=2Beftpreuben feftgefefet roorben finb:

1. ©intaufspreis für ben ©tnjelbanbel frei $ans:
H B u b e rs u d e r......................................70,— 9i9Jt ie 100 kg
tpuberraffinabe.....................................72,—  „  „  „
9tormaIroürfeI in ffiintelfiftcn . . 78,— „  „  „  „
itormalroürfet in ©inbalbtiften . . 79,—  „  „  „  „
SDtoSkcroürfel in ©intelfiften . . . 81,— „  „  „  ,,
SWottaroürfel in ©inbalbtiften . . .- 82,—  „  „  „  „
tRaffinabe.............................................. 71,— „  „  „  „

2. Sabenoetlaufspreife:
23uber3uder..................................................0,78 5R®t je kg
2 tuberra ffinabe ................................................. 0,78 „  „  „
jtormalroürfet .................................................. 0,88 „  „  „
S K o tfa roürfe l..................................................... 0,92 „  „  „
iRafftnabe .   0,78 „  „  „
Siernacb haben lebtglicb bie oben angegebenen greife in ben 

befreiten ©ebieten ffieltung. 2Bir Bitten untere SUZitgtieber, biefe 
greife 3ur ffiermeibung oon 2Beiterungen genaueftens ein3ubal_ten 
unb gegebenenfalls bei ©eltenbmacbung anberer greife auf biefe 
Sßeröffentlicbung bin3uroeifen.

©datincsßinlaufsücf^ctbc
g ü r bas 4. Q uarta l 1941 rourbe unferer 9Zeid)sgefd)äfts= 

(teile oon ber SteidjsfteKe „©bemie" ein roefentlid) höheres Äon» 
tingent an©elatine 3urSßerfügung geftellt, fo bab 3nnäcbit einmalig 
roeitere SUZitgliebsbetriebe, bie naibroeislidj in ihrem 23etrieb£ebetts» 
mittel 3ur 'geroerbli^en SBciteroeräuberung tonferoieren unb hier» 
fü r ©elatine, Ülfpitpuloer ufio. oerarbeiten, ©intaufsbef^eibe für 
ben SBesug oon ©elatine erteilt roerben tonnen.

©s formen geintoftgefdjäfte m it unb ohne Stabttüdjenbetriebc, 
gifd)ipe3ialgefd)’äfte unb SBilb» unb ©eflügetgefcbäfte Berüdfiibtigt 
roerben, fofern fie ben oerlangten 9Za<broeis führen tonnen. Selbft» 
oerftänblid) finb neuemgeriebtete ©efebäfte, bie bem ©barafter 
biefer ©efebäftstupen entfpreiben, fa lls  Ülntrag auf 3uteilung 
geftellt roirb, ein3uBe3ieben.

Sei Steifung ber 2Inträge tonnen im Serbältnis b-er früheren 
Serarbeitungsmehge unb burd) S^äbung bes mutmablicben Se» 
barfs entfpreebenbe 2Inforberumgen geftellt roerben. ffis muh ieboeb 
oorbebalten bleiben, entfprecbenb ber 3m  Serfügung ftebenben 
IDZenge unb ben geheilten ütnträgen eotl. Ä ü r3ungen nor3U* 
nehmen,

2Bir roeifen barauf bin, bab fü r ben 9tormaIoerBraud) ein 
Serroenbungsoerbot fü r ©elatine beftebt, b. b- bie ©elatine barf 
nur sur Uonferoierung nerroanbt unb nicht 3ur Äü^enoerroenbung 
an Serbrauiber abgegeben roerben.

©ntfpreibenbe, umgebenb su ftellenbe ülnträge nimmt bie 
©efcbäftsftelle ber Se3irisfad)gruppe Dan3ig*2Beftpreuben, 9Zab* 
rungs* unb ©enufemittel, Dan3ig, Sunbegaffe 10, entgegen.

9lII(icmeiitc bcutfftc Spcbtitonsbcbinfluttacn unb 
Spcbifionspcrfi^ctuna

Der Dieidistommiffar fü r bie Steisbilbung bat unter bem
5. 7. 1941 (V III  —  70 — 7281/41) an eine ©in3elfirma einen 
Sefdjeib gegeben, ber einen früheren Sefcbeib oom 22. 8. 40> 
ergänst. Der Iebtgenannte Sef^eib ift im SUZitteilungsblatt bes 
DZeicbstommiffars für bie Sreisbilbung 9Zr. 34 oom 26. 8. 40, 
Seite 622 oeröffentlidft, ber lautet:

„Durch meine 3üftimmung 3ur Serbinbli#teitserflä» 
rung ber ütllgemeinen Deutf.cben Spebiteurbebingungen unb 
bie ©rteilung einer allgemeinen 2Iusnabmcgenebmigung bin* 
ficbtlicb ber Spebiteuroerfidjerung _(S SS ) habe _ ich mich 
bamit einoerftanben ertlärt, bab 'b ie  SSS=Sräm ien unab» 
bangig oon ber bisherigen tat!äd>Iidjen öanbbabung berei» 
net roerben. 3dj ftimme 3brer 21uslegung 3U, bab infolge bes 
oerbinblicben ©baratters biefer Seftimmung, Serbotstunben 
oon bem Spebiteur lerne höhere ©ntfdjäbigung als
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1,50 R9R kg, böcbftenfalls aber 1500 SR30Î, »erlangen 
fönnen.
^  ©egen bie ©rroeiferutig bes § 5 ber SBebtngungen ju r 
S®S»58ërFtdjerung burd) ©inbesiebung ber Sonberriftfen bes 
beutfdjen Sahnfammelfabungsnerfebrs in bie SBerficberung 
habe id) feine - Vebenten. Dabei febe idj »oraus, baîj bie 
,SVS»-Vrâmic nicht crböbt roirb.'1

5ad)gcuppe (Sifenumtcn, (£lcKtto= u. Hausgeräte
Skriittïte (Sfmet

Fünf ©runb mehrfacher Anfragen ans äJfitgiiebsfreifen, geben 
» i t  nochmals bie genauen Verfaufspreife fü r »erjinfie (Eimer im 
einjelnen befannt:
©imcrprcifc -  fiiife V D ©  9fr. 67 a äletjinftc 9Baren

SBaffereimer crtra fd)iner m it runbeiien ¿enfel:
Durtbrneffer 22 cm 3nba lt 5 fitr . R9R 0,85

«ft
Der

mit
lalfulieren.

(Eimer „500 m it 
einem Ruffcblag

24 n tt 7 tt 0,90
26 n tt 9 tt „  0,95
28 ft tt 10 II „  1 —
30 tf tt 13 tt „  1,10
32 tt tt 16 tt „  1,25
34 rt tt 20 tt „  1,50
36 tt tt 24 tt „  1,85

ber Rrone" aus ber g ab rif iBenbjin 
»on 0,10 R9JÎ auf biefcn Rreis üu

Wodjmals ^Jtcisptüftntfl
3Bie uns beridftet, babeit in legier >3eit Rreisprüfungen in 

unteren gacbgefcbäftcn im ganjctt Retchsgau in erheblichem Um» 
fange ftattgefunben. 2Bir rnieberholen besbalb nochmals bie he» 
teits in 9fr. 19 ber DSB3=23eiIage „D ie  gadjgruppe" ausge» 
Fprochene S itte, ber Sejirfsgefchäftsitelle fdjne.IIftens in jebem 
etn3elnen JJalle über Verlauf unb (Ergebnis ber Vreisprüfung 311 
berichten.

Unfere in bem angeführten R rtife l ausgefprocbene Rnroetfung, 
bie Se3irfsfachgruppe ftets »ot Unterjeicfjnung einer Unter» 
tperfungsnerbanblung 3U unterrichten, FoIIte natürlich nicht bie 
Httferroetfung aufhalten, rote auch ein 3toang in biefer Ve3tebung 
überhaupt nicht oon uns ausgeübt tnerben Folite. 3ebod) rooliten 
mir oerbinbern, bah, mie bereits mehrfach gegeben, bie girmen, 
nachbent Tic ftd) unter bem erften ©iubrud ber geftftellungen ber 
Vreisprüfung sur 3ahlung eines gröberen Setrages im Unter» 
roerfungsperfahten bereit erflärt hatten, nadjträglicb unfere ¿ ilfe  
3mecfs Serabfefcung ber be3ahlten Scträge in Rnfprud» nehmen follten.

$adjgtuppc OcfunOljßitspflcgc, Cpcmte u. Optth
Der Reicbsftattbaftet in Dan3ig=9Beitptcn6en bat am 3. Oftober 
1941 folgenbe Rnotbnung über höchitjuläfiigc ¿anbeisauf Wöge beim 
Serfanf »on Rnftricbmitteln, Stebftoffen, Ritten unb tUfatcr» 
bcbarfsartifcln burch ben (Ein3elhanbel erraffen, bie m ir nuferen 
Rtitgliebem hierburch 3ur Renntnis geben.

Üfuf ©runb bes ©efefces 3ur Durchführung bes Vierjabres» 
planes — Seftellung eines Reicbsfommlffars fü r bie Vteisbil» 
bung — pom 29. Oftober 1936 (Reidjsgefetsbl. I, S . 927) unb 
ber (Erften »norbnung 'über bie SBabrnebmung ber Aufgaben unb 
Vefugniffe bes Reichsfontmiffars für bie Vreisbilbtmg pom 
12. De3ember 1936 (Deutfdjer Reidjsanseiger Sfr. 291) fomie ber 
Verorbnung über bie Vreishtlbung in ben eingegfieberten Oftge» 
bieten nom 20. 3anuar 1940 (Reicbsgefefcbl. I, S . 210) orbne 
ich fü r ben Retchsgau Dan3ig»2Beftpreuben an: .

§ 1
(1) Sanbelsunternebmen, bie Rnftricbmittef, Rlebftoffe, R itte 

unb älfalerbebarfsartcfel im (Einselbanbel »erfaufen, bürfen bei 
allen Verfäufen, bie nach bem Snfrafttrefen biefer Rnorbnung 
getätigt merben,. auf ben Rechnungspreis nach Sfbsug aller Ra» 
batte m it Ausnahme ber nicht feltfiehenben unb nicht bekannten 
llm iahrabatte, iebod) nicht bes Raffaffontos, foroeit es 3 n. ¿, 
nicht überfteigt, höchitens bie aus ber Rnlage 3U biefer Rnorb» 
nung erfichtlicheri ¿anbelsauffcbläge beredmen.

(2) 3 ft in bem in Rechnung gehellten Vrets frachtfreie Stefe» 
rung nicht eingefchlofFen, bürfen bie entftanbenen Verfanb» unb 
Serpacfungsfoften in ihrer tatfächlichen Sähe bem nach Rbfah (1) 
erredmefen SBerfaufspreis angehängt merben.

(3) Someit für ein3elne 9Baren non ben Sieferfirmen Rieht» 
linien feftgefebt morben finb, bie unter ben nach § 1 äuläffigen 
greifen liegen, bürfen bie feftgefebten Richtpreife nicht über» 
fdjriiten merben.

. § 2
©eroerbiidjen Verbrattdjern unb ©rokafmebmern ift auf bie 

mach. S 1 erredmeten Verfaufspreife m it Ausnahme her SBareu bes 
Slbfchnitts V  ein Rabatt in ¿öbe »on minbeftens 10 % 3u 
gemäbren.

Der Verlauf burch einen ©nyelbänbier g ilt als Regelfall. 
Schalten fich beim SBerfauf an ben gemerblichen SBerarbeiter b3m. 
Ickten Verbraucher mehrere Sänbler ein, fo bürfen fie sufammen 
nidft mehr als ben höchitsuIäfFigen Ruffchlag forbern.

„  . .  . § 4
3 u r RrcisflaFfc 1 im Sinne ber Ulnlage gehören bie in ben 

'Retchsgau eingeglieberten Rttreidisteile unb bas ©ebiet ber ehe» 
maligen treten S ta b t Dan3tg, 3ttr RreistFaFFe II bie übrigen 
©ebieisteife bes Reichsgaues.

cv. . § 5
3 lt  ein Verbanb ober ein anberer 3ufammenfd)lufi ober ein 

Serfteller ober ©rokbänbler auf ©runb ber Serorbnung über 
Rreisbinbungen oom 23. Rouember 1940 tRetcbsgefefcbl. I, 
Seite 1573) ober ber Serorbnung über bie (Einführung ber Ver» 
orbnung über Rreisbinbungen in ben eingeglieberten Oftgebieten 
oom 3. R p ril 1941 (Reichsgefehbl I, S. 190) eine (Einroitligung 
3itr Verabrebung, ffeftfetjung ober ©mpfehlung eines Rreifes 
erteilt morben, fo g ilt ber bureb bie ©inroilfigung gebedte Rrets 
fü r bie »eteiligten als ein im Retchsgau Dan3ig=2Beftpreufjen 
nadï § 1 3ugelaffener Rreis.

§  6
Someit aus oolfsroirtfcbaftlicben ©rünben ober 3ur Sßermei» 

bung befotiberer ¿arten eine Ausnahme oon ben SBeftimmungeit 
ber Rnorbnung bringenb erforberlicb erf^eint, fann ber Reichs» 
ftatthalter — Rreishilbungsftelle — eine Ausnahme 3ulaffen 
ober anorbnen. § 7

Der Retdjsftatthalter —  Rreisbilbmtgsftelle — erläjft bie 
3i ir  Durchführung ober ©rgäiyung biefer Rnorbnung erforber» 
liehen Sorfchriften. ©r fann heftimmte FfBaren oon biefer Rnorb» 
nung ausnehmen unb anbere äBaren in fie einhesiehen.

§  8
Die Rnorbnung tr i t t  am 20. Oftober 1941 in Ä raft.

§ 3

Rnlage
3Ut Rnorbnung über höchitsuläffige 6anbclsauff*läge hei Verlauf 
oon Rnftrlchmitteln, iUchftoffen, Ritten unb aRalcrhebarfsartifcln 

burch ben ©inselhanbel
SÜBar engr uppe:  ¿öd)ftauffd)Iag p.

Rreistfaffe
1

75
50

I. Drocfenfarhen
1 . l£rb» unb SR ineralfarben.....................
2 . ©betuliche F a rb e n .....................................

II. iiadfarhen
1 . 3 n  O rig tna lpadungen ........................................50
2 . Sofe ausgewogen....................................................60

III. Sade
1. Ronfumlade

a) in O rig itia lpadungen....................................50
b) lofe ausgem ogen.........................................60

2. Spe3taIIade
(barunter fallen: Rutfchlade, ¿eisiörperlacfe, 
Vootslade, Über3ugslade, Rhornlade, De» 
forationslade, Sprihlade ufro.)
a) in Origiithlpadungen ................................
b) lofe ausgemogen

bis 3itm ©infaufsprets oon 2,— R R l
per k g ....................................................

tm ©tnfaufspreis über 2 ,—  R9R,-ie kg
IV. R o litu r, S8 et3en, SSronsen.....................................
V. ©runbier», Verbünnungs» unb Drodenmittel

1. Srtrnts
a) Bei Rbgabe in Originalpadungen . .
b) lofe ausgeroogen.....................................25

2 . 'D e rp e n itn ..................................................
3. S ilta tio

a) bei Rbgahe in Ortginalpacfungen . .
b) lofe ausgeroogen...............................

4. ölfreie S in b e m ü te l....................................
V I. RIehftoffe unb R itte aller 2frt

1 . in Xuben unb Ileinen Sehältern bis 200 g
2 . in gröberen L a d u n g e n ..........................

V II. genfterfitt, © laferfitt
1 . Ö l f i t t ................................................................... 40
2 . anbere R i t t e ...............................................

V III. Rftansenleime, Drodenletme, Dapetentteifter ufm
IX. Vinfel

1. Rtngpinfel, Rluppenpinfei, Dedenhürften ufm
2 . Strichptnfel, flacfierpinfel unb fonftige

R Ie tn p tn fe l.....................................................
3. Dufch», Schreib» unb fonftige ¿aarpinfel . .

X. 2Berl3euge für ben Rtalcrhebarf mie Spachtel,
Rittmeffer, Scheren ufro....................-, . . .  50

X i. S d ja b jo n e n ............................................................... 75
X II. Sonftige nicht genannte Rlalerhebarfsartitel .

I I
60
40

40
50

40
50

50 40

60 50
70 60
60 45

15 15
25 25
50 40

50 40
60 45
50 40

60 50
50 ! 40

40 40
50 40
60 45

60 50

70 60
75 65

50 45
75 60
50 40

Die feftgefehten ¿anbelsauffcbläge ber SBarengruppen I bis 
V  fittben feine Slnroenbung hei ber Rbgahe lofer Sßare in 
Rfengen unter Vs kg.
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Mitteilungen der Wirtschaftsgruppe Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe
Danzig-Westpreußen

Hetausgegeben non ber 2Birtfdjaftsfmmner ®anjig>3Beftpreu§en, 9Ibt. gremöenoerfebt unb Unterabteilung 
©aftftätten- unb Seljerbetgungsgeroerbe. ©efdjäftsftelle ®anjtg, ßangermarft 43, gernruf 23417/23425. 

tSRacfj&rucf nur mit ©rlaubnis bes Herausgebers geftattet)

D ie  vorübergehende Schließung von Gaststätten
Unfcre ©aftlidylcit im fReit&saau barf nid)t leiben!

„Heine (Sigenmäifttiateiten! Hettte Sdbliefeuitfl oftne ©enebmiflung!"
Die Setriebe bes <5a)tftätten= unb Seberbergungsgeroerbes 

leiben, mie allgemein betannt ift, 3ur ßeit unter einem Harten 93er= 
[onalmangel, ber ait bie Setriebsfiibrer unb ©efolgfdjaftsmit« 
glieber aufeerorbentlicbe SInforbcrungen '¡teilt, roenn fie ibreroidj« 
tige roollsroirtfcbaftliche iiufgabe nadj toie nor in 3iifrieben= 
¡tellenber SBeife erfüllen ¡ollen. DaäU tommen bie Scrroaltungs« 
arbeiten, bie [iäj aus ber Seroirtfdjaftung ber ßebensmittel, ber 
Kontingentierung oon ©etränten unb anbcren notroenbigen 9Jtab= 
nabmen ergeben, fo bab bas Sebürfnis nad) 9Iusfpannung unb 
©rijolung bei allen ¡Mitarbeitern im ©aftftättengeroerbe beute 
Härter benn ie ift. '¡Radjbem burdj regelmäbige Scbliebung be= 
Hinunter Setriebe an einzelnen Sagen ber 2Bo<be eine geroiffe 
©ntlaftung berbeigefübrt mürbe, finb oiele Setriebe aufjerbem 
noch baui übergegangen, einmalige mebrroöcbige Setriebsferien 
einäulegen, um bem Setriebsfübrer unb feiner ©efolgfdjaft eine 
roirllidje 9lusfpannung mtb (Erholung ju  ermöglichen.

Die Motroenbigteit unb Berechtigung biefer ¡Dtabnabme ift 
in 9Inbetradjt ber beruflichen unb fachlichen Knfpannung bes ©e= 
merbes burdjaus anäuerteniten. ©s dürfen babei aber nicht bie 
9Infprüdje unb notroenbigen Slnforberungen, bie bie Solfsgemein« 
fdjaft an unfere Setriebe ¡teilt, oernacbläiiigt roerben. Die Be« 
triehsfcbliebung mub ficb alfo immer in einem angemeffenen lim« 
fange halten unb barf niibt als Sorroanb fü r Seguemlicbteit 
bienen. ,

©in iRunberlab des ¡ReidjsroirtfdjaftsminiHers aus berjüngften 
3e it gibt ¡Richtlinien über bie oorühergebenbe Sdjliebung oon 
Sdjanfbeirieben unb jroar foroobl über bie ftunben« ober tage« 
roeiic, roie auib über bie mebrroöd)ige Sdjliebung. Der Sßortlaut 
biefes ©rlaffes roirb an anberer Stelle oeröffentlicbt.

©s roirb oon ben ¡Mitgliedern erroartet, bab fie ben ©rlab 
bes Herrn ¡Reidjsroirtfdjaftsminifters genau beachten unb ihren 
Setrieb nur bann fcblieben, roeron pingenbe ©rünbe oorliegen 
unb bie Soliäeibebötbe nach oorberiger güljlungnabme m it ber 
3üftänbigen Kreisgruppe ber SÜBirtidjaftsgruppe ©aftftätten« unb 
Seberbergungsgeroerbe bie Sdjliebung genehmigt. Seöor ein 
9Intrag auf Setriebsfdjliebung geftellt roirb, mub 3Uoor m it bem 
benachbarten Serufstameraben eine Setftänbigung über bas 
Offenbalten ber Setriebe erfolgen, bamit bie Serpflegung ber 
Soltsgenoffen in bem O rt bätn. S e jir f auf ¡eben Sa li gefiebert 
ift. ©erabe im gegenwärtigen 3 eitpuntt, roo eine befonbers grobe 
Slnsabl oon Soltsgenoffen auf bie ©aftftättenoerpflegung ange« 
roiefen ift unb eine Überfüllung einseiner ©aftftätten durch 3 u= 
roanberung oon Säften oermieben roerben mub, müffen biefe Se« 
bingungen in  jebem S a li beadjtet roerben. Der ©aftroirt mub 
ficb befonbers jefct ftets beraubt fein, bab fü r ihn bas oberfte 
©ebot gilt, ber © aftlid jte it 3U bienen unb bab biefer S flid jt 
gegenüber ©igenintereffen äurüdäutreten haben.

Sßortlaut oom SRuitberlaft bes fRci<8stoirtf(ftafts* 
miniftets oom 18. 9. 1941 über bie oorithet* 
flefienbe Sd&Iie&uttfl oon ©aftftätten

Durd) roilltürlidje oorübergetjenbe Sdjliebungen oon ©afi« 
Hätten finb in ber lebten 3e it oielfadj erbeblidje ¡Mibftänbe im 
öffentlichen Sehen eingetreten. äBenn ich auch nicht oerfenne,

bab gegenroäriig oiele ©aftftättenbetriebe infolge 9Ib 3ugs oon 
9lrbeitsträften unb infolge SIBarenmangels m it groben Schmierig« 
leiten 3U tämpfen haben, fo fann es boeb im 3ntcreffe ber 9111= 
gemcinbeit nicht oerantroortet roerben, bab einseine Betriebs« 
inbaber ihre ©aftftätten roilltürlich fü r {fixere ober längere 3 eit« 
bauet fcblieben.

3n t ©inoernebmen mit bem Herrn ¡Reidjsminifter- bes 3nnern 
bitte ich baber, bie Kreispoliseibebörben an3uroeifen, bie oor« 
iibergebenbe Sdjliebung oon ©aftftätten su regeln unb hierbei 
oon ben beigefügten ¡Richtlinien aus3ugeben.

3 dj bemerte noch, bab bie Soliseibebörbetr bei ber ©nt« 
febeibung über oorgelegte 9Inträge bie örtlichen Serbältniffe unb 
bie roirtfchaftlidje ßage bes ein3elnen Setriebes (3abl her oor« 
banbenen 9trbeitsträfte, llm fang ber SSarenDorräte ufro.) 3U 
berüdfichtigen haben. S ie haben jebodj an bem ©runbfats, bab 
©aftftätten roäbrenb ber ortsüblidjen Öffnungs3eiten nicht ge« 
fchloffen roerben follen, möglicbH feft3ubalten.

Sei Scbliebung infolge ©inberufung sur 9Bebrmad)t fann 
fta tt einer befonberen ©enebmigungspflidjt fü r bie Sdjliebung 
bes Betriebes eine 9tn3eige über bie Sdjliebung als ausreidjenb 
betftimmt roerben.

3 <h roeife fdjlieblich barauf bin, bab bei roilltürlicben oor« 
übergebenben Sdjliebungen oon ©aftftätten bie ©eroerbeetlaubnis 
gerrtäb § 12 9Ibf. 2 3tff- 1 ©a®. bsro. nach ben an Stelle bes 
©aftftättengefebes 3. 3 t- noch geltenben fonftigen geiehlidjen Sc« 
ftimmungen (3. S. öfterreiebiidje ©eroerbeorbnung) 3urüdgenommen 
roerben tann, ba ein Setriebsinbaber, ber obtte 3roingenbe ©rünbe 
unb ohne bie gebotene Südiidjtnabme auf bie 9nigemeinbeit roill« 
iü rlid j feine ©aftftätte fchliebt, als perfönlid) unsuoerläfjig ansu« 
(eben ift; er bietet in ioldjen gällen fü r bie 3u tun ft nicht mehr 
bie ©ernähr fü r eine orbnungsmäbige, ben gefeblidjen, poIi3eiIidjen 
unb roeltanfchaulichen! 9lnforberu,ngen entfprechenbe gübrung bes 
Setriebes. 3d) bitte, neben ber 9lnbrobung einer ©elbftrafc 
(3 roangsgelb) bei 3 uroiberbanblungen auch ausbrüdlidj auf bie 
tÖtöglidjfeit ber 3 urüdnabme bet ©eroerbeerlaubnis biu3uroeifen.

5Rid)tli»ie» für oorühcrfldtitibc S^Ucfeunö oon 
©aftftätten

I. Stunbcmoeifc SAIiebung.
3 ebe ftunbenroeife Sdjliebung oon ©aftftätten roäbrenb ber 

üblichen täglidjen ßffnungs3eiten ift bureb einen einfachen 9lus= 
bang an fidjtharer Stelle, ber bie Schliebungs3eit anseigt, be= 
fanntsugeben.

Überfteigt bie Sdjliebung 4 Stunden, fo bedarf fie ber ©e« 
nebmigmtg ber Ortspoliseibebörbe. Die ©enebmigung fo ll im 
¡Regelfall nur erteilt roerben

a) alleinftebenben grauen und Kriegerfrauen, bie eine ©aftftätte 
als ©rlaubnisinbaberin ober als Stelloertreterin führen,

b) Betrieben, bie nadjroeislicb bereits oor bem 1. 1. 1941 in 
ben Sormittagsftunben ben Betrieb eingeftellt batten. 3n 
biefem g a lt mub der 9tusbang poIi3eilidj geftempelt fein.
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3 tt ber Seit n a *  18 U fjr Tollen ©aftftätten grunbTätjlid) 
n i* t  gef*Ioffen merben. (A u *  unter 4 Stunben im ®au ®eneb» 
migung einfjolen — bie Unterabteilung.)
II. ¡Regelmäßige S*Iießung an einem ©Serftage.

Die S*Iießung ’ einer ©aftftätte an einem ganjen ©So*entag 
bebarf bcr poli3eiIi*en ©enebmigung. 3 n  befonberen Sälien tann 
bie S*Iießung a u *  an einem Sonntag jugelafien roerben.

Der Antrag auf ©enebmigung ift bei ber HretspoIi3ei» 
bebörbe (in ©emeinben mit fta a tli*e r ©oliseioermaltung bei ber 
ftaatliiben ©oIi3eibebörbe) ein3Utei*en; biefe t r i f f t  bie ©ntf*eibung 
n a *  Anhörung ber 3üftänbigen Hreisgruppe ber ©3irtf*afts= 
gruppe ©aftftätten» unb ©eberbergungsgetoerbe unb ber suftän» 
bigen Hreismaltung ber Deutf*en Arbeitsfront, ©ei ber ©nt- 
fdjeibung ift barauf © e b a * t  3U nehmen, baß nicht alle ©etriebe 
ober beten überroiegenbe -3abl in einem engeren O rtsbe ja t am 
gleiten Dage _gef*Ioffen ftnb, fonbern eine SBeäfTetfolge E in tritt

An einer außen ficbtbaren Stelle bes Setriebes" ift ein poli» 
3e il i*  abgeftempelter Dauerausbang m it bem öimoeis auf bie 
Schließung ansubringen.
I I I .  ©orübetgebcnbe Schließung für längere 3eit-

Aus befonberen ©tiinben (©rfranfung, ©efo!gf*aftsferien 
ufm.) fönnen ©aftftätten oorübergebenb fü r längere 3 e i t , ge» 
fdjtoffen merben.

Der Antrag auf ©enebmigung ift unter Angabe berSrünbe 
unb ber beabfidjtigten S*Iießungs3eit re*tseitig bei ber Hreis» 
polijeibebörbe ein3urei*en. Diefe t r i f f t  bie ©nti*eibung nach

Anhörung ber- suftänbigen Hreisgruppe ber ©Sirtf*aftsgrup_pc 
©aftftätten» unb ©eberbergungsgeroerbe unb ber 3uftänbigen Hreis« 
toaltung ber Deutfcben Arbeitsfront. Sei ber ©ntfebeibung ift 
barauf S e b a *t su nehmen, baß ni<bt alle Setriebe ober beten 
überroiegenbe 3ab i in einem engeren Ortsbesirf 3ur gleichen3eit 
gef*Ioffen finb.

ffiiner An3eigepfli*t n a *  § 4 Abf. 3 bes ©aftftättengefeßes 
bebarf es in fo!*em Salle niibt.

An einer außen ficbtbaren Stelle bes ©etriebes ift ein polt» 
seilicb abgeftempelter Dauerausbang m it bem Sinroeis auf bie 
Schließung ansubringen.
IV . öotelbetriebe.

Die oorübergebenbe Schließung oon ©eberbergungsbetrieben 
ift nicht geftattet; ihre Scbanibetriebe (Sotelreftaurants) fallen 
bagegen unter bie Seftimmungen 3U I bis II.

3n  allen Salten muß ieboeb ben Sotelgäften bie ffiinnabme 
bes erften Srübftüds in ihrem £o te l möglich fein. —

Sür ben Aeicbsgau Dan3t8=2Beftpteußen mirb n a *  bem 
Stanb ber bisherigen Sefpre*ungen eine gaueigene ©erorbnung 
bes ¿errn 9fei*sftattbalters ergeben, bie bie Antoenbung ber 
9 ti*tlin ien  regelt. A u *  bie 3uftänbigfeit ber ©oliseibienftftetten 
mirb barin tla r berausgeftetlt. Aäberes toirb an biefer Stelle 
oeröff entließt.

©s fei aber febon hier ausbrüd li* nermerft, baß lebe 
Schließung, a u *  bie unter 4 Stunben grunbfäßli* ber ©eneb­
migung bebarf. Heine ©igenmäcbtigfeiten!

Ernährungswirtschaftliche Vorschriften strengstens innehalten!
(Stufte SBatttuttg an ¡eben ©aftroirt in ©anjigsaBcitpreufecn

Die Unterabteilung ©aftftätten- unb ©eberbergungsgetoerbe 
in ber ©3irtf*aftsfammer Dansig-füBeftpreußen unb bie ©3irt» 
feßaftsgruppe ©aftftätten- unb ©eberbergungsgetoerbe haben an 
biefer Stelle toieberbolt Abbanblungen gebracht über bie ernäb» 
rungsto irtf*a ftIi*en  S o rf*riften . Darüber hinaus finb beuSDlit- 
gliebern oom Heiter ber ©3irtf*aftsgruppe ©aftftätten- unb ©e= 
berbergungsgetoerbe birejfte Anordnungen _ 3ugegangen, ift in  un» 
feren ©erfammlungen immer toieber biefes Thema bebanbelt 
roorben unb haben 9iunbf*reiben ber ©ef*äftsftelten Aufflärung 
in bie Setriebe getragen. Smmer toieber ift ermahnt 3U ftrengfter 
Snneßaltung ber ernäbrungstoirtf*aftIi*en Anotbnuns|en, 3U betten 
jeber ©etriebsfübrer im 3ntereffe ber Hriegs» unb ©olfsroirt» 
f* a f t  oerp fIi*te t ift. Aiemanb barf beute bie S*roierigfeiten 
ber ©etriebsfübrer ber ©afttD irtf*aften in ber ©rnäßrüngsroirt» 
f* a f t  oerfennen. S ie ftnb ungeheuer groß. Der ©etriebsfübrer 
bat es n i* t  Ie i*t. Aber gerabe besßalb muß alles getan roerben, 
baß bie gefeßli*en Seftimmungen lüdenlos erfü llt merben.

©3ir haben nun erneut ©eranlaffung, auf biefe Dinge n o *  
einmal ein3ugeben unb insbefonbere auf fo l*e  Sülle, bie f i *  als* 
©erbredjen ettoeifen fönnen, bte Aufmerffamfeit su lenfen. ©Ser 
in ber ießigen 3e it — 3- ©• S * to a r3f*Ia *tungen — oor- 
nimmt, fann als ©oIfsf*äbItng betra*tet tnerben unb muß gt> 
toärtig fein, als fo I*e r n a *  § 1 ber Hriegsroirtf*aftsoerorbnung 
oom 4 9. 39 unb ber ©erorbnung gegen SoIfsf*äbIinge oom
5. 9. 39 m it 3u *tbaus  beftraft 3tt toerben. Die ©erorbnung 
gegen ©oIfsf*äbIinge fiebt 3u*tßausftrafe bis su 15 Sabren, 
unb, toenn bas gefunbe ©olfsentpfinben toegen ber befonberen 
©ertoerfIi*fe it ber S tra fta t es erforbert, Iebenslängli*es 3u *t»  
haus unb fogar Tobesftrafe oor. ©benfo läu ft ©efabr als S o lls - 
f*äb ling  betra*tet unb bebanbelt 3U toerben, toer in 3ufammen« 
bang m it folcßen S *to a i'3f*Ia *tungen ftebt. Daß S*roars= 
f*Ia *tungen unb bie Teilnahme an ihnen ftrengftens geaßnbet 
toerben, haben a u * ©erurteilungen aus iüngftter 3eit, bie aus 
bem Altre i*sgebiet befannt getoorben finb, beroiefen.

Um bieienigen im 3fei*sgau Dansig-SSeftpreußen, bie f i *  
o ie IIe i*t n o * n i * t  über bie ntaßgebli*en © o rf*r ifte n  im flarett 
finb unb über bie Dragtoeite fo I*e r ¿anblungen nicht bemußt 
fein füllten, 3U toarnen unb oor unüberlegtem unb Iei*tfertigem 
Sanbeltt auf biefetft ©ebiete 311 i*üßen, haben toir a u *  biefe

' fra ffen ' Salle ber ©erftöße auf ernäbrungsm irtf*aftli*em  ©e» 
biet m it ihren ftrengen Straffolgen berausgeftellt. D ie S tra f- 
beftimmungen hierfür finb fo ftreng, baß fie a u *  ben © le t*- 
gültigften unb £ei*tfertig ften aufmerfen laffen unb ihm eine 
brobenbe ©Satnung fein tnüffen.

©iemanb möge aber glauben, baß biefe Strafbeftiminungen 
nur fü r bas AItrei*sgebiet Antoenbung' finben fönnten unb 
mürben unb baß unfere Oftgebiete in ber Seurteilung fo I*er 
Sragen eine begünftigte Stellung entnehmen fönnten. D ie 'oben­
genannte Hriegsroirtf*aftsoerorbnung unb bie ©olfsi*äbItngs= 
©erorbnung finb in ben eingeglieberten Oftgebieten bereits am 
6.7.40, alfo bereits oor IV 2 Sabren eingefübrt.

SBer f i *  ießt n o * ©erftöße auf ernäbrungsroirtf*aftli*em  
©eßiet 3uf*ulben fommen läßt, muß unbebingt bamit re*nen, 
baß ihn bie gan3e Särte bes ©efeßes tr ifft. ©3ir haben immer 
roreber, befonbers in ber lebten 3eit, intenfiofte Aufflärungs- 
arbeit auf biefem ©ebiet geleiftet. ©Ser baher feßt n o *  alle
unfere ©Sarttungen in ben ©Sinb f*Iäg t, oor ben fönnen mir
unb roollen m ir uns a u *  n i * t  f*üßenb- Ttetl.cn, ben mirb unb 
mag bann a u *  bie gere*te S trafe ereilen.

©iemanb möge biefen unferen lebten Appell an bie ©er» 
nunft unb © in fi* t, mie an bas ©fli*tberoußtfein unferem
© o lf unb ■ ©aterlanb gegenüber an f i *  ungebört oorübergeben 
laffen.

Die ©erantmortung, bie unfere Setriebe auf ernäbrungsmirt» 
f*a ft li*e m  ©ebiet unferem ©olfsgan3en gegenüber tragen, ift 
groß. Die Strafen bei ©erftößen bagegen finb baßer a u *
f*mcr. ©r nüßt feinem ©aterlanb unb © o lf unb bemabrt f i *  
oor Strafe, roer ernäbrungsm irtf*aftli*e  Seftimmungen genau 
einbält.

Daher no*m als:
fte in ©rmerb oon 6e3ugsbef*räntten ©rseugniffen ohne 
©ejugsbereitigung (3-©- Se3ugsf*ein, Se3ugsfarte)! 
Heine Abgabe oon Speifen aus marlenpfli*tigenfiebens- 
mitteln ohne Abnahme non ©tarlen iu entfpre*enber 
Soße!

Das gute »STOBBE-
ln Danzig durch
F. Staberow,‘ Poggenpfuhl 75 
Tel. 28339

••

BRAU €€ seit 1784

ln Dirschau durch
H. Maschke, W ilhelm straße  
Tel. 1132
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Sdmtmtmacfjungen: Betotöuungen

greijeit für (SefoIfliijaftsmitfiUebet in ©oft* unb 
S^aniroitiicboficn

Die in Icfetcr 3e it oxelfacf» in  ©rf*emung getretene S*Hehung 
non ©aftftätten an einem Dag ber 2Bo*e, bie nunmehr b u r*  
ben an anberer Stelle biefer Leitung oeröffentIi*ten ©rtah bes 
Stet*sw irtf*aftsm inifters oom 18. 9. 1941 eine reicöscinf>ertlid)e 
Siegelung erfahren hat, tönnte o ie IIe i*t su bet irrtü m li*e n  Stuf« 
faffung'führen, bah bie ffiefoIgf*aftsmitgIieber tm ©aftftätten» 
unb SBeherbergungsgemerbe Bisher Jemen freien Dag Jennen. ©s 
¡ei baher einmal ausbrüd li* Betont, bah biefe «Uuffaffung felbft» 
oerftänbli* unjutreffenb i(t, ba auf ©runb gefeh lter 23eftim» 
mungen ben ©efoIgf*aftsmitgIiebern im ©aftftätten» unb 23e= 
herbergungsgemerbe in jeber 2Bo*e ein freier Dag gewährt 
toerben muh.

S *o n  bie 23etanntma*ung über bie 23ef*äftigung oon 
©eBilfen unb ßehrlingen in  Saft* unb S *a n im irtf*a fte n  oom t, 
23. 1. 1902 f t *  gemiffe Stuheseiten oor. Spater Baben bann bie f 
in ben einäelnen DreuBänberbesirJen BeiteBenbeu Dariforbnungen 
bie ©ewährung eines m ö *e n tli*  freien Dages an bie ©efolg» 
fcbaftsmitglieber oorgef*rieben unb f* l ie h li*  finb b u r*  bie SIus» 
führungsoerorbnung sur SIrbeits3eitoerorbnung oom 12.12.1938 
bie Freiseitbeftimmungen im  ©aftftätten» unb 93eberbergungs» 
getoerbe neu gefaxt 63m. neu geregelt worben. D a n a * ift in ©aft» 
unb S *a n tm irtf*a fte n  unb im übrigen 23eberbergungsmefen 
grunbfäBtiiB ben ©efoigf*aftsmitgIiebern in ieber 2Bo*e einmal 
eine ununterbrochene Stuheseit oon minbeftens 24 Stunben im 
S lnf*luh an eine 3ta*truhe 3U gewähren. SJtinbeftens in jeber 
oierten 2Bo*e fo ll bie 5RuBe3eit auf einen Sonntag fallen.

Darübef hinaus Bat ber 3tei*sarbeitsminifter burcB ©rlah 
oom 4. 12. 1940 bie ©etoäBrung eines 3ufähli*en, Feiertages 
als Slusglei* fü r beftimmte Feiertage, an benen mehr als 
6 Stunben gearbeitet wirb, sur ¡Pflicht gemacht- ©s muh ben ©e» 
folgf*aftsm itgIiebern im ©aftftätten» unb SBeBerbergungsgeroerbe 
neben bem toöiBentiicB 3U gemäbrenben ¡Ruhetag ein 3ufähli*er 
¡Ruhetag fü r ben nationalen Feiertag bes beutfchen tßoIJes, ben 
1. unb 2. äßeihnachtstag, ben Steujahrstag, fofern biefe auf 
einen 3Bo*entag fallen, fowie fü r ben Oftermontag unb ¡Pfingft» 
montag unter FortjaBIung bes ßohnes gegeben merben.

Direfteinfauf oon SBetnen Beim SBinjet nut öeaett 
ßinfaufs&etetöttflunflsitöeine

Die Sauptoereinigung ber beutfchen 2Beinbauroirtfdjaft Bat 
burcB SInorbnung Sir. 43 oom 5. September 1941 ben f*luh» 
i*e in p fli* tigen  ffiintauf non Draüben, SJtaifche, 31toft unb SBein 
geregelt, ©runbgebante ber SInorbnung ift, ben beim SBinjer 
(©rseuger) als Ääufer auftretenben Ärei« 3U begren3en, unb 3war 
auf bie Ä äu fe rf* i*ten , bie a u * in Stormalseiten regelmähig m it 
bem ©^euger in Serbinbung traten. ¡Beranlaht mürbe bietöaupt* 
oereinigung ber heutigen 2Beinbauwirtf*aft 3U ber SInorbnung, 
weil bie Staajfrage nach SBeinen groh ift unb Spcfulanten unb 
anbere ffief*äftem a*er nerfuchen, h inaus perfönli*e SBorteile 3n 
sieben. Solche ©rf*einungen fallen oom SBeinmartt nerfchtninben.

Stach ber SInorbnung Str. 43 ber Sjauptoereinigwng ber 
beutfchen 2Beinbauw irtf*aft bürfen ©r3eugerbetriebe e in f*Iieh li* 
«eltergenoffenfchaften Drauben, SJtaif*e, SJtoft ober SBein nur 
an Ääufer abfehen, bie im S3efih eines ©intaufsbere*tigungs» 
fcheines finb. ©inen einfaufsbere*tiaunasf*ein «halten ¡Betriebe, 
bie in ben Äalenbetjabten 1937 unb 1938 auf eiaenen Stamen 
unb für eiaene Stc*nuna ober bur* einen Äommiffionär oom 
©rjeuget Drauben, SRaifdje, SJtoft ober SBein Belauft haben.

Diefe Siegelung g ilt auch fü r ©aftftätten» unb ¡Beherbergung*» 
betriebe. SBenn alfo ©aftftätten in ben Äatenberiabren 1937 
unb 1938 auf eigenen Stamen unb fü r eigeue 5Re*nung ober b u r*  
einen Äommiffionär SBeine oomSrseuger getauft haben, fo Jönnen 
He gegen Vorlage eines ©infaufsbere*tigungsf*eines nach xnie 
oor bireft eintaufen. ©iniaufsBere*tigungsf*eiae werben oon bem 
fü r ben SBohnfih bes ©aftm irts suftänbigen 2Beinbaumirtf*afts» 
oerbanb ausgeftelit.

3um  Stachroeis ber in ben Sahren 1937 unb 1938 getätigten 
Ääufe ift eine ßifte, fü r bie bie ¿auptoereinigung ber beutfchen 
2Beinbauw irtf*aft ein befonberes SJtufter oorgef^rieben hat, 
an3ulegen unb bem SIntrag auf Slusftellung eines ffiinfaufsberech» 
tigungsf^eines bei3ufügen.

«Betriebe, bie im SBeHBe eines ©infaufbetcdjtigungsfdjeines 
finb, bürfen bis 3um 31. 8 . 1942 oon ©r3eugerbetrteben bis 3U 
50 p. ber non ihnen insgefamt in ben Äalenberjahren 1937 
unb 1938 bei ©Beugern getauften SJtengen an Drauben, SJtaifdie, 
SJtoft ober SBein taufen. Die Freigabe meiterer SJtengen bleibt 
einer fpäteren ©ntfcheibung bes SBeinbaumirtidjaftsuerbanbesoor»

behalten. Über bie Ääufe ift eine Stachroeistifte, fü r bie bieSaupt- 
pereinigung ber beutfchen aBeinbautDirticBaft ebenfalls «tn be< 
ftimmtes SRufter norgefchrieben hat, 3U führen.

Die ©intaufsbere4tigungsf*eine finb nicht übertragbar unb 
geben leinen Stedjtsanfprudj auf «Belieferung. Die ©intaufs- 
beredjtigungsfcheine tonnen befriftet merben unb weitere Sebm» 
gungen unb «üuflagen enthalten.

«Betriebe (alfo a u *  ©aftftätten), bie im S3efiü eines ©in* 
faufsberecBtigungsfdjeines finb, bürfen unmittelbar bei ben ©r» 
3eugern, bie im ©ebiet bes gleichem SBeinbauunrtfcBaftsperbanbes 
tnie fie felbft ihren S ih  Baben, eintaufen.

Der ©intauf in bem ©ebiet eines anberen SBeinbauwirt» 
fchaftsperbanbes- barf nur über einen Äommiffionär oorgenommen 
merben, ber in bem betreffenben SSexbanbsgebiet sugelaffen ift. 
Unberührt Bieroon bleiben ©intäufe bei SBeinoerteilern, bie im 
©ebiet eines anberen 2Beinbaumirtf*aftsoerbanbes ihren S *  
ßabeti.

Der «Bertäufer ift oerpflichtet, f i *  bei Äaufabfchiuh oon 
bem Ääufer bie ÄontroHnummer bes ©intaufsbere*tigungsfcBeines 
angeben 3U laffen unb biefe in feinen Unterlagen 3U nermerten. 
23ei Ääufen, bie burdj SSermittlung eines Äommiffionärs ge» 
tä tig t merben, Bat ber Ääufer biefem eine Slbfchrift .feines ©in» 
taüfsbere*tigungsfcBeines aussuhänbigen. 23ei ber SBeauftragung 
mehrerer Äommiffionäre barf bie in Stuftrag gegebene ©eiamt» 
menge bie im ©inlaufsBerechiigungsfchein enthaltene SJlenge n t* t  
überfchreiten. Den Äommiffionären ift es oerboten, Aufträge non 
Ääufern entgegensunehmen, bie nicht im 23efiB emes ©mtaufs» 
berechtigungsfiheines finb. . . t t  , , ,

D ie Stnorbnung Str. 43 ber Sauptoeretmgung ber beutfchen 
2BeinbauroirifcBaft g ilt nicht f ü r " bas ©ebiet bes SBeinbau» 
mirtfchaftsnerbanbes Dftmart. D ie entfpre*enb ber «Beftimmungen 
ber «Rmorbnung Str. 43 Berausgegebenen ©intaufsberechtigungs» 
fcheine Berechtigen nicht 3um ©intauf bei ©rseugerbetrieben, bie 
ihren SBohnfih im  ©ebiet bes SBeinbauroirtfchaftsnerbanbesOit« 
marf haben. Der i<BluM<Beinpfli<Btige ©intauf non Drauben, 
SJtaifche, SJtoft ober SBein in bem ©ebiet bes SBeinbauroirtfdiafts* 
oerbanbes O ftm art mirb b u r*  ?ine befonbere SInorbnung ge» 
regelt. D ie SJtitglieber bes SBeinbaumirtfchaftsperbanbes Oftmart 
finb nicht berechtigt, bei © r3eugerbetrieben bes Slltreichs einsu« 
taufen. Sie erhalten baher a u *  teine fü r bas «ttttrei* gültigen 
©inlaufsberc*tigungsf*eine.

SSerträge, b u r*  bie Drauben, 3Jtaii*e, SJtoft ober SBein 
ber ©rnte 1941 bereits nor Sntrafttreten ber SInorbnung Str. 43 
nertauft finb unb bie ben ® o rf*r ifte n  biefer SInorbnung n i* t  
entfprechen, finb ungültig; ihre ©rfüllung ift oerboten.

Sntereffenten, bie ben genauen SBortlaut ber SInorbnung 
Str. 43 oom 5. September 1941 tennen 3U lernen münf*en, fei 
mitgeteilt, bah fie im SJertünbungsblatt bes Stei*snährftanbes 
Str 54/1941 (SSerlag: Stei*snährftanb Sterlags©mbö-, SBerlin 
St 4, ßinienftr. 139/40) nerö ffen tli* t morben ift.

Für bie Sonberoerhältniffe unferes ¡ilufhaugebietes unb be* 
freiten ©ebiete mirb 3ur 3 e it oon ber Unterabteilung um eine 
Slusnahmegeftaltung oerhanbelt, ba niele Storausfehungen ber 
porftehenben SInorbnung fü r unfere «Betriebsführer im 9?ei*sgau 
Dan3ig»SBeftpreuhen a u *  allein f*o n  h in f i * t l i *  ber S3erglei*s» 
3aI)Ien n i* t  gegeben finb.

einige $inttteife P e r  ^teisuotfiiriften
SIIs eine ¡Preiserhöhung, alfo na*teilige Sinberung ber ffie» 

genleiftüng ift es an3ufeben, wenn bie 3ahluttgs= unb ßieferuna«' 
bcbingungeit 3um Stadjteil ber Slbnehmer oeränbert werben, ffis 
ift ferner oerboten, Sanblungen oorsunehmen, b u r *  bie mittelbar 
ober unmittelbar bas SSerbot ber ¡Preiserhöhungen umgangen 
mirb.

Der «Rei*stommiffar fü r bie ¡Preisbilbung hat immer m;eber 
3um Slusbrud gebracht, bah bie ¡Preife unter allen Umftänben 
auf ber nor bem Äriege geltenben Söhe gehalten merben rnüfiem. 
©s bürfen babei a u * bie ßciftungen n i* t oetf*Ie*tert, insbe- 
fonbere alfo teine Quttlitütsp«i*le*terungen ober oerf*leierte 
Ouantitätsoectiiiflcrungen oorgenommen werben. S*Iiehlid> bürfen 
fiieferungs» unb ßeiftungsnerträge fü r Slbnehmer in teinem ben 
¡Preis berührenben Deile ungünftiger fein als g le i*artige ober 
gegebenenfalls nergleidjbare SJerträge, bie am S ti* ta g e  ber 
¡Preisftopnerorbnung 3U erfüllen waren.

So bürfen beifpielsroeife Bei ¡Pa*toerträgen bie 23ebingun* 
gen fü r B ä *te r bei gleidjbleibenbem ¡)3a * t3ins n i* t  ungünftiger 
fein als biejenigen, bie bem 23orpä*ter eingeräumt waren. Die 
3immetä nnb ¡Pcnfionspreife bürfen n i * t  höher fein als bie am 
S ti* ta g e  geforbertcn, in Saifonbetrieben als bie in ber S t i* *  
Saifon geforberten unb genehmigten ¡Preife. SBurbe Bisher fein 
23ebienungs3uf*Iag geforbert, fo barf ber jeht iwingcnb ootge* 
f*rieBene 23ebietiungs3Uj*Iag n i* t  auf ben geltenben ¡Preis auf» 
gef*Iagcn werben, fonbern bie ¡Preife müffen entfpre*enb gefentt 
werben, ©in früher geforberter ¡Penfionspreis oon 5,50 StSJt. 
e inf*I. ¡Bebiettung muh abgeänbert werben in  5,— StSJt suäügli*
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10 o/o SBebtcttungsgcIb. Stach oben abgerunbcte 53ebtenungs3uihläge 
gelten als ^Preiserhöhungen: Sie (inb «erboten. Schafft ber 
S hantro irt feine 9/2o Sierßläfer bestimmungsgemäß ab unb führt 
CSIäfer m it 0,3 fiite r In h a lt  fein, fo muß er ben SPreis ent=; 
fpredfenb ermäßigen.

2Benn ber ©aftroirt je^t 3. SB- gewöhnlichen Sranntroein aus 
irgenbeinem ©rurlbe gegenüber feinem früheren ©intaufspreis 
teurer eintaufen mürbe, fo barf er beshalb ben 5Iusfhantpreis
fü r SBeinbranb auf leinen g a ll erhöhen, es fei benn, baß er einen 
betannten Matlcnbrannttoein -neu einführt. 3 n  leßterem galle 
tonnte er biefen Martenbranntroein sum gleichen greife oertaufen, 
rote er in einer oergleichbaren ©aftftätte oertauft 311 roerben pflegt.

Die greife fü r © iiter unb ßeiftungen finb Schließlich nach
ben ©tunbfäßen bet tnegsperpflihtcten Soltsuiirtfcbaft 3U hüben.
SBerben 3-93. bie gleifhportionen in Dtusroirtung ber g le ifh - 
beroirtfhaftung Inapper 3ugericfitet, fo tnüffen bie ©aftroirte im 
Sinne ber UriegsroirtfhaftsDerorbnung entroeber bie greife ent- 
fprechenb fenten ober aber ben eingefparten 53etrag burh eine
SBergrößerung ber Seilage, insbefonbere oon ©emüfe ober burch 
bie ©eroährung einer Solchen, roenn fie bei bem ursprünglichen 
© e rih t nicht gegeben rourbe, aüsgleichen.

2Bie bie gefchilberten gälle 3eigen, roirb berjenige, roelher 
gegen bie iPreisftopoerorbnung ober gegen bie iBorfhriften unb 
Ülnorbnungen bes tpreistommiffars ober ber oon biefem m it ber 
iPreisbilbung beauftragten Stelle oorfäß lid j' ober fahrläffig 3U -  
roiberhanbett, m it ©efängnis unb ©elbftrafe ober m it einer biefer ' 
Strafen belegt, nrobei ber Söhftbetrag ber ©elbftrafe untre- 
fdjräntt ift. Diefe Strafen betreffen bie eigenmächtige unb un3U- 
läffige ^Preiserhöhung. Ülusnahutsroeife bürfen aber bann tprcis= 
erböbmtgen oorgenommen roerben, roenn fie entroeber aus polts- 
ro irtfhaftlihen ©rünben ober sur SBermeibung befonberer gärten 
bringenb erforberlih erscheinen. Die ^Preiserhöhung barf ieboch 
niemals eigenmächtig, fonbern erft bann oorgenommen roerben, 
roenn ber tpreisfommiffar ober bie oon ihm beauftragte Stelle) 
ben ütntrag auf ©tßöhung bes tpreifes, ber eingehenb begrünbet 
fein muß, genehmigt hat. Einträge auf 3ulaiiung oon iPreis- 
erhöhungen tonnen an bie Ipreisüberroahungsitellen gerichtet 
roerben.

Schließlich haben bie ©aftroirte bie 53erbrniihsregelimgs= 
Sttafoerorbnung aufs genauefte 30 beachten. SBer in Ausübung 
eines ©eroerbes ober SBerufs besugsbefhränlte ©rseugniffc ohne 
Sesugsbere^tigung, insbefonbere ohne gültige tBefheinigung über 
bie 93e3ugsberechtigung (3.53 . 53e3ugstarte) besieht ober abgibt, 
ober eine fonftige gegen bie SBeftimmungen ber S3erorbnung über 
bie öffentliche 53eroirtfihaftung oon tanbroirtfchafttichen ©r3eug= 
niffen begeht, muß m it ©efängnis unb ©elbftrafe, leßtere in 
unbefcöränfter £>öt)e, ober m it einer biefer Strafen rechnen. 3n  
SBerbinbung m it ber etroaigen (Teilnahme an S h ro a t3fhlahtungen 
läu ft er barüber hinaus ©efahr, als 53olfsfchäb[ing behanbett 
unb m it einer roeit fhroereren Strafe beftraft 3U roerben.

©s empfiehlt Sich alfo bringenbft, biefen SBeftimmungen in 
ieber Sinficljt bie intenfiofte ülufmertfamteit 3U Scheuten, 3umal 
bie 3uroiberhanbelnben in fchroeren gälten fogar bauernbe ©e= 
fhäftsjhließung, .Honseffionsentsiehung unb barmt ihre w ir t­
schaftliche ©riften3oernichtung geroärtigen müffen.

3 u r Sfrage bes 3iini>tguttgsfiftu6es bet äHtet* unb 
^aebtoertrögen int ©ttitftatiengentetbe

Droß roieberhotter amtlicher SBetanntmachungen herrfchen hin­
sichtlich bes oorbe3eichneten itünbigungsfehußes bei ben beteiligten 
Äreifen bes ©aftftättengeroerbes immer noch erhebliche Untlar* 
beiten.

©s fei beshalb nochmals barauf hingeroiefen, baß nach: ber
3. Ülusfübrungsoerorbnung über Äünbigungsfhuß fü r M ie t- -unb 
SPachträume 00m 5. unb ber entfpreeßenben 4. itusfübrungsoer-' 
orbnung 00m 26. _ 9. 39 sugunften ber M ieter unb spächter ein 
allgemein buvehgreifenber Uünbtgiirigsfhuß angeorbnet roorben ift. 
© runbfäßlih ftehen feitbem alle Mahnungen ünb alle gemilchten 
SRäume unter Mieterfhuß. Dabei ift es gleichgültig, roann fie 
bezugsfertig _ geworben finb, roelche ©röße bie 9täume haben unb 
roie hoch bie M iete ift. 3 n gleicher JBeife finb nunmehr auch 
reine ©efchäftsräume unter M ieterfhuß geftettt.

© runbfäßlih gelten ber 1. i t b fh n i t  bes Mieterfchußgefeßes 
(Mieterfhuß, §§ 1— 36) unb bie heiben oorgeriannten SBerorb- 
nungen entfprehenb fü r SPacbtoerbciltniffe ünb Unterpad)tnerhält= 
niffe über SKäume.

3tah biefen 53eftimmungen tonnen SBermieter (SSerpähter) 
bie M ie t- unb SPadjtoerhältniffe nicht gegen ben M illen  ber 
M ieter (Pächter) tünbigen, es fei benn, baß fie fich auf einige 
gefeßlid) genau feftgelegte 5tusnahmen ftüßen, bie unten bes 
näheren aufgeführt finb. 5iber auch ein fü r eine beftimmte 3e it 
eingegangenes Miet-(SPacbt-)perf)äItnis. läuft nicht ohne roeiteres 
m it itb tau f ber Mietseit ab. ga lls  ber M ieter troß 3eüab- 
laufs bas Mietoerhättnis fortfeßen roill, tann f ih  ber SBermieter 
nur ., bann auf bie SBeenbigung bes, Mietoerhältniffes berufen

unb entfpredjenb tünbigen, roenn bie unten erörterten gefeßlihen 
9tusnahmeoorausfeßungen gegeben finb.

Smmer roieber muß betont roerben, baß bie M ieter (SPädjter) 
ihrerfeits im Nahmen ber oertragtihen bsro. gefeßlihen Äüubi- 
gungsfriften bas Mietoerhättnis 3ur ülufhebung bringen tönnen. 
gü r fie g ilt alfo ein Uünbigungsoerbot ober eine Äünbigungs- 
einfhräntung n ih t. 9tad) § 1 p bes Mieterfhußgefeßes tann ein 
M ietoerhältnis auf 93erlangen bes SBermieters nur im StPege ber 
Ulage burh gerichtliches U rteil aufgehoben roerben. Diefe 5tuf= 
hebung ift nur aus folgenben ©rünben sutäffig, bie in ben §§ 
2— 4 Mieterfhußgefeß oerantert finb:

1. Der M ieter (Spächter) m äht f ih  einer erheblichen 53e 
(äftigung bes SBermieters fhulbig, er gefährbet burh unange- 
nteffenen ©ebrauh bes M ietraums ober bu rh  SBernahläffigung 
ber gebotenen S o rg fa lt ben M ietraum  ober bas ©ebäube in 
erhebliher Stßeife. Die Süufhebung tommt ieboh nur bann in 
grage, roenn ber M ieter troß' Silbmabnung bas, beanftanbete 
Verhalten fortfeßt ober eine ihm mögliche 5Ibhilfe unterläßt, 
ober roenn infolge bes SBerhaltens bem SBermieter bie gort- 
feßung bes Mietoerhältniffes n ih t 3ugemutet roerben tann.

2. Der M ieter gerät bei Mietsahtung in tür3eren als oiertel- 
iäh*igen 3eitabfhnitten m it einem S3etrage in SBetsug, roelher 
ben fü r bie Dauer eines M onats 3U entrihtenben Mietsinsüber- 
fteigt (bei oierteljährigen ober längeren 3 eitabfhnitten muß ber 
53etrag in- SBersug fein, roelher ben fü r bie Dauer eines SBiertel- 
iahrs 31t entrihtenben M ie t3tns erreicht).

3. Der SBermieter hat aus befonberen ©rünben ein fo brin- 
genbes 3ntereffe an ber ©rlangung bes Mietraums, baß auch 
bei SBerücffihtigung ber SBerhältniffe bes Mieters bie SBorent- 
haltung eine fhroere U nbillig te it für ben SBermieter barftetlen 
roürbe.

4. SPerben bie Mieträume für triegsunhtifle 3u>cde be­
nötigt, fo genügt 3um ’Jta,htDeis bes übetroiegenben Sntereffes bes 
SBermieters an ber ©rlangung bes M ietraums eine SBefheinigung 
ber 3uftänbigen 53ehörbe. 5luf iln tra g  bes 53ermieters tann bas 
Mietoerhättnis m it Sofortiger SBirlung aufgehoben roerben. ©ine 
SRäumungisfrift fo ll nur geroährt roerben, roenn befonbere Um- 
ftänbe es bringenb geboten erfheinen taffen.

5. Meigerung bes Mieters (SPäcßters), eine behörblih geneh­
migte Miet(SPaht-)3inserböbung fü r bie iRäume an3uertennen.

5Iußet in ben gälten 3U 1— 5 haben bie M ieter (SPähter) 
in jebem gatte einen unbefhräntten Uünbigungsfhuß.

Diefe 53eftimmungen finben, auf faft alle M ie t- unb SPaht- 
oerhältniffe innerhalb bes ©aftftättengeroerbes Sünroenbung, 3. 
auh auf bie spahtoerhältniffe ber ©emeinfhaftsoerpflecier.

SRegeimäßig roirb bei biefer SBetriebsart ein ( fh r iftlih e r ober 
münbliher) Spacßtoertrag 3toifhen bem SBetriebsfiihrer unb bem 
©emeinfhaftsoerpfleger 3ugrunbe liegen, foroeit n ih t bie Äantine 
oon bem SBetrieb in eigener Utegie geführt roirb unb bann gege­
benenfalls ein reines ilngeftelltenoerhättnis in grage tommt.

Der ©emeinfhaftsoerpfleger ift auf ©runb bes SPaht- 
oertrages spähter unb genießt in gleicher SBeife roie anbere 
SPähter ben gefeßlihen ftünbigungsfhuß im Sinne obiger 5Ius- 
führungen.

Setbft roenn er im 53ertrage auf ben Äünbigungsfhuß aus- 
brüctlih oerjih tet haben roürbe, tann er im S tre itfä lle  ben 
Äünbigungsfhuß geltenb mähen, ba bas 9?e'ht auf ben Äün- 
bigungsfhuß als ein unoersihtbares angefehen roerben muß.

Ocutc tDctbcn Ijdftt an Oie 3uKunft Oenbenl
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ASürbe ber ffiemeinfchaftsnerpfleger im Sabmen eines Sacht» 
oertrages ein ben Setriebsführer fdjäbigenbes Serijalten an ben 
i£ag legen (j. S . SBerftßfee gegen ben ©emeinFdjaftsgeift bes Se= 
triebes, erljebltcßc 3uroiberhanblungen gegen bie non ifim ju  be» 
folgenben Anorbnungen bes Setriebsführers, Aidjterfüllung übet» 
nontmener Serpflidjtungen troh Aufforberung, burch bas gmanj» 
amt feitgeitellte unrichtige Sudjführung, irrefübrenbe bas Ser» 
trauensnerbältnis ftörenbe Angaben u. bg l), in mühte er natür» 
lieh im Sinne ber Ausführungen ?u 1 m it ber Äünbigung bes 
Sadjtnerbältniifes rechnen, bie in fdjroeren gällen fogar eine frift» 
lofe fein tann. Son biefen gällen abgeieben fleht aber auch bem 
©emeinfdjafisperpfleger ber rabifale itünbigungsfcbuh in oollem 
Umfange 3ur Seite.

Slusftftnbiguttg bes Sltbeitsbudjcs —  (£rft bie 3u= 
ftimmuitg bes Slrbeitsamtes jur Äititbigung

3n  einer neuen ©runbetttfdjeibung fpriebt bas Seidjsarbeits» 
geriiht aus, bah aus ber Serorbnung über bie Sefchränlung bes 
Arbeitsplabroechiels nom 1. September 1939 3u folgern ift, bah 
erft beim Sorliegen ber 3uftimmung bes Arbeitsamtes ju r  Äün» 
bigung bas Arbeitsbuch an ben aus bem Setrieb fdjeibenben 
©efolgsmann beraussugeben ift.

Das Aeicbsarbeitsgericbt roürbigt in ber ©ntfebeibung alle 
auf bem ©ebiete bes Arbeitseinfahes ergangenen Serorbnungeit 
feit ber ©infübrung bes Arbeitsbuches unb Jommt 3U bem ©r» 
gebnis, bah auf ©runb ber bei Äriegsausbrudj erlaffenen Ser» 
orbnung über bie Sefdjräntung bes Arbeitsplabroedjfels ppm 
1. September 1939 eine non bem ©efolgsmann ohne ©in» 
nerftänbnis 'bes Setriebsfübrers herbeigeführte tatfädjlicbe Se» 
enbigung ber Seidjäftigung rechtliche Sebeutung erft in bem 
3eitpun!t geminnt, in bem bas Arbeitsamt unter Serüdficbtigung 
ber öffentlichen Selange ber ßöfung bes Arbeitsoerhältniffes su» 
ftimmi, b. h- bam it einnerftanben ift, bah ber ©efolgsmann feine 
2mtigfeit in bem bisherigen Setrieb aufgibt. D am it entlieht für 
ben Setriebsführer bie Serpflidjtung, bas Arbeitsbuch, bem ©e» 
folgsmann beraus3ugeben. So lange er non ber 3uftimmung bes 
Arbeitsamtes leine Äenntnis hat, tann er fich mebet eines Ser» 
ftohes gegen ihm aus bem ©efeti über bie ©infübrung bes Ar» 
beitsbuches unb ben Durdjfübrungseerorbnungen erroadjfenen 
öffentlid)»reibt[icben Sflidjten noch gegen bie ihm aus bem Ar» 
beitsoerfjältnis obliegenbe 2ireu» unb gürforgepflid jt fdjulbig 
machen. Dagegen nerleht ber ©efolgsmann burch1 ©inftellung feiner 
Dätig teit ohne 3uftimmung bes Arbeitsamtes bie ihm aus ben 
Arbeitseinfahbeftimmungen unb aus bem Arbeitsoerhältnis ob» 
liegenben Pflichten, ©in Schaben tann bem ©efolgsmann oorber 
gar nicht entfteben, ba er bis su bem 3eitpun!t, in bem bas 
Arbeitsam t feine 3uftimmung sum ASecbfel bes Arbeitsplafees 
gibt, in einem anberen Setriebe nicht befdj-äftigt merken iann. 
„Aeichsgerichtsbriefe". (S A© . 50/41. — 5.8.1941.)

SBier&ud) unb SBarcnctttftanflsbmb
3 n  bas Skreneingangsbudj müffen grunbfäfclicb alle 2Baren» 

eingänge eingetragen tnerben. ©in ©aftroirt braucht iebodj bas 
erhaltene Sicr nicht in bas Skreneingangsbuib ein3utragen, 
tnenn er —  xoie es in ber A ta r is  üblich ift —  ein Sierbuch 
führt, biefes muh aber ben ©rforbernüfen genügen, bie an bas 
Skreneingangsbudj geftellt roerben. Snfolgebeffen müffen bie ©in» 
tragungen in bas Sierbuch laufenb gemacht nierben, unb 3toar 
noch an bem 2iage, an bem ber ©aftroirt bas S ie r erroirht. 
gerner müffen bie ©intragungen im Sierbudj monatlich 3u= 
fammengeredjnet roerben; bie auf ben A tonal entfallenbe Summe 
ift_ in bas Skreneingangsbudj 3U übertragen. Auherbem muh bas 
Sierbudj als Anlage sum Skreneingangsbudj 10 3ahre lang 
aufberoaljrt roerben. S k ite rb in  müffen bie ©intragungen in t Sier» 
buch fortlaufenb numeriert fein, unb bas Sierbuch felbft muh m it 
Seiten3ahlen nerfehen roerben, fobah es folgenbe fü r ein Akren»» 
eingangsbudj erforberlidjen ©intragungen aufmeift: gortlaufenbe 
Aummer, 2kg  ber ©rroerbung bes Sieres, g irm a unb Anfchrift 
bes ßieferanten, hanbelsübliche Seseidjnung unb A r t ber A k te , 
Sreis ber A k te  unb ßieferungsbefdjeinigung. S knn  bas Sier»

buch ben oorftetjenb aufgeführten Sorausfefemtgen entfpridjt, fo 
g ilt es hinfidjtticb ber eingetragenen Sierlieferungen als ©rfafc 
fü r bas Skreneingangsbudj.

SBetftofj flcscn fßreisftop bet ßieferuitfl Jecrcr S lawen
S3ie bie Deutfdje A3ein3eitung A r. 69/41 m itte ilt, hat bie 

Sreisüberroacbungsitelle Atündjen in einer Atitte ilung an bie 
Snbuftrie» unb Sanbelsfammet Atünchen feftgeftellt, bah bie ieht 
nielfad) im losmetifdjen unb im Spirituofengetnerbe erhobene 
gorberung auf Sieferung einer entfprechenben An3ahl leerer 
glafchen, o ft fogar ohne entfpredjenbe ober nur gegen fehr geringe 
Sergütung fchon eine unsuläffige Serfchlechterung ber ßiefer» 
bebingungen barftellt. ©rft redjt fei biefe in ber tatfäcfiltdjcn Ser» 
roeigerung ber Abgabe non ABate, ohne bah Slafdjen 3ur Ser» 
fügung geftellt mürben, 3ü [eben. Die burch ben glafchenmanget 
bebingten, ber Sreisübermadjungsftelle beiannten Schmierigieiten 
bürften nicht su einer Selbfthilfe biefer A r t  Aniah geben, ©s 
bleibe unbenommen, bah girmen, bie fich aicht anbers helfen 
3U  tonnen glaubten, bei ber Sreisbehörbe ben Antrag auf eine 
Ausnahmegenehmigung nach § 3 ber Sreisftopnerorbnung (teilen. 
Ohne Sorliegen einer foldjen Ausnahmegenehmigung fei iebe Ser» 
fchlechterung non Sieferungsbebingungen ftrafbar unb es merbe 
unnadjficbtlicb gegen bie Shulbigen norgegangen roerben, ins» 
befonbere gegen jene, bie fich baburd) einen Sermögensnorteil 
oerfdjafften, bah fie non Abnehmern bie 3ur Serfügungftellung 
non ©efähen oerlangten, ohne eine entipredjenbe Sergütung 
bafür su geroähren.

ßtitbau Doit Siettal)föei&ern tm SReflterungsIiejirl 
33rom6era

Der Acgicrungspräfibent in Stomberg hat bur* eine Ans 
orbnung übet ben ©inbau non getiabfebeibern in Setrieben bes 
Aegierungsbejirfs Stomberg nom 27. 9. 41 beftimmt, ba& bie 
Setotbnung über gettabfdjeibern oom 10.4.40 audb in ©es 
meinben unter 200000 ©imoohnern für Setriebe gilt, in benen 
burch fetthaltige Abroäffer gröbere Stengen gettfchlamm anfallen.

Die ©inbauoerofiidjtung obliegt bem ©runbftiidseigentümer. 
Soroeit ein ©runbftüd lommiffarifch nerumltet roirb, obliegt bie 
©inbanpflicht bem lommiffarifchen Serroalter.

Doppclurlaui fommt ttitftt in gtage
Die Urlaubsheftimmungen ber 2)ariforbnungen fehen all» 

gemein nor, bah iebes ©efolgfchaftsmitglieb in iebem 3ahre nur 
einmal Aniprudj. auf einen hesahlten Urlaub hat. Se i einem 
ASedjfel bes Setriehes entfteht baher im neuen Setrieh ein Ur» 
lauhsanfpruch inforoeit nicht, als bas ©efolgfchaftsmitglieb fü r 
bas Urlaubsiahr fdjon Urlaub erhalten hat. Dem Aeicbsarbeits» 
minifter ift nuro berichtet roorben, bah insbefonbere Beim ASechfel 
bes Arbeitsplahes infolge Dienftnerpflichtung ©efolgfhaftsmit» 
glieber in ben ©enuh non Doppelurlaub gelangt finb, roeil ber 
Setriebsführer bes Dienftpflichtbetriebes n i^ t  barüber unterrichtet 
roar, bah ber Dienftnerpflidjtete fü r bas Urlaubsiabr bereits 
U rlaub in feinem Stammbetrieb erhalten hatte.

Der Aeidjsarbeitsminifter empfiehlt beshalb in einem ©rlah, 
bah tünftig ber Setriebsführer iebem ausfdjeibenben ober nor» 
übergehenb absugebenben ©efolgfchaftsmitglieb eine Sefdjeinigung 
über ben im laufenben Urlaubsiabr gegebenen ober nicht gege» 
benen Urlaub b3to. über bie Urlaubabgeltung ausftellt unb bah 
neu eintretenbe ffiefolgfchaftsmitglieber bie Urlaubsbefcheinigung 
ihres früheren Setriebes bei Abgabe ber Arbeitspapiere im 
neuen Setrieb unaufgeforbert por3uIegen haben. Son einer all» 
gemeinen S o rfd jr ift biefer A r t  rieht ber A itn ifter 3unäd>ft ab.

^ßcrfonoltcit
©s ftarben bie Scrufsiameraben 

ßeo Dhtun, Danäig 
unb O sla r 51od, Olioa.

ASir roerben bas Anbeuten biefer unermüblidjen Arbeiter fü r 
beutfdje ©aftlichteit in ©hren halten.
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V o n  R egierungsrat D r. Stöber, D anzigVon der Arbeitslenkung
Arbeilsmarkl / Arbeitseinsatz / Maßnahmen zur Behebung des Arbeitermangels 
Fremdberufliche Beschäftigung / Arbeitsbestverfahren / Gefolgschaftskartei

Sofort nach der Machtübernahme rief der Führer 
das deutsche Volk zur Arbeitsschlacht auf. Der 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit begann mit groß­
zügigen Ärbeitsbeschaffungsprogrammen — So­
fortprogramm, Reinhardtprogramm —, mit der In­
angriffnahme der Reichsautobahnen usw. Hinzu 
traten mittelbare Maßnahmen, insbesondere auf 
steuerlichem Gebiet (Abbau der Kraftfahrzeug­
steuern, steuerliche Erleichterung für den Woh- 
nungsum- und -ausbau, Ehestandsdarlehen, steuer­
mäßige Erleichterung für die Beschäftigung von 
Hausgehilfinnen usw.) Diese, und weitere Maß­
nahmen führten zu der Beseitigung der Arbeits­
losigkeit, ja es machte sich sogar schon nach zwei 
Jahren ein erheblicher Mangel an Facharbeitern in 
bestimmten Berufsgruppen bemerkbar, so daß eine 
planmäßige Lenkung der Arbeitskräfte nach den 
übergeordneten Gesichtspunkten der Staatspolitik

- Arbeitseinsatzpolitik — immer notwendiger 
wurde.

Der wirtschaftliche Liberalismus kannte einen 
Begriff des. Arbeitseinsatzes und der Arbeitsein- 
satzpolitik nicht. Er sprach vielmehr nur vom 
„ A r b e i t s m a r k t “ und von „Arbeitsmarktpoli­
tik “ und stellte auf dem Arbeitsmarkt das Ange­
bot an Arbeitskräften der Nachfrage gegenüber. 
Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik war somit nur, 
einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage 
herbeizüführen. Dabei wurden diese Begriffe je 
nach der Wirtschaftslage als gegebene Größen an­
gesehen. Der Staat glaubte sich einer Einfluß­
nahme auf die Gestaltung dieser Größenverhält­
nisse selbst im wesentlichen enthalten zu müssen. 
Die menschliche Arbeitskraft war daher wie 
jede andere Ware — nur dem Ausgleich je nach 
der ,,Markt“ -Lage unterworfen.

Die Vergangenheit kannte also den im folgenden 
dargelegten B e g r i f f  des A r b e i t s e i n s a t z e s  
nicht. Er ist vielmehr Ausdruck der vom National­
sozialismus angestrebten neuen Arbeits- und W irt­
schaftsgesinnung und kennzeichnet sich als plan­
mäßige Lenkung der Arbeitskräfte nach den Ge­
sichtspunkten des allgemeinen Wohles. Also nicht 
der einzelne Volksgenosse setzt seine Arbeitskraft 
nach Belieben ein, sondern der Staat lenkt diese 
Arbeitskraft planmäßig durch die Arbeitsämter 
nach den übergeordneten Gesichtspunkten der 
Staatspolitik. Er erfaßt alle Kräfte des Volkes 
und greift, w-enn erforderlich, auch auf Kreise 
zurück, die bisher der Arbeit fernstanden. Schon 
Punkt 10 des Parteiprogramms der NSDAP be­
sagt: „Erste Pflicht eines Staatsbürgers muß sein, 
geistig oder körperlich zu schaffen. Die Tätigkeit

des einzelnen darf nicht gegen die Interessen der 
Allgemeinheit verstoßen. Besonders muß sie im 
Rahmen des Gesamten zum Nutzen aller erfolgen.“ 
Die Arbeitseinsatzpolitik begnügt sich demnach 
nicht nur mit dem Ausgleich zwischen den vor­
handenen offenen Stellen und den vorhandenen 
Arbeitslosen, sondern greift regelnd und ausglei­
chend, wenn es das übergeordnete Interesse des 
Gesamtwohle§ erfordert, auch in bestehende A r­
beitsverhältnisse ein. Sie beeinflußt aus dem glei­
chen Grunde Ausbildung und Umschulung der 
Arbeitskräfte sowie Nachwuchszuführung. Die 
Maßnahmen beschränken sich ferner nicht nur auf 
den Kreis der sogenannten Arbeitnehmer (Arbeiter 
und Angestellte), sondern greifen bei Bedarf auch 
regelnd in den Einsatz der Arbeitskräfte in selb­
ständige Arbeit ein, wenn diese nicht zweckvoll 
ausgenutzt sind.

Berufsfremde Arbeit
Die mit der Einführung der Wehrdienstpflicht 

verbundene Wiederwehrhaftmachung des deut­
schen Volkes verursachte einen erheblichen Fach­
arbeitermangel neben einem allgemeinen Arbeiter­
mangel. Um trotz dieser Lage, die z. T. zu Engpaß­
gebieten des. Arbeitseinsatzes führte, den Bedarf 
der Wirtschaft an Arbeitskräften so weitgehend 
wie möglich zu befriedigen, ist es mehr und mehr 
erforderlich geworden, auch die letzten Reserven 
für den Arbeitseinsatz ausfindig zu machen und zu 
mobilisieren.

Die arbeitseinsatzmäßig und wirtschaftlich wich­
tigsten Reserven liegen in den Arbeitskräften, die 
eine ordnungsmäßige Ausbildung in ihrem Fach 
genossen haben, aber in b e r u f s f r e m d e r  A r ­

b e i t  stehen. Die Gründe für die Aufnahme be­
rufsfremder Arbeit sind verschiedener Art. In der 
Zeit der Arbeitslosigkeit wurde beispielsweise jede 
sich nur bietende Gelegenheit zur Arbeit und 
zum Verdienst wahllos ergriffen. Im Zuge der 
Überwindung der Massenarbeitslosigkeit stand zu­
nächst weniger die vorbildungsmäßige Eignung im 
Vordergrund als das Handanlegen am gemeinsamen 
Wiederaufbauwerk. Außerdem hielten oft weit­
sichtige Betriebsführer Facharbeiter in berufs­
fremder Arbeit in ihrem Betrieb fest, um sich für 
gegebene Zeiten Bestände an wertvollen Arbeits­
kräften zu sichern. Der augenblickliche Mangel an 
Arbeitskräften, besonders an Facharbeitern, ver­
langt aber, daß jeder unbedingt den Arbeitsplatz 
einnimmt, an den er nach Ausbildung und Fähig­
keiten das Höchste zum Besten der Allgemeinheit 
leisten kann.

Schickt Bücher ins Feld!
G ute  und preisw erte  Feldpostausgaben in g ro ß e r Ausw ahl 
fü r Ih re bei d e r W e h rm a c h t stehenden G efo lg sch aftsm itg lieder  
V erla n g e n  S ie  A n g e b o t u n te r  A n g a b e  d e r  in  F ra g e  ko m m e n d en  A n z a h l !

Goethe - Buchhandlung Weimar
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Diese bereits im Frieden eingeleitete planmäßige 
Lenkung hat im Kriege eine entscheidende Bedeu­
tung, da durch Einberufung bestimmter Jahrgänge 
zum Wehrdienst der Bestand an Facharbeitern und 
Arbeitern überhaupt gegenüber dem Friedensstand 
zwangsläufig zurückgegangen ist, während anderer­
seits der Krieg an die Leistungsfähigkeit und 
Schlagfertigkeit großer Industriezweige überaus 
schwere Anforderungen stellt. Die Ausnutzung der 
im Kriege vorhandenen Arbeitskräfte ist daher 
nicht nur eine Aufgabe d e r Arbeitsämter, sondern 
in erster Reihe eine Ehrenpflicht jedes national­
sozialistischen verantwortungsbewußten Betriebs­
führers.

Ein unentbehrliches Hilfsmittel ist ihm dabei das 
A r b e i t s b u c h ,  das über den Volksgenossen und 
seine Vorkenntnisse dem Betriebsführer erschöp­
fend Aufschluß gibt. Der Betriebsführer hat sich 
daher bei Einstellungen von Arbeitskräften anhand 
des Arbeitsbuches und einer persönlichen Unter­
richtung darüber klar zu werden, wie er den neuen 
Mitarbeiter am zweckmäßigsten im Hinblick auf 
die Eignung zum Nutzen der Volksgemeinschaft 
ansetzt.
Aufstieg des Facharbeiters

Der zweckmäßige und der Eignung entsprechende 
Einsatz beschränkt sich aber nicht allein auf die 
neu Einzustellenden, sondern muß auch häufig bei 
der alten Gefolgschaft überprüft werden. Es wäre 
unverantwortlich, einen gewiegten Facharbeiter, 
der vielleicht im Wege der Dienstverpflichtung 
aus anderen Teilen unseres Vaterlandes aus seinem 
altvertrauten Arbeitsplatz herausgezogen wird und 
das Opfer bringen mußte, fern von seiner Familie 
in ungewohnter Umgebung zum Besten des A ll­
gemeinwohles zu schaffen, mit Arbeiten zu be­
schäftigen, die auch ein ungelernter Arbeiter be­
wältigen könnte. Der Betriebsführer wird sich im 
Gegenteil bemühen, seinen Bedarf an Facharbei­
tern aus den Reihen seiner ungelernten Mitarbeiter 
noch zu ergänzen, ehe er sich nach anderer Hilfe 
durch die Arbeitseinsatzbehörden umsieht.

Das B e r u f s e r z i e h u n g s w e r k  der Deut­
schen Arbeitsfront, aber auch i n n e r b e t r i e b ­
l i c h e  S c h u l u n g s m a ß n a h m e n ,  ermöglichen 
dem Tüchtigen die Aus- und Weiterbildung und 
den Aufstieg. Sie führen, planmäßig aufgebaut, 
zwangsläufig zu einer Steigerung der Erzeugung. 
Auch betriebliche sogenannte R a t i o n a l i s i e -  
r ungs  - M a ß n a h m e n  können häufig die 
fremdberufliche Beschäftigung beseitigen. Arbeits­

vorgänge geistiger und mechanischer Art, die bis­
her von einem Facharbeiter ausgeführt wurden, 
können durch ihre Vereinfachung oder Mechani­
sierung von angelernten bzw. ungelernten Arbeits­
kräften (Frauen!) übernommen werden und den 
Facharbeiter h ö h e r e n  Arbeitsaufgaben zuführen.

Erleichtert werden diese Maßnahmen durch die 
G e f o l g s c h a f t s k a r t e i  als wertvolles H ilfs­
mittel des Arbeitseinsatzes und der Berufslenkung. 
Im Reichsarbeitsblatt 1941 Nr. 21 V. S. 361 ist ihre 
Erstellung und Auswertung ausführlich dargelegt. 
Die hier erörterte Kartei gibt nicht nur über die 
Personalien und das Berufsbild des Gefolgschafts­
mitgliedes Auskunft, sondern bietet auch beson­
ders wertvolle Hinweise auf sein Verhalten in der 
Betriebsgemeinschaft bzw. Volksgemeinschaft, seine 
Aus- und Fortbildung und seine sozialen Verhält­
nisse. Die Kartei ist für Facharbeiter, Ungelernte 
und Angestellte gegliedert und innerhalb dieser 
Gruppen wieder in die einzelnen Gewerke oder 
Abteilungen aufgeteilt. Wenn auch heute mancher 
Betrieb durch die schwierige Personallage auf das 
Äußerste angespannt und die Erstellung dieser 
Kartei mit gewissen Schwierigkeiten verbunden 
ist, so belohnt sich diese vorübergehende Mehr­
arbeit durch spätere wesentliche Erleichterungen 
für Betriebsführer und Betriebszellenobmann, für 
Lohnbuchhalter und Betriebskrankenkasse.
Beste Einsatzmöglichkeiten

Die hier in aller Kürze vorgetragenen Gedanken­
gänge zwingen jeden verantwortungsbewußten Be­
triebsführer zu Überlegungen über den besten An­
satz seiner Gefolgschaftsmitglieder. Diese Aufgabe 
darf nicht von einem betriebsegoistischen Stand­
punkt, sondern vom Wohle der im gesamten Be­
trieb beschäftigten deutschen Volksgenossen aus­
gehen. Sie wird ein Arbeitsverfahren herbeiführen, 
welches durch möglichst geringen Leerlauf jede 
Arbeitskraft zur vollen Leistung entwickelt. Der 
Einzelbetrieb trägt heute im Rahmen der gesamten 
Volkswirtschaft eine schwere Verantwortung, 
indem er die wirtschaftliche Seite der Kriegsfüh­
rung sichert. Damit hat er aber zweifellos che 
Aufgabe zugeteilt erhalten, seinen Betrieb durch 
s o r g f ä l t i g e  A r b e i t s p l a n u n g  und f o r t ­
l a u f e n d e  Ü b e r w a c h u n g  und A u s g e s t a l ­
t u n g  j e d e n  A r b e i t s p l a t z e s  a u f  d ie  
h ö c h s t e  L e i s t u n g s f ä h i g k e i t  zu bringen. 
Das Bewußtsein, durch unermüdliches Arbeiten in 
der Heimat der kämpfenden Front mitgeholfen zu 
haben, wird ihm seine schwere Aufgabe erleichtern.
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Polen im  Arbeitsleben Danzig-W estpreußens
Erklärungen zur Polenanordnung des Reichsarbeiisministers

Von Regierungsrat Dr. A. G a w i n

Der Grund für die sozialpolitische Sonder­
stellung der Polen findet sich in ihrem Verhalten 
gegenüber dem Deutschtum, das sie nicht erst in 
den 'Septembertagen 1939, sondern schon während 
ihrer ganzen zwanzigjährigen Herrschaft mit einem 
absoluten Vernichtungswillen verfolgt haben.

Vor der W elt bekunden diesen Vernichtungs­
willen und Deutschenhaß die 60 000 Gräber er- 
morderter Volksdeutscher sowie die Worte des 
Führers in seiner Reichstagsrede nach Abschluß 
des Polenfeldzuges am 6. Oktober 1939, in 
welcher er den Charakter der Polen genauestem 
charakterisierte.

Ein Volk, das sich nach den Worten des Führers 
durch seine satanischen Greueltaten von selbst 
aus den Reihen der Kulturnationen ausgeschlossen 
hat, kann nicht erwarten, daß es an dem sozialen 
Fortschritt eines kulturell hochstehenden Volkes 
u n e i n g e s c h r ä n k t  teilnimmt, zumal es noch 
bis vor kurzem dessen Angehörige den größten 
Verfolgungen ausgesetzt hat. Der Reichsarbeits­
minister hat daher unter Berücksichtigung dieser 
Tatsachen und in Würdigung des gesunden Volks­
empfindens am 5. Oktober 1941 über die arbeits­
rechtliche Behandlung der polnischen Beschäf­
tigten eine Anordnung erlassen, die im Deutschen 
Reichsanzeiger Nr: 235 veröffentlicht worden ist 
und am 8. November 1941 in Kraft treten wird.

Diese Anordnung (Polenanordnung) erstreckt 
sich auf das gesamte  Reichsgebiet einschließlich 
der eingegliederten Ostgebiete und gilt n u r  für 
polnische Beschäftigte, d.h. für Schutzangehörige 
des deutschen Reiches und Staatenlose, welche 
dem polnischen Volkstum angehören. Als Schutz­
angehörige im Sinne dieser Anordnung sind alle 
ehemaligen polnischen und Danziger Staatsange­
hörigen anzusehen, die nicht die deutsche Staats­
angehörigkeit besitzen oder sie später durch Wider­
ruf verlieren. Dagegen werden zu den polnischen 
Beschäftigten nicht die in den Abteilungen 3 und 
4 der deutschen Volksliste eingetragenen Schutz­
angehörigen gerechnet, wenn diese eine Beschei­
nigung des Landrats oder Oberbürgermeisters vor­
legen, derzufolge sie n i c h t  zum polnischen Volks­
tum gehören.

Die Polenanordnung unterwirft die polnischen 
Beschäftigten gewissen Beschränkungen. So soll 
grundsätzlich an polnische Beschäftigte nur die 
niedrigste betriebsübliche Vergütung ihrer Alters- 
und Tätigkeitsgruppe bezahlt werden, was aller­
dings nicht ausschließt, daß bei überdurchschnitt­
licher Arbeitsleistung auch Polen Leistungszulagen 
zugebilligt werden können. Außerdem haben Polen 
einen Anspruch auf Lohn oder Gehalt im allge­
meinen nur für die tatsächlich geleistete Arbeit, 
so daß eine Fortzahlung des Arbeitsverdienstes 
ohne Arbeitsleistung unzulässig ist. Bestimmungen 
von Tarifordnungen, die beispielsweise den Ge­
folgschaftsmitgliedern bei notwendiger Arbeitsver­
säumnis infolge eigener Eheschließung oder Ehe­

schließung der Kinder und Geschwister, Todes­
fällen in der Familie, Niederkunft der Ehefrau 
oder Wohnungswechsel bei Bestehen eines eigenen 
Haushalts einen Rechtsanspruch auf Weiterzahlung 
des Lohnes bis zur Höchstdauer eines Tages­
arbeitsverdienstes gewähren, dürfen daher auf 
Polen nicht angewandt werden. Ihnen ist in diesen 
Fällen lediglich unbezahlte Freizeit zu gewähren. 
Ebenso gelten TarifBestimmungen nicht für Polen, 
die bei Akkordarbeit den Zeitlohn garantieren. 
Aus dem gleichen Grunde darf polnischen Be­
schäftigten für die am 1. Mai, den Weihnachts­
feiertagen. am Neuiahrstag, an den Oster- und 
Pfingstfeiertagen ausgefallene Arbeitszeit nicht der 
regelmäßige Arbeitsverdienst fortgezahlt werden. 
Werden Polen ausnahmsweise an diesen Feier­
tagen beschäftigt, so haben sie nur einen Anspruch 
auf Sonntags- oder Mehrarbeitszuschlag, nicht da­
gegen auch auf den viel höheren Feiertagszuschlag.

Von dem obigen Grundsatz: „Kein Lohn ohne 
Arbeit!“ sind bei der ArbeitsVersäumnis infolge 
Wahrnehmung amtlicher Termine, ungünstiger 
Witterung, Fliegeralarm oder Fliegerschäden sowie 
in Krankheitsfällen Ausnahmen gemacht worden. 
In diesen Fällen kann auch  polnischen B e ­
s c h ä ftig te n  im Rahmen der tariflichen und gesetz­
lichen Bestimmungen für die Zeit ihrer Arbeits­
behinderung der Lohn fortgezahlt werden. A ller­
dings darf in Krankheitsfällen nur dann das Gehalt 
fortgezahlt oder eine Zuschußzahlung zum 
Krankengeld gewährt werden, wenn es sich um 
einen unverschuldeten Betriebsunfall handelt. Da 
jedoch Betriebsunfälle im allgemeinen nur Aus­
nahmen darstellen, kann grundsätzlich festgestellt 
werden, daß der Pole im Gegensatz zum Deutschen 
keinen Anspruch auf Fortzahlung des Gehalts oder 
Gewährung eines Zuschusses zum Krankengeld in 
Krankheitsfällen besitzt.

Ferner verbietet die Anordnung die Gewährung 
von Sozialzulagen an polnische Beschäftigte. So 
ist es untersagt, Polen Familien- oder Kinderzu­
lagen, Geburts- oder Heiratsbeihilfen, Sterbegelder, 
Weihnachts- oder Abschlußgratifikationen, Ju­
biläumsgaben, Treuegelder. 13. Monatsgehälter oder 
ähnliche einmalige Zuwendungen aus besonderen 
Anlässen zu gewähren. Ebensowenig dürfen weib­
lichen polnischen Beschäftigten aus Anlaß ihrer 
Niederkunft Wochenhilfen gegeben werden. In 
gleicher Weise ist es verboten, neben den gesetz­
lichen Versorgungsbestimmungen mit Polen Ver­
einbarungen über eine zusätzliche Altersversorgung 
zu treffen.

Zur Erhaltung der Arbeitskraft der im deutschen 
Arbeitsleben beschäftigten Polen billigt ihnen die 
Anordnung einen Erholungsurlaub zu. Die Urlaubs­
dauer ist jedoch für Polen auf die Mindesturlaubs­
zeit für erwachsene deutsche Gefolgschaftsmit­
glieder beschränkt worden, so daß durch längere 
Betriebs- oder Berufszugehörigkeit oder Erreichung 
eines höheren Lebensalters keine Steigerung der 
Urlaubsdauer eintritt. Für polnische Jugendliche
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Fabrik neuze itlicher Organisationsm ittel

Danzig • Pfeffersiadi Nr. 53
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Bromberg: Fa. A. Dillmann Nachf.,
Inh. Kurt Schm idt, H erm .-G öring str.31

Graudenz: Arnold Kriedle, Pohlm annstraße 10

Marienburg: B. Bersuch, G r. Geistlichkeit 12 

Thorn: B. Weslphal, Breite Straße 10—12

Golenhafen: F. B. Kersien, A d o lf-H itle r-S traß e  105

wird der Urlaub nicht nach dem Jugendschutz­
gesetz, sondern nach den für Erwachsene gel­
tenden Tarifbestimmungen bemessen. Da jedoch 
durch die Anordnung über den Urlaub der im 
Reich eingesetzten Zivilarbeiter und Arbeiterinnen 
polnischen Volkstums vom 31. März 1941 der An­
spruch der Polen auf Urlaub oder Familienheim­
fahrt einstweilen zum Ruhen gebracht worden ist, 
sind die obigen Urlaubsbestimmungen der neuen 
Polenanordnung z.Zt. für die Altreichsgebiete und 
Danzig ohne praktische Bedeutung. Das gleiche 
gilt für die Regelung der Familienheimfährten der 
Polen,, auf welche die für ledige Ausländer er­
lassenen Bestimmungen der Tarifordnung zur Re­
gelung von Familienheimfahrten während der 
Kriegszeit für ausländische Arbeitskräfte im 
Deutschen Reich entsprechend angewendet werden 
sollen.

Werden an Polen Trennungs- und Unterkunfts­
gelder sowie Auslösungen oder Zehrgelder gewährt, 
so dürfen diese insgesamt den Betrag von 1,— RM. 
täglich nicht überschreiten. Im übrigen ist die 
Gewährung solcher Leistungen dem Reichstreu­
händer der Arbeit anzuzeigen.

Die gesetzlichen und tariflichen Kündigungsbe­
stimmungen sind für polnische Beschäftigte ein­
heitlich dahin festgelegt worden, daß die ordent­
liche Kündigungsfrist, wenn nicht eine kürzere 
Kündigungsfrist vereinbart worden ist, höchstens 
2 Wochen beträgt, und zwar für Arbeiter zum 
Schluß einer Kalenderwoche und für Angestellte 
zum Schluß eines Kalendermonats. Die Erhebung 
der Kündigungsschutzklage nach § 56 AOG wird 
entlassenen polnischen Beschäftigten nicht zuge­
billigt.

Neben den obigen allgemeinen Arbeitsbestim­
mungen tr if f t  die Polenanordnung noch eine A r­
beitszeitregelung für polnische Beschäftigte im Alter 
von 14 bis 18 Jahren. Hiernach gelten für die 
Arbeitszeit der jugendlichen Polen nicht die Be­
stimmungen des Jugendschutzgesetzes, sondern die 
der Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938. Soweit 
diese Regelung die Durchführung des Arbeits­
schutzes für deutsche Volkszugehörige oder son­
stige deutsche Belange gefährdet, kann das zu­
ständige Gewerbeaufsichtsamt anordnen, daß die 
Beschäftigung von jugendlichen Polen entsprechend 
dem Jugendschutzgesetz einzuschränken ist.

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, daß 
die Polenanordnung den Einsatz von Polen an 
Arbeitsplätzen verbietet, durch die sie ermächtigt 
werden, deutschen Gefolgschaftsmitgliedern Wei­
sungen zu erteilen. Nur beim Vorhandensein 
zwingender betrieblicher Gründe darf hiervon eine 
Ausnahme, gemacht werden. Ebensowenig können 
Polen Vertrauensmänner oder Mitglieder von Sach­
verständigenbeiräten, Sachverständigenausschüssen 
oder Unternehmensbeiräten sein.

Die vorliegende Polenanordnung setzt sämtliche 
z. Zt. bestehenden entsprechenden Anordnungen 
der Reichstreuhänder der Arbeit sowie tarifliche 
Sonderbestimmungen für polnische Beschäftigte 
außer Kraft. Ihre Beachtung und Einhaltung wird 
unter Androhung von Gefängnis- und Geldstrafen 
zwingend vorgeschrieben,
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Wirtschaft und Steuer
Mitteilungen über Sieuer- und Zollfragen der Wirtschaft in Danzig-Westpreußen

Höhe der Grundsteuer 1941 im Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig
Von Regierungsrat R ^ a-b e , Oberfinanzpräsidium Danzig-Westpreußen

Die Grundsteuer, die von den Gemeinden im Gebiet der 
ehemaligen Freien Stadt Danzig erstmalig für das Steuer- 
Jahr 1941 nach dem neu eingeführten deutschen Grund­
steuergesetz vom 1. Dezember 1936 veranlagt wird, bringt 
gegenüber der bis zum Steuerjahr 1940 noch erhobenen 
Danziger Grundvermögensteuer in mehrfacher Beziehung Än­
derungen mit sich. Es sollen hier die Änderungen behandelt 
werden, die auf die Höhe der Steuer von Einfluß sind. 
Einheitswert

Ausgangspunkt der Besteuerung ist bei der deutschen 
Grundsteuer wie auch schon bei der Danziger Grundver­
mögensteuer der Einheitswert, der vom Finanzamt in einem 
besonderen Einheitswertbescheide für jedes Grundstück und 
jeden landwirtschaftlichen Betrieb gesondert festgestellt wird. 
Maßgebend sind nur jetzt die Einheitswerte, die erstmalig 
nach Reichsrecht auf den 1. Januar 1940 als Stichtag fest­
gesetzt sind. Wegen der Einzelheiten ihrer Ermittlung Hin­
weis auf den Aufsatz in der Danziger Wirtschaftszeitung 
1941, Heft 3, S. 79 ff. .

Es ergibt sich demgemäß die Frage, wie sich die neuen 
Einheitswerte in ihrer Höhe zu den alten, noch in Danziger 
Gulden festgestellten Einheitswerten verhalten. Allgemein ist 
dazu zu sagen, daß es ein festes Umrechnungsverhältnis 
zwischen beiden nicht gibt. Wäre ein solches angestrebt 
worden, so hätte man von vornherein die Arbeit einer neuen 
Einheitsbewertung ersparen können. Die Grundsteuer ist eine 
reine Umlagesteuer in dem Sinne, daß die Einheitswerte und 
die aus ihnen abgeleiteten Grundsteuermeßbeträge nur der 
Umlegung eines in seinem Gesamtbeträge von vornherein 
festgelegten Steuersolls auf den Grundbesitz der betreffenden 
Gemeinde dienen. Es ist deshalb die absolute Höhe der Ein­
heitswerte für die Höhe der Grundsteuer gleichgültig und 
einzig ihr gegenseitiges Verhältnis und ihre Abstufung end­
scheidend. Forscht man demgemäß nach, welche unterschied­
liche Entwicklung die Einheitswerte im einzelnen bei der 
neuen Einheitsbewertung durchgemacht haben, so können 
einige wenige Gesichtspunkte herausgestellt werden, die 
jeweils bei den einzelnen Arten von Grundbesitz bestimmend 
gewesen sind.

Bei den bebauten Grundstücken, bei denen der Einheits­
wert aus der Jahresrohmiete abgeleitet ist, insbesondere den 
Mietwohngrundstücken und gemischtgenutzten Grundstücken, 
ist die Entwicklung der Einheitswerte eine unterschiedliche, 
je nachdem das Grundstück zur Freistaatzeit zur Danziger 
Wohnungsbauabgabe herangezogen war oder nicht. Unterlag 
es der Wohnungsbauabgabe, so wurde die der Einheitswert- 
feststellung zugrunde gelegte Miete entsprechend gekürzt. 
Nachdem jetzt die Wohnungsbauabgabe als besondere Steuer 
in Fortfall gekommen ist, hat sich in diesen Fällen die der 
Einheitsbewertung zugrunde gelegte Miete und damit auch 
im Ergebnis der Einheitswert erhöht.

Bei den übrigen nach der Jahresrohmiete bewerteten 
Grundstücken werden sich, wenn man den alten Danziger 
Einheitswert im Verhältnis von 1 G =  0,70 RM umrechnet, 
im allgemeinen nur verhältnismäßig geringfügige Ausschläge 
in der Höhe des Einheitswerts nach oben oder unten ergeben.

Werterhöhungen sehr verschiedenen Ausmaßes ergeben 
sich dagegen besonders bei den Einfamilienhäusern. Zur Frei­
staatzeit wurden vermietete und vom Eigentümer selbst ge­
nutzte Einfamilienhäuser nach einem verschiedenen Verfahren 
bewertet. Die Folge war sehr häufig eine Unterbewertung 
der erstgenannten und eine — wenigstens verhältnismäßige — 
Überbewertung der letztgenannten Einfamilienhäuser. Ein 
vereinheitlichte Bewertungsverfahren für sämtliche Ein­
familienhäuser in der Gemeinde, wie es in dem oben erwähn­
ten Aufsatz auf S. 80 geschildert ist, sorgt nun heute dafür, 
daß diese Ungleichheiten beseitigt sind. Damit ist aber das 
Verhältnis der bisherigen Einheitswerte zueinander bei Ein­
familienhäusern weitgehend umgestoßen worden. Überdies war 
bei der früheren Danziger Einheitsbewertung die Wohnungs­
bauabgabe bei den Einfamilienhäusern, die davon betroffen 
waren, in ähnlicher Weise wie bei den oben behandelten 
Mietwohngrundstücken und gemischtgenutzten Grundstücken

berücksichtigt. Ihr Fortfall ist heute die Ursache weiterer 
nicht unerheblicher Wertverschiebungen innerhalb der Ein­
familienhäuser.

Ganz ungleich ist auch die Entwicklung, die die Ein­
heitswerte bei den über den Sachwert bewerteten Ge­
schäftsgrundstücken und insbesondere bei den Fabrik-, Hotel-, 
Speicher- und ähnlichen Grundstücken genommen haben. Die 
Sorgfalt, die gerade auf diese Bewertung verwandt worden 
ist, und die sehr erweiterte Anwendung des Weil’schen Ver­
fahrens, — hierzu gleichfalls Hinweis auf S. 80 des erwähnten 
Aufsatzes — geben die Gewähr, daß die neuen Einheits­
werte gerecht und erheblich besser aufeinander abgestimmt 
sind als die früheren Danziger Einheitswerte.

Innerhalb der unbebauten Grundstücke sind die gegen­
seitigen Wertverschiebungen minder bedeutend. Eine Er­
höhung, die in Erscheinung tritt, ist eine Folge der Entwick­
lung der Grundstückspreise zwischen der voraufgegangenen 
Danziger Einheitsbewertung nach dem Stande vom 31. De­
zember 1934 und der jetzigen Einheitsbewertung auf den
1. Januar 1940 als Stichtag.

Aus diesen wenigen Hinweisen soll nur ersehen werden, 
daß dort, wo innerhalb der Grundstücke städtischen Cha­
rakters Wertverschiebungen auftreten, diese Wertverschie­
bungen regelmäßig nicht als eine unerwünschte Folge­
erscheinung der neuen Bewertung zu gelten haben, sondern 
als eine durchaus gewollte und im ganzen gesehen wohl auch 
gelungene Verbesserung der Einheitsbewertung und Aus­
merzung der Mängel voraufgegangener Bewertungen.

Eine besondere Betrachtung erfordern die Einheitswerte
landwirtschaftlichen Betriebe. Diese Einheitswerte haben 

sich infolge der Vergleichs weisen Einstufung zum deutschen 
Reichsspitzenbetrieb und der erstmaligen Anwendung reichs- 
deutscher Bewertungssätze allgemein sehr stark erhöht und 
teilweise sogar verdreifacht. Diese Werterhöhungen, die in 
ihrem Ausmaß weit über die Werterhöhuügen bei den Grund­
stücken städtischen Charakters hinausgehen, brauchen aber 
bei den betreffenden Steuerpflichtigen kein Anlaß zu Be­
fürchtungen zu sein. Wie unten in Abschnitt 3 näher ausge­
führt werden wird, ist in diesem Sonderfalle in Gestalt des 
Hebesatzes Vorsorge getroffen, daß nicht eine Verlagerung 
der gesamten Steuerlast von den Grundstücken städtischen 
Charakters zu den landwirtschaftlichen Betrieben hin statt­
findet.
Steuermeßzahl und Steuermeßbetrag

Die Einführung besonderer Steuermeßzahlen bedeutet 
für das ehemalige Freistaatgebiet eine Neuerung. Die Steuer 
ergab sich bisher durch unmittelbare Anwendung des Hebe­
satzes auf den Einheitswert.
Beispiel:

E inheitsw ert.................................................... 10 000 G
Hebesatz der betreffenden Gemeinde 2 v. H.
Grundvermögensteuer .......................... 200 G

Nach dem deutschen Grundsteuergesetz werden aus dem Ein­
heitswert erst unter Anwendung verschieden hoher Steuer­
meßzahlen sogenannte Steuermeßbeträge errechnet und erst 
durch Anwendung des Hebesatzes auf diese Steuermeß­
beträge die Steuer errechnet. Die Steuermeßzahlen sind in 
den §§ 28 bis 33 der Durchführungsbestimmungen zum Grund­
steuergesetz vom 1. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I  S. 733) näher 
geregelt. Es kommen entsprechend der Einwohnerzahl der 
hiesigen Gemeinden für das Freistaatgebiet in Betracht:

Landwirt­
schaft!.
Betriebe

Bebaute G 

Altbauten

rundstücke

Neubauten

U n b e b a u te
G ru n d ­
stücke

Stadt­
gemeinden 
Danzig und 
Zoppot

8/10 10,
jedoch 

Einfamilien­
häuser 8/10

7,
jedoch 

Einfamilien­
häuser 6/7

10

Uebrige
Gemeinden 8/10 10 8 10
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Die Steuermeßzahlen verstehen sich in von Tausend des 
Einheitswerts. Die Angabe 8/10 bei landwirtschaftlichen Be­
trieben bedeutet, daß die ersten 10 000 RM des Einheits­
werts mit 8, die Spitzen mit 10 v. T. angesetzt werden. Die 
Zahlen 8/10 und 6/7 bei Einfamilienhäusern besagen, daß die 
ersten 30 000 RM des Einheitswerts mit der niedrigeren, der 
darüber hinausgehende Betrag des Einheitswerts mit der 
höheren Steuermeßzahl angesetzt wird. Unter Altbauten sind 
Grundstücke mit Gebäuden zu verstehen, die bis zum 
31. März 1924 bezugsfertig geworden sind, Neubauten sind 
die Grundstücke, deren Bauten seit dem 1. April 1924 be­
zugsfertig geworden sind.

Hierzu einige Beispiele:
1. Beispiel

Landwirtschaftlicher Betrieb, Einheitswert 100 000 RM
Meßzahl für die ersten 10 000 RM 8 v. T.
Meßzahl für die weiteren 90 000 RM 10 v. T.
Meßbetrag demgemäß 980 RM.

2. Beispiel
Mietwohngrundstück, Altbau in Zoppot,

Einheitswert 35 000 RM
Meßzahl 10 v. T.
Meßbetrag demgemäß 350 RM

3. Beispiel
Einfamilienhaus, Altbau in Zoppot,

Einheitswert 35 000 RM
Meßzahl für die ersten 30 000 RM 8 v. T.
Meßzahl für die weiteren 5 000 RM 10 v. T.
Meßbetrag demgemäß 290 RM.

4. Beispiel
Einfamilienhaus, Neubau in Danzig,

Einheitswert 20 000 RM
Meßzahl, da der ganze Einheitswert unter 30 000 RM 

bleibt, einheitlich 6 v. T.
Meßbetrag demgemäß 120 RM.
Ddr Vergleich der unter 2. und 3. gebrachten Beispiele 

zeigt, daß bei Einfamilienhäusern in den Stadtgemeinden 
Danzig und Zoppot bei gleichem Einheitswert infolge unter­
schiedlicher Meßzahl der Meßbetrag und demgemäß auch die 
daraus errechnete Steuer niedriger ist als bei Mietwohngrund- 
stücken. Hierdurch ist wenigstens ein gewisser Ausgleich für 
die im Verhältnis stärkere Erhöhung der Einheitswerte bei 
den Einfamilienhäusern geschaffen.

Hebesatz und Steuer
Die Hebesätze wurden bereits zur Freistaatzeit in den 

einzelnen Gemeinden verschieden hoch festgesetzt. Sie galten 
jedoch innerhalb der Gemeinde einheitlich für den gesamten 
Grundbesitz, also für die landwirtschaftlichen Betriebe und 
für die Grundstücke städtischen Charakters. Der Frage, in 
welchem Verhältnis die Einheitswerte für landwirtschaftliche 
Betriebe und die Einheitswerte für Grundstücke zueinander 
standen, kam demgemäß für die Verteilung der Steuerlast 
auf die beiden Arten von Grundbesitz in der Gemeinde eine 
außerordentliche Bedeutung zu. Diese Frage ist heute zur 
Bedeutungslosigkeit herabgesunkefri. Das deutsche Grund­
steuergesetz läßt im Gegensatz zum Danziger Grundver­
mögensteuergesetz in § 21 Abs. 2 die Möglichkeit offen, daß 
für Grundstücke und für landwirtschaftliche Betriebe ver­
schieden hohe Hebesätze festgesetzt werden. Von dieser 
Möglichkeit wird in allen Gemeinden des Freistaatgebiets 
Gebrauch gemacht werden. Es wird an Hand des aus den, 
landwirtschaftlichen Betrieben und des aus den Grundstücken 
zu erzielenden Steueraufkommens jeweils für sich ein Hebe­
satz für landwirtschaftliche Betriebe und ein Hebesatz für 
Grundstücke gesondert errechnet und festgesetzt. Die weit 
stärkere Erhöhung der Einheitswerte für landwirtschaftliche 
Betriebe hat also an sich keine Steuerverlagerung zur Folge.

Die Hebesätze stehen bisher nur in den Stadtgemeinden 
Danzig und Zoppot fest. Sie betragen in der Stadtgemeinde 
Danzig für landwirtschaftliche Betriebe 150. v. H. und für 
Grundstücke 300 v. H., in der Stadtgemeinde Zoppot für 
landwirtschaftliche Betriebe 130 v. H. und für Grundstücke 
260 v. H. Rechnet man demgemäß die unter der Überschrift 
„Steuermeßzahl und Steuermeßbetrag" gebrachten Beispiele 
zu 2. bis 4. zu Ende, so ergibt sich folgende Steuer:

2. Beispiel
Meßbetrag 350 RM 
Hebesatz in Zoppöt 260 v. H.
Steuer 910 RM

3. Beispiel
Meßbetrag 290 RM 
Hebesatz in Zoppot 260 v. H.
Steuer 754 RM

4. Beispiel
Meßbetrag 120 RM
Hebesatz in Danzig 300 v. H.
Steuer 360 RM

Die Hebesätze in den kreisangehörigen übrigen Gemein­
den, den Städten Neuteich und Tiegenhof und den Landge­
meinden, deren Festsetzung zur Zeit im Gange ist, werden 
mit Sicherheit sehr niedrig ausfallen. Sie werden voraus­
sichtlich bei einem großen Teil der Landgemeinden für land­
wirtschaftliche Betriebe bei 45 und für Grundstücke städ­
tischen Charakters bei 60 v. H. liegen. Insgesamt werden dem­
gemäß die Steuerpflichtigen in den Landkreisen auch dort, 
wo sich der Einheitswert besonders stark erhöht hat, noch 
mit einer gewissen und durchaus nicht immer geringfügigen 
Steuersenkung rechnen können. Das Beispiel eines landwirt­
schaftlichen Betriebes, bei dem sich der Einheitswert sogar 
verdreifacht hat, soll das veranschaulichen:

Beispiel:
Früherer Einheitswert 20 000 G oder 14 000 RM 
Hebesatz der betreffenden Landgemeinde 1,4 v. H.
Steuer 280 oder 196 RM
Einheitswert heute verdreifacht 42 000 RM
Meßzahlen 8 und 10 v. T.
Meßbetrag 400 RM
Hebesatz der betreffenden Landgemeinde 45 v. H.
Steuer 180 RM

Während früher viele Rechtsmittel gegen den Einheitswert 
erst eingelegt wurden, wenn der Steuerpflichtige an Hand 
des ihm später von der Gemeinde zugehenden Grundver­
mögensteuerbescheides die steuerliche Auswirkung erfuhr, ist 
also heute sogar der entgegengesetzte Gedanke nicht abwegig, 
daß manche Steuerpflichtige, insbesondere aus den Kreisen 
der Eigentümer landwirtschaftlicher Betriebe, diesmal nach 
Erhalt des Grundsteuerbescheides ein vorher unter dem Ein­
druck der Erhöhung des Einheitswertes eingelegtes Rechts­
mittel wieder zurückziehen werden.

Ausgleich von Steuererhöhungen im Billigkeitswege
Die Frage des Steuererlasses im Billigkeitswege ist in den 

Grundsteuerrichtlinien vom 22. Januar 1940 (Reichssteuerbl.
5. 121), dem sie abändernden Erlaß des Reichsministers der 
Finanzen und des Reichsministers des Innern vom 3. Januar 
1941 (Reichssteuerbl. S. 10) und in den Grundsteuer-Billig- 
keitsrichtlinien im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
vom 8. April 1941 (Reichssteuerbl. S. 281), durch welche 
die Grundsteuer-Billigkeitsrichtlinien des Altreichs für das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig mit Rücksicht auf die hier 
in Betracht kommenden besonderen Verhältnisse teilweise 
eine andere Fassung erhalten, geregelt. Es soll hier nur der 
Steuererlaß wegen Belastungserhöhung behandelt werden, das 
ist die besondere Form des Steuererlasses, die Platz greift, 
wo im Zusammenhang mit der Einführung der deutschen 
Grundsteuer eine nicht mehr zumutbare Steuererhöhung ein- 
tritt. Es würde zu weit führen, wenn im Rahmen dieses 
Aufsatzes auch noch die sonstigen Möglichkeiten eines' 
Billigkeitserlasses erörtert würden.

Für den Erlaß wegen Belastungserhöhung, der in Ziff. 5 
bis 9 a der Grundsteuer-Billigkeitsrichtlinien behandelt wird, 
gelten die folgenden Grundsätze:

Diese besondere Form des Erlasses kommt in Betracht:

a) Nur bei bebauten Grundstücken und landwirtschaftlichen 
Betrieben, nicht bei unbebauten Grundstücken (Ziff. 5 
Abs. 2 der Billigkeitsrichtlinien). Die weiteren Ausnah­
men für Neuhausbesitz kommen für Danzig nicht in 
Betracht.

b) Nicht, wenn Eigentümer eine Körperschaft des öffent­
lichen Rechts oder ein Unternehmen ist, das mit seinen 
Anteilen einer solchen gehört (Ziffer 5 Abs. 3).

c) Nicht, Wenn der derzeitige Steuerpflichtige das Grund­
stück erst in den letzten Jahren erworben hat und bei 
einem Erwerbe seit dem 1. Januar 1933 mehr als 150 v.H. 
und bei einem Erwerbe seit dem 1. Januar 1937 mehr als 
120 v.H . des heutigen Einheitswerts gezahlt hat; ferner 
überhaupt nicht, wenn das Grundstück seit dem 1. Ja­
nuar 1938 erworben ist (Ziffer 5 Abs. 4).

Der Erlaß wird in den danach verbleibenden Fällen auf 
Antrag, der bei der Gemeinde zu stellen ist, in folgender 
Weise gewährt:

A. Bebaute Grundstücke, ausgenommen Geschäfts- und 
Wohngrundstücke, die vom Eigentümer zu mehr als 
80 v.H. selbst benutzt werden.
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Die hier zusammengefaßten Grundstücke decken sich 
mit keiner der Unterarten bebauter Grundstücke, die für 
Zwecke der Errechnung des Einheitswerts oder die Ab­
stufung der Grundsteuermeßzahl gebildet sind. So fallen bei­
spielsweise unter die hier behandelten Grundstücke Ein­
familienhäuser, die vermietet sind.

Der Erlaß wegen Belastungserhöhung ist hier doppelt 
begrenzt:
1. Die Belastungserhöhung muß mindestens 12 RM und 

zugleich mehr als 20 v. H. der früheren Steuer betragen. 
Als frühere Steuer gilt die Danziger Grundvermögen­
steuer 1940 zuzüglich der Danziger Wohnungsbauabgabe 
1940, wo das Grundstück auch zu dieser herangezogen 
wurde. Treffen diese Voraussetzungen nicht beide zu, 
so kommt ein Erlaß wegen Belastungserhöhung nicht in 4 
Frage. Übersteigt die Belastungserhöhung, die zugleich 
mindestens 12 RM beträgt, 120 v. H. der früheren Steuer, 
so bildet der Unterschiedsbetrag die obere Grenze für 
den Erlaß. Ausnahmen bleiben nach dem Ermessen der 
steuerberechtigten Gemeinde auf ganz besonders liegende 
Fälle beschränkt. (Ziffer 6 in der für Danzig geltenden 
Fassung).

2. Für den Erlaß kommt ferner nur der Betrag in Frage, 
um den der Ertrag des Grundstücks hinter 5 v. H. seines 
jetzigen Einheits Werts zurückbleibt. Ertrag in diesem 
Sinne ist die Jahresrohmiete abzüglich der normalen Be­
wirtschaftungskosten. Die Jahresrohmiete ist, soweit der 
Einheitswert 1940 auf ihrer Grundlage ermittelt ist, dem 
Einheitswertbescheide zu entnehmen. Sonst ist es die 
tatsächliche und in Ermangelung einer tatsächlichen die 
übliche Miete nach dem Stande vom 1. Januar 1940. 
Zu den normalen Bewirtschaftungskosten gehören: Die 
Grundvermögensteuer 1940, die Wohnungsbauabgabe 1940, 
Kanalgebühren, Straßenreinigungskosten, Anliegerbeiträge, 
Müllabfuhr, Wassergeld, Feuer- und Haftpflichtver­
sicherung, Schornsteinfegergebühren, Treppenbeleuchtung, 
Hausreinigung, Instandhaltungskosten und Verwaltungs­
kosten, für welche in Ermangelung näheren Nachweises 
in der Regel 20 RM angesetzt werden können. Nicht zu 
den normalen Bewirtschaftungskosten gehören jedoch 
Hypothekenzinsen, Mietausfälle, Abschreibungs- und 
Tilgungsbeträge usw. (Ziffer 7 in der für Danzig gel­
tenden Fassung).
Hierzu das Beispiel eines vermieteten Einfamilienhauses

in Danzig.
Einheitswert f rü h e r ................................. 20 000 G
Hebesatz 2 v. H.
Grundvermögensteuer .......................... 400 G
Wohnungsbauabgabe................................. 200 G

zus. 600 G 
oder 420 RM

Einheitswert heute 32 000 RM
(als vermietet früher unterbewertet, außerdem 
keine Wohnungsbauabgabe mehr berücksichtigt)

Meßzahlen 8 und 10 
Meßbetrag 260 RM 
Hebesatz 300 v. H.
Steuer 780 RM 
Berechnung nach 1):

Frühere S teuer........................................................... 420 RM
Selbst zu tragende Erhöhung 20 v. H. =  84 RM
Erhöhung jedoch 780—420 =  . . . . 360 RM
gegebenenfalls zu erlassen................................. 276 RM

Berechnung nach 2):
5 v. H. des Einheitswerts................................ 1600 RM
Ertrag nach Sonderberechnung . . .  1350 RM
gegebenenfalls zu erlassen................................. 250 RM

Maßgebend ist der niedrigere Betrag von 1) und 2). 
Demgemäß sind zu erlassen 250 RM, so daß von der 
Steuererhöhung, die insgesamt 360 RM beträgt, 110 RM 
selbst zu tragen sind.

B. Geschäftsgrundstücke, die vom Eigentümer zu mehr als
80 v. H. selbst benutzt werden.
Die obere Grenze für den Erlaß wegen Belastungser­

höhung bildet auch hier die Belastungserhöhung, die über 
20 y. H. der bisherigen Steuer hinausgeht. Im übrigen ist 
aber hier für das Ausmaß des Erlasses entscheidend, inwie­
weit die Mehrsteuer dem Steuerschuldner nach den w irt­
schaftlichen Verhältnissen seines Betriebes zugemutet werden 
kann (Ziffer 8).

C. Wohngrundstücke, die vom Eigentümer zu mehr als
80 v. H. selbst benutzt werden.
Das Ausmaß des Erlasses wird hier allein dadurch be­

stimmt, wie weit die Mehrsteuer vom Steuerschuldner in 
Anbetracht seiner wirtschaftlichen Verhältnisse nicht mehr 
getragen werden kann. Eine unverhältnismäßig hohe Be­
lastung ist im allgemeinen nur anzunehmen, wenn die Steuer 
nach Lage des Falls mehr als 20 bis 30 v. H. der Einkünfte 
des Steuerschuldners ausmacht. Als Einkünfte gelten die im 
Einkpmmensteuerbescheid ausgewiesenen Einkünfte. Es werden 
dabei jedoch an Stelle des Werts der Eigennutzung des 
Hauses 4 v. H. des Eigenkapitals angesetzt, und auch sonst 
gelten einige Besonderheiten (Ziffer 9 in der Fassung des 
Erlasses vom 3. Januar 1941 und in der für Danzig geltenden 
Fassung).

D. Landwirtschaftliche Betriebe
Die Frage, inwieweit die Mehrsteuer vom Eigentümer 

getragen werden kann, wird hier allein unter Berücksichti­
gung der wirtschaftlichen Lage des Betriebes entschieden 
(Ziffer 9 a).

Die Ermittlung der Feriigungsgemeinkosten
Von Regierungsrat S e n f t l e b e n

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und des Umlauf­
vermögens sind. § 6 EStG gemäß grundsätzlich mit den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten zu bewerten. Zu den 
steuerlichen Herstellungskosten gehören alle Kosten, die mit 
der Herstellung Zusammenhängen1). Nach Reinhardt2) stellen 
die Herstellungskosten nicht nur die Summe der Aufwen­
dungen für die unmittelbare Herstellung (für Rohstoffe und 
Erwerb der Rohstoffe, für Hilfsstoffe und deren Erwerb und 
für Löhne) dar, sie schließen auch die allgemeinen Betriebs­
unkosten ein, soweit diese anteilmäßig auf die Herstellung 
von Gütern entfallen. Zu diesen allgemeinen Betriebsunkosten 
gehören die Fertigungsgemeinkosten. Der Reichsfinanzhof 
hat in seinem Gutachten vom 4. Februar 1939 (Reichs- 
steuerbl. 1939 S. 321) ausgeführt, daß die Fertigungsgemein­
kosten in den Herstellungskosten im Sinne des § 6 EStG 
berücksichtigt werden müssen. Die Frage, welche Kosten im 
einzelnen zu den Fertigungsgemeinkosten gehören, hat der 
RFH nicht beantwortet. Er stellt aber ausdrücklich fest, daß 
die Vertriebskosten nicht zu den Herstellungskosten gehören.

Die Einkommensteuerrichtlinien (EStR) für 1939 ordnen 
an, daß die Fertigungsgemeinkosten steuerlich zu berücksich­
tigen sind, einerlei, wie in der Handelsbilanz verfahren ist. 
Bei der ersten Veranlagung, bei der die Fertigungsgemein­
kosten berücksichtigt werden, ist auf Antrag des Steuer­
pflichtigen auch die Anfangsvermögensübersicht entsprechend 
zu berichtigen, wenn der Steuerpflichtige seine Zustimmung

2) Eckstein StuW. 1941 S. 296.
2) Buchführung, Bilanz und Steuern Bd. 1 S. 135.

dazu gibt, daß auch die vorangehenden Endvermögensüber­
sichten bis zur Endvermögensübersicht für 1934 (1933/1934) 
entsprechend berichtigt werden. In der Regel genügt bei 
Einkommensteuerpflichtigen mit deren Einverständnis eine 
Berichtigung bis zur Endvermögensübersicht für 1936. Bei 
den Berichtigungen ist nicht kleinlich zu verfahren.

Die EStR 1939 führen aus, daß die Fertigungsgemein­
kosten ein^Teil der Selbstkosten sind. Sie weisen wegen der 
hauptsächlichsten Kostenarten der Fertigungsgemeinkosten 
auf Nr. 25 der Leitsätze für die Preisermittlung auf Grund 
der Selbstkosten bei Leistungen für öffentliche Auftraggeber 
(LSÖ) von 15. November 1938 (RGBl. I  S. 1624) hin.

Die Vorschriften der LSÖ dienen zur Ermittlung des 
Selbstkostenpreises bei bestimmter, öffentlichen Lieferungen. 
Die Selbstkosten sind aber etwas anderes als die steuerlichen 
Herstellungskosten. Die LSÖ kann also nur als Anhalt für 
die Ermittlung der steuerlichen Herstellungskosten dienen. 
Die LSÖ selbst kennen den Begriff, der Herstellungskosten. 
Diese setzen sich zusammen aus den Kosten für Werkstoffe, 
den Fertigungslöhnen und den Fertigungsgemeinkosten. Der 
Begriff der steuerlichen Herstellungskosten ist weiter. Nach 
den EStR 1939 können z. B. auch gewisse Sonderkosten zu 
den Herstellungskosten gehören.

Was im einzelnen zu den steuerlichen Herstellungskosten 
gehört, hängt von dem Herstellungsvorgang ab. In jedem 
Falle sind bei der Ermittlung der steuerlichen Herstellungs­
kosten die Werkstoffe, die Fertigungslöhne und die Ferti­
gungsgemeinkosten zu berücksichtigen. Im Einzelfall können 
auch noch Teile der Verwaltungskosten (z. B. die eindeutig
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mit der Herstellung zusammenhängenden Kosten der tech­
nischen Verwaltung) und Teile der Sonderkosten (z. B. nicht 
planmäßige Herstellkosten — Nr. 40 LSÖ) zu den steuer­
lichen Herstellungskosten gerechnet werden. Werkstoffe sind 
nach Nr. 10 LSÖ alle unmittelbar für den Liefergegenstand 
(Auftrag) erfaßbaren Rohstoffe, im Lieferbetrieb gefertigten 
Halb- und Teilerzeugnisse sowie wiederverwendete Abfälle 
usw. Unter Fertigungslöhnen sind alle unmittelbar bei der 
Fertigung des Liefergegenstands (Auftrags) erfaßbaren Werk­
statt- oder Verarbeitungslöhne des Lieferers zu verstehen.

Die Fertigungsgemeinkosten sind nach Nr. 25 LSÖ im 
wesentlichen nach den folgenden Kostenarten zu gliedern:
a) Gehälter für Lagerverwaltung, Abnahmepersonal des 

Auftragnehmers, Werkstattverwaltung, Meister, Lohn­
büro, Arbeitsvorbereitung, Werkstattkonstrukteure usw.

b) Hilfslöhne für Lagerbetrieb, Abnahmepersonal, Förder­
wesen, Kraftanlagen, Reinigung der Anlagen, Über­
wachung der Fertigung, Pförtner, Wach- und Sicher­
heitsdienst, für bezahlte Wartezeiten, Urlaub und dergl.

c) Soziale Aufwendungen:
1. Gesetzliche Beiträge zur Sozialversicherung auf Fer­

tigungslöhne und sonstige zugehörige Löhne und 
Gehälter, Beiträge zur Berufsgenossenschaft, Berufs­
schulung u. ä.,

2. freiwillige soziale Aufwendungen zugunsten der 
Gefolgschaft, soweit sie nach A rt und Höhe be- 
triebs- und branchenüblich sind und dem Grundsatz 
sparsamer Wirtschaftsführung nicht widersprechen.

d) Energie- und Brennstoffe (z. B. Gas, elektrischer Strom, 
Dampf, Druckluft, Kohle, Koks, Kraftstoffe, Wasser).

e) Hilfsstoffe, d. h. solche Stoffe, die nach ihrer A rt und 
Bedeutung weder Werkstoffe noch Betriebsstoffe sind, 
insbesondere solche, die sich als Werkstoffe mengen­
mäßig nicht ansetzen lassen (z. B. Säuren, Vergütungsöl, 
Rostschutz).

f) Betriebsstoffe (Kleinwerkzeuge, Werkzeugstahl, Treib­
riemen, Schweißmittel, Kühl-, Schmier-, Reinigungs­
mittel, hierher gehöriger Bürobedarf).

g) Laufende Instandhaltung (Reparaturen) von Betriebs­
bauten, Betriebseinrichtungen, Maschinen, Vorrichtungen, 
Werkzeuge usw. (Nicht zur laufenden Instandhaltung 
zählen Ersatzbeschaffungen von Anlagen, Maschinen­
einheiten u. ä. sowie wertsteigernde Überholungen. Groß­
reparaturen und ähnliche ungleichmäßig auftretende Aus­
gaben sind, soweit sie nicht Ersatzbeschaffungen dar­
stellen, gemäß den Grundsätzen einer gleichmäßigen 
Periodenabrechnung in die Instandhaltungskosten des 
Rechnungsabschnitts nur mit angemessenen Anteilen auf­
zunehmen).

h) Anlageabschreibungen auf Fertigungsanlagen, soweit sie 
nicht gesondert in Ansatz zu bringen sind.

i) Steuern, soweit sie den Fertigungsgemeinkosten zuzu­
rechnen sind (Vermögensteuer, Gewerbesteuer u. ä.).

k) Sonstige Posten wie Sachversicherung, Post- und Fern­
sprechgebühren, Reiseauslagen usw., soweit auf den Be­
reich der Fertigung anrechenbar.

Die vorstehend genannten Kostenarten sind jedoch nur 
für die Preiskalkulation nach LSÖ zu berücksichtigen. Zu 
den steuerlichen Fertigungsgemeinkosten gehören einwandfrei 
nur die Kostenarten zu a) bis g) und k). Nicht zu den 
steuerlichen Fertigungsgemeinkosten gehören die Kosten­
arten, deren Ansatz gegen steuerrechtliche Grundsätze ver­
stoßen würden.3) Die in Nr. 25 i LSÖ erwähnte Vermögen­
steuer zählt zu den steuerlich nicht abzugsfähigen Personen- 
steuem. Die Personensteuern gehören steüerlich nicht zu den 
Unkosten. Bei Ermittlung der Fertigungsgemeinkosten ist die 
Vermögensteuer nicht anzusetzen. Nicht den Fertigungsge­
meinkosten zuzurechnen sind weiter die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer und die betriebliche Kirchensteuer. Diese 
Steuern gehören schon nach Nr. 24 LSÖ nicht zu den Ge­
meinkosten, sondern zum kalkulatorischen Gewinn. Zweifel­
haft ist die Behandlung der Gewerbesteuer. Die nach dem 
Ertrag berechnete Gewerbesteuer würde nach Nr. 24 LSÖ 
nicht zu den Gemeinkosten gehören. Im Schrifttum4) wird 
die Auffassung vertreten, daß die Gewerbeertragsteuer nicht 
zu den steuerlichen Fertigungsgemeinkosten gehöre, wohl aber 
die Gewerbekapitalsteuer. Die Betriebsprüfungspraxis wird 
sich dieser Auffassung anschließen können. Der RFH hat 
allerdings im Urteil vom 5. März 1940 (Reichssteuerbl. 1940
S. 683) die Gewerbesteuer voll zu den Fertigungsgemein-

3) Eckstein aaO. Petschke StuW. 1941 Spalte 248.
4) Eckstein aaO. Petschke aaO.

kosten gerechnet, seine Auffassung aber nur mit einem Hin­
weis auf die Regelung in Nr. 25 i LSÖ begründet. In dem 
erwähnten Urteil wird auch die Aufbringungsumlage als zu 
den steuerlich zu berücksichtigenden Fertigungsgemeinkosten 
gehörig behandelt. Die gleiche Auffassung wird auch im 
Schrifttum vertreten.5 6 7).

Zweifelhaft ist weiter die Frage, in welcher Höhe die 
Anlageabschreibungen (Nr. 25 h LSÖ) bei der steuerlichen 
Ermittlung der Fertigungsgemeinkosten zu berücksichtigen 
sind. Im Schrifttum 8) wird die Auffassung vertreten, daß zu 
den steuerlichen Fertigungsgemeinkosten grundsätzlich die Ab­
schreibungen lt. Steuerbilanz gehören, nicht aber die lt. 
Handelsbilanz. Dies gilt für die Absetzungen für Abnutzung 
imd die Absetzungen für Substanzverbrauch. Die Praxis ver­
fährt nach den gleichen Grundsätzen. Meinungsverschieden­
heiten können dann auftreten, wenn es sich um die Berück­
sichtigung von Abschreibungen auf Grund von Bewertungs­
freiheit handelt. Bei der Inanspruchnahme der Bewertungs­
freiheit für kurzlebige Wirtschaftsgüter, auf Grund der Be­
stimmungen des neuen Finanzplans oder der OStV stimmt 
der Bilanzansatz für die einzelnen Wirtschaftsgüter in der 
Regel in der Handels- und Steuerbilanz überein. In der Be­
triebskalkulation werden die verbrauchsbedingten Absetzungen 
für Abnutzung berücksichtigt. BaierT) ist der Meinung, daß 
bei einem steuerlich schon vollständig abgeschriebenen An­
lagegut ein anteiliger Betrag für die tatsächliche Abnutzung 
bei Ermittlung der Fertigungsgemeinkosten nicht mehr ange­
setzt werden dürfe. Folgerichtig müßte dann aber die erhöhte 
Abschreibung wegen Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit 
bei der Ermittlung der Fertigungsgemeinkosten des Jahres an­
gesetzt werden, dessen Gewinn durch sie gemindert ist. Es 
leuchtet ein, daß sich bei diesem Verfahren erhebliche Ver­
schiebungen gegenüber der Betriebskalkulation ergeben können. 
Für die Praxis ist dies die günstigte Lösung. Im anderen 
Falle würde der Betriebsprüfer, bei der ohnehin schon 
schwierigen Ermittlung der Fertigungsgemeinkosten gezwun­
gen sein, noch viele Jahre hindurch rein kalkulatorisch Be­
träge für Absetzungen für Abnutzung zu berücksichtigen, 
die in der Buchführung überhaupt nicht mehr erscheinen. 
Aus rein praktischen Erwägungen halte ich auch im Gegen­
satz zu Baier die Abschreibungen auf niedere Teilwerte für 
kostenrechnungsfähig. Wenn nach diesen Grundsätzen ver­
fahren wird, wird die Übereinstimmung zwischen Prüfer­
bilanz und der steuerlichen Fertigungsgemeinkostenrechnung 
erzielt.

Nicht zu den Fertigungsgemeinkosten gehören das Del­
kredere, die Ausführförderungszahlungen, die kalkulatorisch 
berechneten Zinsen für Eigenkapital, die öffentlichen Spen­
den, die Barzuschüsse aus öffentlichen Mitteln, die, Beiträge 
und Zuschüsse von dritter Seite (sie stellen keine Aufwen­
dungen des Betriebs dar), der Arbeitslohn für den Unter­
nehmer und für nicht tatsächlich mitarbeitende Familien­
angehörige, die Unkosten für Selbstversicherung, die Privat­
ausgaben, die Ersatzbeschaffungen von Anlagewerten, die 
wertsteigernden Überholungen von Maschinen usw., und die 
über das normale Maß hinausgehenden Zuwendungen an 
Pensions- und Unterstützungskassen. Die Behandlung der 
Zinsen für Fremdkapital ist zweifelhaft. Sie werden steuer­
lich dann zu berücksichtigen sein, wenn sie' der Steuerpflich­
tige bei der Ermittlung der Fertigungsgemeinkosten ebenfalls 
angesetzt hat.

Zusammenfassend ist festzustellen, daß nicht alle in 
Nr. 25 LSÖ aufgeführten Kostenarten bei der Ermittlung der 
steuerlichen Fertigungsgemeinkosten berücksichtigt werden 
können. In der Praxis wird sich über die Frage, welche 
Kostenarten zu den steuerlichen Fertigungsgemeinkosten zu 
rechnen sind, meist eine Einigung erzielen lassen. Der Be­
triebsprüfer wird aber in manchen Fällen eine besondere 
steuerliche Kostenrechnung aufstellen müssen. Die hierbei 
auftretenden Schwierigkeiten verursachen oft mehr Arbeit 
als die Überlegung, welche Kostenart zu den Fertigungsge­
meinkosten gehört.

Bei Betrieben, die den Vorschriften der LSÖ unterliegen, 
wird der Betriebsprüfer brauchbare Unterlagen vorfinden. 
Die LSÖ schreiben in Nr. 9 vor, daß in der Betriebsrechnung 
die Selbstkosten nicht nur nach Kostenträgern, sondern auch 
nach Kostenarten und Kostenstellen gegliedert sein müssen, 
Beispiele für Kostenarten sind in der bereits erwähnten 
Nr. 25 LSÖ enthalten. Unter Kostenstellen versteht man 
z. B. die Fertigungsstellen (z. B. Stanzerei, Gerätebau, Mon­
tage), die ,allgemeinen Kostenstellen (z. B. Grundstücke, Ge­

5) Petschke aaO.
6) Baier DStZ. 1941 S. 154, Petschke aaO.
7) Baier aaO.
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bäude, Kesselhaus, allgemeiner Betrieb), die Materialhilfs­
stellen (z. B. Einkauf, Rohmateriallager), die Verwaltungs­
stellen (z. B. Buchhaltung, allgemeine Verwaltung) und den 
Vertrieb (z. B. Musterentwicklung, Werbung, Fertiglager und 
Versand). Unter Kostenträgern sind die im Betrieb herge­
stellten Erzeugnisse, die selbst-hergestellten Werkzeuge, die 
im eigenen Betrieb erfolgte Maschineninstandsetzung usw. 
zu verstehen. Die Betriebsrechnung würde also z. B. wie 
folgt zu gliedern sein:

Kostenart Kostenstelle Kostenträger
Fertigungslohn Stanzerei . Erzeugnis A

Gerätebau 
Montage

Bei Betrieben, die die durch die zuständigen Wirtschafts- 
gi'uppen für verbindlich erklärten Buchführungsrichtlinien 
und Kontenrahmen eingeführt haben, wird eine auch für 
steuerliche Zwecke brauchbare Betriebsabrechnung vorliegen. 
Für die Betriebsabrechnung sind die Zahlen der Buchhaltung 
maßgebend. Diese Zahlen sind auf die einzelnen Kosten­
arten, Kostenstellen und Kostenträger zu verteilen. Bei einer 
Nachprüfung kann hierbei die Frage auftreten, ob der vom 
Betrieb gewählte Verteilungsschlüssel zutreffend ist. Der 
Betriebsführer wird sich aber im allgemeinen an die Be­
triebsabrechnung halten können.

Wesentlich schwieriger gestaltet sich jedoch die Er­
mittlung der Herstellungskosten und damit auch der steuer­
lichen Fertigungsgemeinkosten bei Betrieben, bei denen eine 
Betriebsabrechnung nicht oder nur zum Teil vorliegt. Diese

Fälle treten in der Praxis zur Zeit noch am häufigsten auf. 
Bei manchen Betrieben sind wenigstens die Kostenarten auf­
gegliedert. Der Betriebsprüfer muß dann die Verteilung der 
Kostenarten auf die Kostenstellen und Kostenträger selbst 
vornehmen. Dies wird in der. meisten Fällen nur im Whge der 
Schätzung möglich sein.

Darüber hinaus gibt es auch noch Fälle, in denen der 
Betriebsprüfer auch die einzelnen Kostenarten aus der Buch- 
fühnxng herausziehen muß. Es bedarf keiner Erörterung, daß 
sich die Ermittlung der steuerlichen Fertigungsgemeinkosten 
in Fällen dieser A rt besonders zeitraubend gestaltet. Die Ein­
führung von Kontenplänen und Kostenplänen schafft auch 
für die steuerliche Betriebsprüfung erhebliche Erleichterungen.

Ich habe vorstehend nur einige der Schwierigkeiten recht­
licher und tatsächlicher A rt geschildert, die bei der steuer­
lichen Ermittlung der Fertigungsgemeinkosten auftreten kön­
nen. Die Betriebsprüfung wird im Regelfall im Hinblick auf 
diese Schwierigkeiten großzügig verfahren. Sie wird sich im 
allgemeinen auf die Feststellungen beschränken, ob die vom 
Betrieb ermittelten Fertigungsgemeinkosten auch unter Be­
achtung der steuerlichen Grundsätze in die Prüferbilanz 
übernommen werden können. Hierbei soll nicht kleinlich 
verfahren werden. Wenn das zu prüfende Unternehmen 
allerdings die Herstellungskosten nur im Wege der Schätzung 
ermittelt hat, wird sich die gesonderte Aufstellung einer 
steuerlichen Fertigungsgemeinkostenrechnung nicht umgehen 
lassen. Auch in diesen Fällen halte ich es für zweckmäßig 
eine Übereinstimmung in den Auffassungen des Betriebs­
prüfers und des geprüften Unternehmens herbeizuführen.

Sleuerkalender des Reichsgaues Danzig-Wesipreußen - November 1941
Für Danzig und die ehemals osipreußischen Gebiete
10.: Anmeldung und Abführung der Lohnsteuer einschl. 

Kriegszuschlag und Sozialausgleichsabgabe für Oktober 
1941.
Abführung der im Monat Oktober vom Arbeitslohn 
einbehaltenén Bürgersteuer.
Zahlung der Vermögensteuer für III. Rvj. 1941; Zahlung 
der Jahressteuer, wenn diese nicht mehr als 20 RM 
beträgt.
Umsatzsteuer-Vorauszahlung der Monatszahler für Ok­
tober 1941.
Abschlagzahlung für Oktober 1941 auf Versichepung- 
und Feuerschutzsteuer nach dem Prämiensollbetrag. 
Anmeldung und Zahlung der Beförderungsteuer für Per­
sonen- und Gepäckverkehr mit Kraftfahrzeugen für 
Oktober 1941. 5

15.: Tilgungsrate der Ehestandsdarlehen.
Anmeldung und Zahlung der Börsenumsatzsteuer im Ab­
rechnungsverfahren für Oktober 1941.

20.: Anmeldung und Zahlung des Kriegszuschlags zum Klein­
handelspreis für Bier, Tabakwaren und Schaumwein durch 
die Hersteller für die Lieferungen im Oktober 1941. 
Arimeldung und Zahlung der Beförderungsteuer für 
Möbel- und Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen für 
Oktober 1941.

1. Dezember: Anmeldung und Entrichtung der Versicherung- 
und Feuerschutzsteuer nach dem Prämienistbetrag für 
Oktober 1941.

Für die eingegiiederien Ostgebiete
10.: Anmeldung und Abführung der Lohnsteuer einschl. 

Sozialausgleichsabgabe für Oktober 1941.
Abführung der im Monat Oktober vom Arbeitslohn 
einbehaltenen Bürgersteuer.
Umsatzsteuer-Vorauszahlung der Monatszahler für Ok­
tober 1941.
Zahlung der Vermögensteuer für III, Rvj. 1941; Zahlung 
der Jahressteuer, wenn diese nicht mehr als 20 RM 
(bei polnischen Landwirten nicht mehr als 10 RM) 
beträgt.
Abschlagzahlung für Oktober 1941 auf Versicherung- 
und Feuerschutzsteuer nach dem Prämiensollbetrag. 
Anmeldung und Zahlung der Beförderungsteuer für Per­
sonen- und Gepäckverkehr mit Kraftfahrzeugen für 
Oktober 1941.

15.: Zahlung der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 
und Gewerbekapital für III. Rvj. 1941.
Anmeldung und Abführung der Gewerbelohnsummen­
steuer für Oktober 1941.
Zahlung je eines Vierteljahresbetrages der Grundstück- 

■ Steuer und der Grundsteuer 1941.
Anmeldung und Zahlung der Börsenumsatzsteuer im Ab­
rechnungsverfahren für Oktober 1941.
Tilgungsrate der Ehestandsdarlehen.

20.: Anmeldung und Zahlung det Beförderungsteuer für 
Möbel- und Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen für 
Oktober 1941.
Anmeldung und Zahlung des Kriegszuschlags zum Klein­
handelspreis für Bier, Tabakwaren und Schaumwein durch 
die Hersteller für die Lieferungen im Oktober 1941.

1. Dezember: Anmeldung und Entrichtung der Versicherung- 
und Feuerschutzsteuer nach dem Prämienistbetrag für 
Oktober 1941.

Gemeindesieuern in Danzig
10. : Bürgersteuer der Veranlagten. Zahlung für das laufende’

Vierteljahr.
Getränkesteuer. Zahlung der Steuer für den zurückliegen­
den Monat und Abgabe der Aufzeichnungen an das 
Stadtsteueramt.

11. : Getränkesteuer. Vorauszahlung der Steuer in Höhe der
Steuersumme für das vergangene Monatsdrittel.

15.: Grundstücksabgabensoll. Zahlung für das laufende Viertel­

jahr. Im Soll sind enthalten und bis auf weiteres als 
Vorauszahlung zu entrichten: die bisherige Grundvermö­
gensteuer, Straßenreinigungsbeitrag, Kanalgebühr, M üll­
abfuhrgebühr, Wohnungsbauabgabe.
Gewerbesteuer. Zahlung für das laufende Vierteljahr.

21.: Getränkesteuer. I ' Vorauszahlung der Steuer in Höhe der 
OA ^  , > oteuersumme für das vergangene Mo-
30.: Getrankesteuer. natsdrittel.

Lesen und verbreiten Sie die Danziger Wirtschafts-Zeitung
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Neue Reichsgesetze für die Ostgebiete
Reichsgesetz­
blatt Teil I 
Nr. Seite

Zweite Verordnung über den Arbeitseinsatz in 
den eingegliederten Ostgebieten. (Vom
17. September 1 9 41 .)........................................ • •

Zweite Verordnung über die Preisbildung in den 
eingegliederten Ostgebieten. (Vom 24. Sep­
tember 1941.) . . . • • • • - ..........................

VO über die bürgerliche Rechtspflege in den 
eingegliederten Ostgebieten (Ost - Rechts­
pflege-Verordnung — ORpflVO —). (Vom
25. September 1941 .)....................................................

Erste Durchführungsverordnung zur Verordnung 
über die bürgerliche Rechtspflege in den 
eingegliederten Ostgebieten (Erste Ost- 
Rechtspflege - Durchführungsverordnung —
1. ORpflDVO —). (Vom 25. September 1941.) 

Zweite Verordnung über die Einführung von 
Vorschriften des Feuerlöschwesens in den 

.eingegliederten Ostgebieten. (Vom 1. Oktober
1941.) ...........................................................................................

Durchführungsverordnung zur Verordnung über 
die vorläufige Regelung des Berufsschul­
wesens in den Reichsgauen Danzig-West­
preußen und Wartheland. (Vom 5. Oktober
1941.) .....................................................................................

Anordnung über die Bestellung von Vertrauens­
männern in den öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben der eingegliederten Ostgebiete.
(Vom 1. Oktober 1941.) .......................................

VO über die Frachtenbildung in der Binnen­
schiffahrt. (Vom 3. Oktober 1941.) . . .

Bekanntmachung der neuen Fassung der Ersteh 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
die Sicherung der Reichsgrenze und über 
Vergeltungsmaßnahmen. (Vom 8. Oktober
1941.) ...........................................................................................

(Diese Verordnung gilt im Regierungsbe­
zirk Marienwerder für die Landkreise 
Rosenberg, Marienwerder und Stuhm.) 

VO über den Einsatz des Kriegshilfsdienstes des 
Reichsarbeitsdienstes für die weibliche Jugend.
(Vom 9. Oktober 1941.).............................................

(Der Kriegshilfsdienst des Reichsarbeits­
dienstes für die weibliche Jugend kann 
auch im Elsaß, in Lothringen und in 
Luxemburg abgeleistet werden.)
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Handelsregister
für Danzig-Westpreußen

Ib u i/.ii;
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 227 vom 29. September 1941) 

Die nachstehend in unser Handelsregister Abteilung A 
eingetragene Firma Nr. 2319 Bruno Landau, Danzig (Sitz: 
Skalmierzyce), besteht nach den angestellten Ermittelungen 
nicht mehr. Da die Anmeldung des Erlöschens dieser Firma 
auf dem imi § 14 bzw. 31 HGB. bezeichneten Wege nicht 
herbeigeführt werden kann, soll sie von Amts wegen ge­
löscht werden.

Der Inhaber dieser Firma wird deshalb aufgeforddrt, 
seinen etwaigen Einspruch gegen die beabsichtigte Löschung 
bis zum 29. Dezember 1941 bei Gericht geltend zu machen.

Lest »Die Danziger Wirtschafts-Zeitung«

STABYLO
T I N T E N S T I F T E  D

Schwan

--------- )  m i ł
estent

S c h r e i b k e r n

Die nachstehend in unser Handelsregister Abteilung B 
eingetragenen Firmen:

Nr. 2623 Alliance Assurance Company, Limited, Danzig 
(Sitz: London),

Nr. 2629 Seiberling-Tire Corporation in Danzig Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung, Danzig,

Nr. 2630 W. Solomir & Co. Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung, Holzexport, Danzig,

Nr. 2745 H. & E. Czarlinski Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung, Danzig,
sollen gemäß §§ 2 und 3 der Verordnung über die Auflösung 
und Löschung von Gesellschaften und Genossenschaften vom 
9. Oktober 1934 (RGBl. S. 914) von Amts wegen im Han­
delsregister gelöscht werden, da sie kein Vermögen besitzen.

Jeder, der an der Unterlassung der Löschung ein berech­
tigtes Interesse hat, hat die Berechtigung, seinen etwaigen 
Widerspruch gegen die beabsichtigte Löschung bis zum 
29. Dezember 1941 bei Gericht geltend zu machen.

Die nachstehend aufgeführten in unserem Handelsregister 
eingetragenen Firmen sind am 20. September 1941 von 
Amts wegen gelöscht worden:

A  486 S. J. Jewelowski, Danzig, mit Zweigniederlassun­
gen in Osche, Kranischer-Mühle (Kreisgericht Schweiz) und 
Berlin-Charlottenburg.

A 2026 Danzig-Rückforter Sägewerke, Danzig.
B 893 Handelsgesellschaft für Malz- und Brauindustrie 

Aktiengesellschaft, Danzig.

(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 229 vom 1. Oktober 1941) 
Veränderungen:

Am 19. September 1941
A 135 jetzt 6385 Auto-Service Inhaber Förster u. Jahn, 

Danzig [Elisabethwall 9]. Der Kaufmann Walter Stadie in 
Danzig ist in die Gesellschaft als persönlich haftender Gesell­
schafter eingetreten. Zur Vertretung der Gesellschaft sind nur 
der Kaufmann Albert Förster und der Kaufmann Walter 
Stadie jeder allein ermächtigt. Die Firma ist geändert in: 
Stadie & Co.

Am 23. September 1941
A 490 jetzt 6458 Offene Handelsgesellschaft Fischer & 

Nickel, Danzig [Hopfengasse 26/28]. Einzelprokurist ist: 
Kaufmann Bruno Witzke, Danzig.

Am 19. September 1941
B 800 Tiply Aktiengesellschaft für Holz-Industrie und 

Handel, Danzig. Durch Anordnung des Beauftragten für die 
Förderung und Sicherstellung der jüdischen Auswanderung 
vom 16. Juli 1941 und auf Grund der Verordnung, betr. die 
Entjudung der Danziger Wirtschaft und des Danziger Grund­
besitzes vom 22. Juli 1939 und vom 4. September 1939 ist 
die Firma beschlagnahmt. Zum Treuhänder ist Herr J. Leich­
nitz, Danzig-Langfuhr [Winterfeldtweg 11], bestellt.

Am 23. September 1941
B 1347 Ika, Danziger Schuh-Aktiengesellschaft, Danzig. 

Der Kaufmann Hans Zimmermann, Berlin, ist zum weiteren 
Vorstandsmitglied bestellt. Die Prokura des Hans Jeremic 
ist erloschen.

Am 24. September 1941
B 206 jetzt 2995 Carl Siede, Gesellschaft mit beschränk­

ter Haftung, Danzig [Neugarten 20/21]. Durch Beschluß der 
Gesellschafterversammlung vom 21. Mai 1941 sind auf Grund 
der Umstellungsverordnung vom 16. Januar 1940 und der Um­
stellungsbilanz zum 1. Januar 1941 das Stammkapital und die 
Geschäftsanteile auf Reichsmark umgestellt und die Satzung 
dementsprechend und ferner §§ 13, 16 der Satzung (Vertrags­
strafe) geändert. Das Stammkapital beträgt jetzt 600 000, 
Reichsmark.

B 5 jetzt 2996 Weichsel Danziger Dampfschiffahrts- und 
Seebad-Actien-Gesellschaft, Danzig [Hopfengasse 26/27], Der 
ursprüngliche Gesellschaftsvertrag ist am 6. Januar 1881 fest­
gestellt und nach mehrfachen Abänderungen ersetzt durch die 
in der Hauptversammlung vom 10. Juli 1941 festgestellte 
Fassung. § 1 (Firma), § 2 (Gegenstand) der Satzung sind ge­
ändert. Die Firma lautet jetzt: Weichsel Danziger Darnpf- 
schiffahrt-Aktiengesellschaft zu Danzig. Gegenstand des Un­
ternehmens ist fortan der Betrieb der Schiffahrt zur See und 
auf Binnengewässern. Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweig­
niederlassungen zu errichten, sich bei anderen Unterneh­
mungen zu beteiligen, andere Unternehmungen zu erwerben 
und zu errichten, Interessengemeinschaftsverträge abzu­
schließen und alle sonstigen Geschäfte einzugehen, die ge­
eignet sind, ihren Geschäftszweig zu fördern. Durch Beschluß
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der Hauptversammlung vom 10. Juli 1941 ist das Stamm­
kapital auf Grund der Umstellungsverordnung vom 16. Januar 
1940 und der Umstellungsbilanz zum 1. Januar 1940 auf 
Reichsmark umgestellt. Dieselbe Hauptversammlung hat die 
Erhöhung des Grundkapitals um 400 Ö00,— RM beschlossen. 
Das Grundkapital beträgt jetzt 600 000,— RM. Die Gesell­
schaft wird, wenn der Vorstand nur aus einer Person besteht, 
durch diese allein vertreten. Besteht der Vorstand aus meh­
reren Personen, so wird die Gesellschaft durch zwei M it­
glieder des Vorstandes oder durch ein Mitglied in Gemein­
schaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat 
kann bestimmen, daß einzelne Vorstandsmitglieder allein zur 
Vertretung der Gesellschaft befugt sind. Stellvertretende 
Vorstandsmitglieder stehen . hinsichtlich ihrer Vertretungs- 
macht den ordentlichen Vorstandsmitgliedern gleich.

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Das 
Grundkapital ist eingeteilt in 1000 Aktien mit einem Nenn­
beträge von je 300,— RM und 300 Aktien mit einem Nenn­
beträge von je 1000,— RM. Die Aktien lauten auf den 
Inhaber.

B 1096 jetzt 2997 Urbinwerke Chemische Fabrik, Ge­
sellschaft mit beschränkter Haftung, Danzig [-Ohra, Horst- 
Wessel-Straße 20]. Durch Beschluß der Gesellschafterver­
sammlung vom 9. Juni 1941 sind auf Grund der Umstellungs­
verordnung vom 16. Januar 1940 und der Reichsmarkeröff­
nungsbilanz zum 1. September 1940 das Stammkapital und die 
Geschäftsanteile auf Reichsmark umgestellt und der Gesell­
schaftsvertrag dementsprechend und durch Fortfall der §§ 3 a 
und 4 a geändert. Das Stammkapital beträgt jetzt 60 000,— 
Reichsmark.

*

(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 236 vom 6. Oktober 1941) 
Veränderung:

Am 29. September 1941.
A 6180 jetzt 6459 Hans Schwartz, Danzig-Langfuhr 

[Heiligenbrunner .Weg 34]. Dem Kaufmann Georg Haase, 
Danzig-Brösen, ist Prokura erteilt.

Neueintragung:
Am 29. September 1941.

B 2998 Handelsaufbau-Ost Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung Zweigniederlassung Danzig, Danzig [Gotenhafen, 
Adolf-Hitler-Straße 49]. Gegenstand des Unternehmens: Pla­
nung und Aufbau sowie Förderung eines deutschen boden­
ständigen Handels in den neuen deutschen Ostgebieten, ins­
besondere durch Auswahl der hierzu geeigneten vorhandenen 
Handelsbetriebe, Unterstützung der Gründung neuer Handels­
betriebe, Auswahl geeigneter Personen zur Einsetzung als 
komm. Verwalter (Treuhänder) für bestehende Geschäfte, 
berufliche oder betriebliche Beratung derselben, Vorschlag 
geeigneter Personen an die zuständige Treuhandstelle für die, 
Eigentumsübernahme an Handelsbetrieben und der Bedin­
gungen hierfür, Vermittlung, Hergabe und Verwaltung von 
Aufbau- und Betriebskrediten an Treuhänder und Eigen­
tümer von Handelsbetrieben, Kreditpflege durch Beratung 
und betriebliche und berufliche Förderung der Kreditnehmer. 
Der Gesellschaftsvertrag ist am 20. Februar 1940 abge­
schlossen. Durch Beschluß der Gesellschafter vom 11. De­
zember 1940 ist die Satzung geändert in § 2 Absatz 1 und 
Absatz 2 (Gegenstand des Unternehmens) sowie durch Ein­
fügung eines Absatzes 4 zu § 3 (Nachschüsse) und eines 
Absatzes 2 (Mitteilung an Finanzamt von gewissen Gesell­
schafterbeschlüssen) sowie eines Absatzes 3 (Verwendung 
des Reinvermögens bei Auflösung) zu § 11. Durch Beschluß 
der Gesellschafter vom 1. April 1941 ist der Gesellschafts­
vertrag geändert in §§ 5 (Vertretung), 6 (Aufsichtsrat) sowie 
durch Einfügung eines § 7 a (Erteilung und Entziehung von 
Prokuren). Er ist sodann völlig neu gefaßt worden. Die Ge­
sellschaft hat mindestens zwei Geschäftsführer. Sie wird 
durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder einen Geschäfts­
führer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Zu 
Geschäftsführern sind bestellt: Geschäftsführer der Organi­
sation der gewerblichen Wirtschaft Albrecht Düren, Berlin, 
Assessor Louis Ferdinand Heyer, Berlin, Geschäftsführer 
der Organisation der gewerblichen Wirtschaft Dr. Erich 
Heinig, Berlin. Stammkapital: 20 000,— RM.

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Alle 
Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Deutschen 
Reichsanzeiger.

V eränderungen:
Am 26. September 1941.

B 719 Conny Keksfabrik Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, Danzig [Kielgraben 2]. Dem Kaufmann Ernst 
Dreyer, Danzig, ist derart Gesamtprokura erteilt, daß er 
gemeinsam mit der bisherigen Prokuristin Ella Babst in

Danzig vertretungsberechtigt ist. Die Einzelprokura der Ella 
Babst wird in eine Gesamtprokura umgewandelt.

B 6 jetzt 2898 Amada Vereinigte Oel- und Margarine­
werke Aktiengesellschaft, Danzig [Broschkischerweg 18]. 
Durch Beschluß der Hauptversammlung vom 30. Juli 1941 
ist auf Grund der Umstellungsverordnung vom 16. Januar 
1940 und der Reichsmarkeröffnungsbilanz zum 1. Januar 1941 
das Gesellschaftskapital auf 7 000 000,— Reichsmark um­
gestellt und der § 4 der Satzung dementsprechend geändert.

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Das 
Grundkapital ist zerlegt in 7000 Stück Aktien im Nenn­
beträge von je 1000,— RM.

Am 29. September 1941.
B 2977 bisher 85 Gemeinnützige Wohnungsbaugesell­

schaft Osten, Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Danzig 
[Am Hagelsberg]. Dem Architekten Erich Machetanz in 
Zoppot ist Prokura derart erteilt, daß er nur mit einem Ge­
schäftsführer zur Vertretung der Gesellschaft ermächtigt ist.

Marienburg Westpr.
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 229 vom 1. Oktober 1941) 

Am 13. September 1941
Abt. A  Nr. 201 Vereinigte Lichtspiele W illi Kolle- 

kowski, Marienburg. Der Frau Erna Kollekowski geb. 
Nimmerjahn in Marienburg ist Prokura erteilt.

Marienwerder Westpr.
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 225 vom 26. September 1941) 

Veränderung: 13. September 1941.
A 528 Firma Arnold Reisch vorm. J. Wunderlich 

Nachfl. Die Firma lautet jetzt: Reisch und Dyck Kommandit­
gesellschaft, Marienwerder. Kommanditgesellschaft seit 1. Juli 
1941. Gesellschafter sind der Kaufmann und Lederhändler 
Arnold Reisch und der Kaufmann Hans Dyck, beide in Ma­
rienwerder. Zur Vertretung der Gesellschaft ist jeder Ge­
sellschafter für sich allein ermächtigt. Es sind zwei Kom­
manditisten beteiligt.

*

(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 234 vom 7. Oktober 1940) 
Am 25. September 1941

A Nr. 457 die Firma Hermann Roll Nachfl. ist erloschen.

Genossenschaftsregister
Danzig
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 224 vom 25. September 1941) 

Veränderung am 18. September 1941:
10 Gn.-R. 70 Einkaufsgenossenschaft der Kolonialwaren- 

'  händler, eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haft­
pflicht, Danzig [Milchkannengasse 12]. Der Gegenstand ist 
dahin geändert, daß auch die Förderung, Erhaltung und 
Schaffung gesunder selbständiger Existenzen im Kolonial­
waren- und Lebensmitteleinzelhandel und Sicherung ihrer 
Leistungsfähigkeit im Dienste an der Käuferschaft Gegen­
stand ist.

W e rb e n  h e iß t a n  d ie  Z u k u n ft  d e n k e n  /

FÜR:
Gefolgschafts-,
M ateria l-,
Betriebsüberwachung

Schränke
Ordner
Streifengeräte

P ro s p e k t 4 0 7  
g ib t  n ä h e re  A u s k u n ft

Karl Marx
DANZIG

Brotbänkengasse 25
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Cumpoíi ein i»icl)tigcr Kofjsioff

Sammelt Spinnstoffe!
Schon vor dem Weltkrieg besaß Deutschland eine 

leistungsfähige Reißwoll- und Reißbaumwollindustrie. So 
wurden allein im Jahre 1913 40000 Tonnen Lumpen im 
Werte von 30 Millionen RM verarbeitet. Der Zwang, De­
visen zu ersparen, ließ nach dem Weltkriege die verarbei­
teten Mengen an Reißwolle und Reißbaumwolle erheblich 
ansteigen. So kam es, daß bereits im Jahre 1937 170 000 
Tonnen Alttextilien in einem Werte von etwa 130 Millionen/ 
RM in Deutschland verarbeitet wurden. Trotzdem war die 
Nachfrage größer, so daß Lumpen im Werte von fast 
25 Millionen RM in diesem Jahre eingeführt werden mußten. 
Zur Schaffung einer nationalen Rohstoffreserve bzw. zu ihrer 
Verstärkung, ist deshalb die Ablieferung von Rohstoffen, 
textiler Herkunft eine absolute nationale Pflicht geworden. 
Auch durch die kleinste abgelieferte Menge wird zum Sieg 
der gesamten Nation beigetragen.

K u rzm e ld u n g e n
Bezirksstelle Danzig errichtet

Aus organisatorischen Gründen hat die Industrie- und 
Handelskammer Danzig-Westpreußen eine B e z i r k s g e ­
s c h ä f t s s t e l l e  D a n z i g  errichtet, die für die Kreise 
Danzig-Stadt, Danzig-Land, Dirschau, Pr. Stargard, Könitz, 
Berent, Karthaus und Neustadt, sowie die Stadtkreise Goten­
hafen und Zoppot zuständig ist.

Der Kreis Großes Werder gehört jetzt zum Bezirk der 
Industrie- und Handelskammer Danzig-Westpreußen, Zweig­
stelle Elbing.

Tagung des Grenzlandausschusses der Reichs­
wirtschaftskammer

In diesen Tagen tr it t  in Bromberg der Grenzlandausschuß 
der Reichswirtschaftskammer zu wichtigen Beratungen über 
einschlägige Ostfragen zusammen. Der Reichsgau Danzig- 
Westpreußen wird bei dieser Tagung durch den Leiter der 
Wirtschaftskammer und Präsidenten der Industrie- und Han­
delskammer Danzig-Westpreußen, Dr. Eugen Mohr, ver­
treten.

Gewinnfeststellung und Gewinnabführung durch 
die Industriebetriebe

Industriebetriebe mit Jahresumsätzen über RM 50 000,— 
haben die „Erklärung nach § 22 der Kriegswirtschaftsverord- 
nung“ auszufüllen, sobald den Betrieben durch die W irt­
schaftsgruppen bzw. Fachgruppen die Erklärungsvordrucke 
und durch die Industrie, Abteilung der Wirtschaftskammer 
Danzig-Westpreußen die Einlagebogen zur Gewinnerklärung 
zugestellt worden sind. Die Abgabe der Gewinnerklärung an 
die zuständige Preisüberwachungsstelle ist erforderlich, wenn 
die Prüfung der Gewinne die Abführung des Übergewinns 
oder die Durchführung der Preissenkung notwendig macht. 
Industriebetriebe mit einem Jahresumsatz von mehr als 
RM 500 000,— haben in jedem Falle die Gewinnerklärung an 
die Preisüberwachungsstelle abzusenden, gleichgültig, ob eine 
Pflicht zur Preissenkung oder Gewinnabführung besteht oder 
nicht.

Um den Industriebetrieben des Reichsgaues Danzig- 
Westpreußen die Abgabe der Erklärung nach § 22 KWVO 
einschl. des besonderen Einlagebogens zu erleichtern, hat die 
Industrie-Abteilung der Wirtschaftskammer Danzig-West­
preußen (Danzig, Hundegasse 83/84; Fernsprecher 22656) die 
einschlägigen Bestimmungen über die Gewinnfeststellung und 
die Gewinnabführung in der Form eines Alphabets zusammen­
gestellt und als Manuskript drucken lassen. Das „A-B-C der 
Gewinnfeststellung und Gewinnabführung nach § 22 KWVO 
für die Industriebetriebe im Reichsgau Danzig-Westpreußen“ 
wird zum Preise von RM 0,50 für das Stück von der In­
dustrie-Abteilung der Wirtschaftskammer Danzig - West­
preußen oder den Zweigstellen der Industrie- und Handels­
kammer Danzig-Westpreußen in Danzig, Bromberg, Elbing, 
Graudenz und Thorn bzw. durch die Bezirksgeschäftsstellen 
Danzig-Westpreußen der Wirtschaftsgruppen Bauindustrie, 
Bekleidungsindustrie, Brauerei und Mälzerei, Druck, Holz­
verarbeitende Industrie, Sägeindustrie, Spiritusindustrie und 
Steine und Erden abgegeben.

Diese Dienststellen, der Organisation der gewerblichen 
Wirtschaft erteilen auch jede gewünschte Aufklärung über 
alle Fragen, die mit der Abführung der Übergewinne und mit 
der Preissenkung Zusammenhängen.

Bücher
„Die Ost-Steuerhilfe-Verordnung“ von Schmidt-Roehr- Tom- 

bers, verlegt bei Universitätsbuchhandlung Kluge & 
Ströhm, Posen.

Die Broschüre bietet gute Anhaltspunkte für alle im 
Deutschen Osten tätigen Wirtschaftler. Sie erläutert ins­
besondere den Jahresabschluß und die Umsteliungsverord- 
nung. Eine Menge praktischer Beispiele dient der Klärung 
der Tatbestände.

„Preisregelungen für Eisen- und Hausratswaren“ . Herausge­
geben von der Schriftleitung des Eberswalder Offerten- 
blattes, Zeitschrift für den Eisenwaren-, Haus- und 
Küchengeräthandel. RM 1,10.

Es handelt sich hier um eine Neubearbeitung der bereits 
früher erschienenen Preisregelungen, die dem Großhandel 
und Einzelhandel eine leichte Übersicht bei den einzelnen 
Waren ermöglicht. Sämtliche Ausnahmegenehmigungen sind 
hier zusammengefaßt.

„Beiträge zur Berufseignungskunde“ . Herausgegeben vom 
Reichsinstitut für Berufsausbildung in Handel und Ge­
werbe im Einvernehmen mit der Deutschen Arbeits­
front. Leipzig, B. G. Teubner, Berlin. RM 2,—.

Es werden Richtlinien entwickelt, die aus Forschungs­
ergebnissen hinsichtlich der körperlichen Leistungen im Be­
ruf stammen. Aus der Schrift geht besonders hervor, welchen 
Einfluß heute die ärztliche Betreuung im Berufsleben hat. 
„Gliederung der Reichsgruppe Industrie“ , Herausgegeben von 

der Geschäftsführung. Lühe-Verlag, Leipzig, Berlin. 
RM 3,60.

Es handelt sich hier um die dritte Ausgabe vom April 
1941, in welcher bereits die neuen deutschen Reichsgaue 
im Osten berücksichtigt sind. Auch sonst ist die dritte 
Ausgabe dieser als Nachschlagewerk wichtigen Erscheinung 
wesentlich erweitert und vervollständigt. Sommer.

Hauptschriftleiter; Edgar S o m m e r , Danzig. — Berliner Schriftleiturig: Dr. Oe l t z e  v o n L o b e n t h a l ,  Berlin W  35, Derfflin- 
gerStr. 4 II, Tel. Sammel-Nr.222678. — Verantwortlicher Anzeigenleiter: Leo M ei s t er .Danzig. — Verlag: „Der Danziger Vor­
posten“ G. m. b.H., Danzig. — Die „Danziger Wirtschafts-Zeitung“ erscheint halbmonatlich. Einzelpreis RM —,50. Bezugs­
preis durch die Post: RM —,90 je Monat (ausschl. Zustellgebühr), im Ausland RM 8,— je Vierteljahr. Bestellungen bei 
jeder Postanstalt und beim Verlag. — z. Zt. ist Anzeigenpreisliste Nr. 3 gültig. — Druck: A. S c h r o t h ,  Danzig.
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durch

Löst jede Verschmutzung 

und greift die Haut nicht an

Siedes Reinigungs-Paste
M u ste r und A ngebot 

durch

E. S IE D E  • E L B IN G  • Seifenfabrik
S e i t  1 8 6 7 R if -G e n . N r. 1 8 1 1 9 6

S p e z ia l  ¡ tä te n :
Daol -E m a ille  fü r Innen und Außen 

Daolit-E m a ille  fü r Innen
Pedoiit -Fußboden lackfa rbe  

in 10 verschiedenen Farben
Danziger

Bernsteinfußbodenlack
vo rzüg lich  H ochg lanz , H a ltb a rke it 

und A u sg ie b ig ke it

Gesellschaft für Lack- und Farbenfabrikation m. b. H.
D A N Z I G  -  O L I V A

Colba&ersir. 104 Tel. 45224u.45223 Tel,»Adr.: DaobOliva

Für industrie, Handel und  
Gewerbe:

O e l-L a cke  / S p ir itu s -L a cke  
N itro ce llu lo se  und K un stha rz -L acke  

A u to - und K utschen lacke 
F lugzeug la cke  

Schiffsfarben und Lacke  
R ostschutzfa rben fü r E isen­

konstruktionen , S ch iffe , Tanks usw

aller Geschäftszweige
a ller Berufe
a u s  a l le n  L ä n d e rn

L is te  und A n g e b o t  frei. 
Wir machen Ihre Sendun­
gen auf Wunsch postfertig.

c Ñ J ^ e d A e a ñ Ílü & e h /
G r o ß d e u t s c h l a n d s  g r ö ß t e s  A d r e s s e n u n t e r n e h m e n
DRESDEN A16 BERLIN W8
M a c k e n s e n s t r a ß e  1 t  

6 4181  .  6 0 9 8 6  62Ç 97 6 3 4 0 3
M a u e r s t r a ß e  8 3 - 8 4  

F e rn ru f: 113866 u. 113867

G e s c h ä f t s s t e l l e n  i n :  
B R O M B E R G  A d o l f - H i t l e r  S tra ß e  71, R u f 3825  
E L B IN G , B is m a rc k s fra ß e  7 , R u f 2193  
G O I E N H A F E N ,  H e r m . - G ö r in g - S tr .1 8 ,  R u f 2411

G R A U D E N Z , G e t r e id e m a r k t  20 R u f 2083  
T H O R N ,  S e g le rq a s s e  22, R u f 1164  
T I E G E N  H O F  B a h n h o fs tr . 1 5 7 b , R u f 313

G ustav G raß h o ff
DANZIG-LANQFUHR

A d o lf-H itle r-S traß e  204 Ruf 425 78 
T e l.-A d r. Q U Q R A  D anzig -Langfuhr

Vermietung von Kesselwagen
für den Transport sämtl. flüssiger Produkte

ERNST SIEG
(vorm. Sieg & Co. G. m. b. H.)

D A N Z I G ,  Langer M a rk t  2 0
und

G O T E N H A F E N ,  Dänischer Kai

K o h le n -G ro ß -  und  E inze lhande l 
S ch le p p -, Bergungs- und  Le ich te rree de re i 

K o h le n s p e d itio n  - B unkerkoh len  - Frischwasser

/Dan<ziger •f-’euerdo'zieiäi
ö ffen tlic h -re c h tlic h e  Sachversicherungsanstalt im Reichsgau D a n z ig -W e s tp re u ß e n

D A N Z IG ,  E lisabethwall 9, A n ru f S am m eln u m m er 227 51

Spielwaren-Großhandel

W  •

m
T u g en  D o e tfts

Fischmarkt 9 -14  D A N Z IG  Ruf N r. 275 89
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Omport oon CJsland-OToos

Ü e rk a u f nur a n  LD iederoerkäu fer

<Danzig
‘Rltstädt. graben 95 

SRuf: 27936
<?ebr. 5perlich 0lum engroßhandlung

‘Ä ltestes und größtes <331um enexportgeschäft d e s  O stens

27 Konten sichtbar
D as A u g e  fin d e t schneller als d ie  H an d . Bis zu  
2 7  Konten stehen h in ter e in e r S ch rägsicht-Leit­
ka rte , augenblick lich  g riffb e re it. D ie  N am en  sind 
rasch ü b e rflo g e n . A n  d e r  S ichtzunge w ird  das g e ­
w ünschte Konto ohne langes B lättern h ochgezo gen . 
E iner von v i e l e n  V o rzü g e n  d e r  neuen  
T ay lo rix -S chrägs ich t-K onte i D R G M .
P rospekt 5 1 7  kostenfrei.

Taylorix Organisation Stuttgart

B e z irk s s te lle  D a n z ig : KARL M A R X , B ro tb ä n k e n g a s s e  25 . R u f 234 23

'Dietrich 'Dirkden

D A N Z I G
Heil.-Geist-Gasse 87/89 Tel. 27390 - 27391

T e x t ilw a re n - 
G roßhandlung

------------------  Fabrikation: ------------------
Berufsbekleidung. Hemden. Schürzen

Niederlassungen im General-Gouvernem ent: 
W arschau, Lowitsch, Grojec unter 

Firma Handelszentrale Dietrich Dirksen

Teerindustrie-aktiengesellschalt, Danzig
Chemische Fabrik /  Im- und Export /  T an k lag er

Erdöl- und Teererzeugnisse  
Iso lier- und Dachpappen

Spedition und Lagerei für 
Erdöl- und Teerprodukte



Dr. August Oetker
Nährmifttelfabrik

Danzig-Oliva

JUNKER & RUH K O M .-G E S . GRAUDENZ



------------Q u a L íiá ié -fa b r ík a ie --------------
d e rS u p p e n -A rtik e l und O bstverw erfungs-Industrie

M A X  ZAM EK  
Nährm ittelfabrik

DIRSCHAU
Reichsgau D an z ig -W e s fp re u ß e n

BIBLIOTEKA
UNIW ERSYTECKA

GDAŃSK

-----------------N -  ¿  d ' - - |

0 / 1 3 8 0

d ' n  H 1 </.

Wachs auf der Rückseite, 
wachshallige Farbe auf 

der Vorderseite.
Kein Rollen, 
kein Rutschen.

Saubere Hände, 
klare Schrill.

Grillig und handlich, 
farbkräliig und ergiebig.

S b l i k u n

G Ü N T H E R  W A G N E R .  D A N Z I G

ZU BEZIEHEN DURCH DIE FACHGESCHÄFTE

In- und ausländische

Krages - „S p e z ia l"  (hart) 510 x 165 cm -  3 - 5

Trockene L aubhö lzer in Eiche, Buche, Esche etc. exot. H ö lze r

Holzgroßhandlung Gerhard Sleppal
Büro- und S p e rrh o lz la g e r: Frauengasse 53 DANZIG Ruf: Büro 21704  nach Büroschluß 41769

u c l u l t u c l e t e L  cc^/. e i c h t e  à

DANZIG
H e ilige -G e is t-G asse  8 3 /8 4  • Ruf 2 8 4 2 0 /3 0

e d t i t c l i i i c L e n  n i e l  n u ż  O n Á n s t t le

Kohlen Koks Briketts
für Handel, Industrie, Schiffahrt und Landwirtschaft

SS Bruno Siilleri
D A N Z IG ,  T heaterp la tz  13, T e le fo n  23356  

Zen tra llag er Broschkischer W e g , T e le fon  23357
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